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Widmung

Dieses Buch ist all denen gewidmet, die schon seit Jahren durch
Recherchen und Veroffentlichungen mutig fiir Freiheit, Gerech-
tigkeit und Selbstbestimmung fiir alle Kinder, Frauen und Méan-
ner eintreten. Insbesondere ist es ihnen gewidmet, weil sie den
Mut haben, die Wahrheit auszusprechen und als Konsequenz
daraus als Spinner und / oder Verschworungstheoretiker diskre-
ditiert werden. Es ist ihnen gewidmet, denn sie lassen sich nicht
einschiichtern und nehmen teilweise sogar die Ablehnung von
Familie und Freunden in Kauf.

Es ist fiir die geschrieben, die schon lange wissen, das etwas
nicht stimmt in diesem Land. Fiir jene die bereit sind, friedlich
ihren Beitrag zu leisten um eine positive Veranderung fiir unser

Volk herbeizufiithren.

Es ist unseren Kindern und allen nachfolgenden Generationen
gewidmet, damit sie in Frieden und Freiheit mit allen Volkern
dieser Welt leben konnen.

»SEI DU SELBST DIE VERANDERUNG
DIE DU DIR WUNSCHST.”

Mahatma Gandhi



Die Mitglieder der Weissen Rose unter anderen
die Geschwister Hans und Sophie Scholl
verteilten im Jahr 1942 / 43 insgesamt
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sechs Flugblitter. 1943 wurden sie

fiir ihren friedlichen Widerstand hingerichtet.

Flugblatter der Wedls s en R o s e

Nichts ist eines Kulturvolkes unwiirdiger, als sich ohne
Widerstand von einer verantwortungslosen und dunklen Trieben
ergebenen Herrscherclique "regieren" zu lassen. Ist es nicht so,
daBR sich jeder ehrliche Deutsche heute seiner Regierung schamt, und
wer von uns ahnt das Ausmal der Schmach, die iber uns und unsere
Kinder kommen wird, wenn einst der Schleier von unseren Augen
gefallen ist und die grauenvollsten und jegliches MaB unendlich
Uberschreitenden Verbrechen ans Tageslicht treten? Wenn das deutsche
Volk schon so in seinem tiefsten Wesen korrumpiert und zerfallen
ist, daR es, ohne eine Hand zu regen, im leichtsinnigen Vertrauen
auf eine fragwlirdige Gesetzmdbigkeit der Geschichte das H&chste,
das ein Mensch besitzt und das ihn iUber jede andere Kreatur erhoht,
ndmlich den freien Willen, preisgibt, die Freiheit des Menschen
preisgibt, selbst mit einzugreifen in das Rad der Geschichte und es
seiner verniinftigen Entscheidung unterzuordnen - wenn die Deutschen,
so jeder Individualitat bar, schon so sehr zur geistlosen und feigen
Masse geworden sind, dann, ja dann verdienen sie den Untergang.[...]

Wenn jeder wartet, bis der andere anfangt, werden die Boten der
rdchenden Nemesis unaufhaltsam ndher und ndher riicken, dann wird
auch das letzte Opfer sinnlos in den Rachen des unersdttlichen
Damons geworfen sein. Daher muR Jjeder einzelne seiner Verantwortung
als Mitglied der christlichen und abendld&ndischen Kultur bewult

in dieser letzten Stunde sich wehren, soviel er kann, arbeiten

wider die GeiBel der Menschheit, wider den Faschismus und jedes ihm
dhnliche System des absoluten Staates. Leistet passiven Widerstand

- Widerstand -, wo immer Ihr auch seid, verhindert das Weiterlaufen
dieser atheistischen Kriegsmaschine, ehe es zu spdt ist, ehe die
letzten Stddte ein Trimmerhaufen sind, gleich K&ln, und ehe die
letzte Jugend des Volkes irgendwo fiir die Hybris eines Untermenschen
verblutet ist. VergeRt nicht, daB ein jedes Volk diejenige Regierung
verdient, die es ertragt! [...]



WER SEINE FREIHEIT AUFGIBT,
UM SICHERHEIT ZU ERLANGEN,

WIRD AM ENDE BEIDES VERLIEREN.

Benjamin Franklin, Amerikanischer Prdsident

WENN RECHT zZU UNRECHT WIRD,
WIRD WIDERSTAND ZUR PFLICHT.

Berthold Brecht, dt. Dichter

WENN DIE MACHT DER LIEBE
DIE LIEBE ZUR MACHT UBERSTEIGT,

ERST DANN WIRD DIE WELT WISSEN,
WAS FRIEDEN IST.

Jimi Hendrix, Musiker
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Der Rechtsstatus ,Deutschland” von 1871 bis heute.

1871-1918 Staatenbund ,Deutsches (Kaiser)Reich“ aus 26 souveranen Einzelstaaten
(Kgr. Sachsen, Kgr. Bayern usw.) mit Einigung auf einen Verfassungsvertrag bei dem die
Bundesstaaten die Souveranitat mit eigenem Staatsangehérigkeitsrecht behalten

(siehe RUStAG 84.1 (1913). Erst hierliber kann man als Deutscher die Reichsangehdrig-
keit erlangen.

Die Alliierten bezeichneten 1944 im SHAEF-Vertrag den Begriff ,Deutschland” als das
Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937.

Deutschland bedeutet volkerrechtlich ,,Nazi-Deutschland*.

1914-1918 Erster Weltkrieg wird mit Waffenstillstandsabkommen pausiert, aber nicht mit
einem Friedensvertrag beendet!

1919-1933 Mandatsregierung ,Weimarer Republik®.

1919-1932 “Freistaat PreuRen“ mit einer sogenannten ,neuen
Verfassung" die nicht vom Volk legitimiert wurde.

1932 “Freistaat Preuf3en” wird durch Putsch des Kanzlers von
Papen durch den sogenannten ,Preuenschlag” illegal
handlungsunfahig gemacht und der Regierung ,Weimarer
Republik* unterstellt.

1945-1949 Verwaltung ,Vereinigtes
Wirtschaftsgebiet” fur den Teil Deutschlands der
den Besatzungsmachten USA, UK und Frankreich
unterstellt ist. Die komplette Regierung gefangen
genommen, alle Nazigesetze / -beschlisse
aufgehoben.

1949-1990 Mandats-
regierung ,BRD".

1933-1945 ,Deutsches (Drittes) Reich* durch ,Selbstermachtigung”
(Rechtsbruch) Hitlers geschaffen. Erstmals gibt es die unmittelbare
.deutsche Staatsangehorigkeit”. Unter der Devise ,ein Land, ein Volk,
ein Fuhrer“. Personalausweis fur alle Burger dt. Staaten.

1939-1945 ,zweiter* Weltkrieg durch Waffenstillstandsbruch.

1990 Vereinigtes Deutschland.
Verwaltungskonstrukt von
BRD+DDR.

Kein Friedensvertrag! Friedensvertrag zum ersten Weltkrieg.

Am 1.10.1990 geben die Alliierten mit dem 2+4-Vertrag ihre Rechte und
Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes ab! Ende der
Besatzung von 1945, aber weitere Besatzung bzgl. des ersten Weltkrieges bis zum

- wir kbnnen seitdem unseren Rechtskreis frei wahlen: Staats- oder Handelsrecht?

Aktivieren der alten Gemeinden, Stadte, Kreise

Staatlichkeit

Sourveranitat & Basisdemokratie
Ziel: Friedensvertrag zum ersten Weltkrieg !

¥

Betreuung durch die BRD-Organe
Handelsrecht

(POLIZEI, Gericht, Finanzamt, Agentur fur Arbeit, GEZ, Burgerservice,
Jugendamt, Psychiatrie usw.)

Gerechte Gesetze, staatliche unabhangige Gerichte, hoheitliche
Aufgaben, Firmen wie bspw. Stadtwerke, eigenverantwortliche
Gemeinden, staatliche Zentralbank, staatliche Banknoten -

Gewinne kommen der Bevolkerung zugute, geringere
zweckgebundene Steuern. Keine Zwangsmitgliedschaften wie

GEZ, IHK etc.. Wiedereinfuhrung nationaler Wahrungen (z.B. Mark).

EU-Regierung, Weltregierung, Handelrecht, TTIP, CETA, UNO,
NATO, Lobbyismus: Herrschaft von Parteien und Konzernen.Private
Zentralbanken - privatisierte Gewinne aus ,,Geldschépfung®.
Schuldgeld. Birgerfeindliche Verordnungen, Anordnungen und
Empfehlung. Handelsgerichtsbarkeit, nahezu rechtlose
Staatenlosen/Apolide. Uberwachungsstaat. Gentechnik, Fracking ...
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1. Vorwort

Seit einiger Zeit sind sich Historiker und Wissende einig, daf der erste Weltkrieg nicht von
deutscher Seite geplant wurde. In verschiedenen umfangreichen Biichern wird dariiber
berichtet. Aus unserer Sicht lesenswerter Biicher sind: ,Die Deutsche Katastrophe
1914 bis 1918 und 1933 bis 1945 im Grofien Spiel der Miichte‘ﬂ ,,verborgene
Geschichte — Wie eine geheime Elite die Menschheit in den ersten Weltkrieg stiirztef]
,Die Schlafwandler — Wie Europa in den ersten Weltkrieg zog“E], ,Das Deutschland
Protokoll’ﬂ ,Wenn das die Deutschen wiissten...: ... dann hitten wir mor-
gen eine (R)evolution!f|und ,Die “BRD”-GmbH: Zur volkerrechtlichen Situation
in Deutschland und den sich daraus ergebenden Chancen fiir ein neues Deutschland’{]
Ein weiteres interessantes Buch tragt den Titel ,Mitteleuropa — Bilanz eines Jahr-
hunderts'{| Es wurde von Renate Riemeck geschrieben. Sie ist Dozentin an der Pid-
agogischen Hochschule in Oldenburg, Professorin an der Kant-Hochschule Braunschweig
und bis 1960 an verschiedenen Hochschulen in der Lehrerbildung tétig.

Ein besonders interessantes Kapitel ihres Buches heifst “Der Prinz von Wales, Papst Leo
der XIII. und der neue Kurs”. In diesem wird detailliert beschrieben wie Papst Leo XIII
und seine Botschafter beim ,heiligen Stuhl* willige Helfer beim diplomatischen Spiel und
die russisch-franzosische Annédherung suchten und fanden. Da eine franzosisch-russische
Militarallianz den Kern des kiinftigen Dreierverbandes (,,Triple-Entente“ED bilden sollte,
mufte zundchst das Kunststiick vollbracht werden, die liberale franzosische Republik
und den autokratischen Polizeistaat des russischen Zaren einander anzundhern.

Der erste Weltkrieg wurde noch von souveranen Staaten
erklart.

Diese und viele andere damals souverédne Staaten hatten zwischen 1907 und 1910 einen
volkerrechtlichen Vertrag iiber die Regeln des Krieges und der Besatzung abgeschlossen,
die Haager Landkriegsordnung (HLKO). Dieser Vertrag ist bis heute ungekiindigt und
giiltig. Ab der zweiten Hélfte des 18. Jahrhunderts [| wechselten immer mehr Staaten
vom Staatsrecht ins Handelsrecht. Ein Friedensvertrag kann nur durch souveréine Staa-
ten im Staatsrecht oder durch die Reststaatlichkeit der Parlamente geschlossen werden.

1yom ehemaligen Bundesminister Andreas von Biilow (ISBN-10: 3864451698)

2yon den britischen Historikern Garry Docherty und Jim Macgregor (ISBN-10: 3864451604)

3von Christopher Clark, Professor fiir Neuere Européische Geschichte am St. Catharine’s College in
Cambridge (ISBN-10: 3421043590)

4von Holger Frohner, Neufassung (ISBN-10: 3941956000)

von Daniel Prinz (ISBN 3938656271)

Svon Dr. klaus maurer (ISBN-10: 3000440224)

"ISBN 3-910168-03-5

8Triple-Entente, kurz Entente stammt von “Einvernehmen”, “Vereinbarung”, “Absprache” und war ein
Militarbiindnis zwischen dem Vereinigten Konigreich Grofibritannien, Frankreich und Russland.

verstiirkt nach dem ersten Weltkrieg (WK I) und der Fortfiihrung des WK I durch Waffenstillstands-
bruch im Jahr 1939



MILITARREGIERUNG — DEUTSCHLAND

OVERNMENT — GERMANY
e AMERIKANISCHE ZONE

UNITED STATES ZONE

Law No. 52 Gesetz Nr. 52
Amended Abgedndert
Blocking and Control of Property Sperre und Kontrolle von Vermdgen
ARTICLE I ARTIKEL 1

Categories of Property
1. All property within the occupied territory owned or
controlled, directly or indirectly, in whole or in part, by any
of the following is hereby declared to be subject to seizure
of possession or title, direction, management, supervision or,
otherwise being taken into control by Military Government:—

Arten von Vermdgen

1. Vermégen innerhalb des besetzten Gebietes, das un-
mittelbar oder mittelbar, ganz oder teilweise im Eigentum
oder unter der Kontrelle der folgenden Personen steht, wird
hiermit hinsichtlich Besitz oder Eigentumsrecht der Be-
schlagnahme, Weisung, Verwaltung, Aufsicht oder sonstigen
Kontrolle durch die Militirregierung unterworfen:

(a) Das Deutsche Reich oder eines seiner Lénder, Gaue

(a) The German Reich, or any of the Lander, Gaue ,or oder Provinzen oder eine gleichartige staatliche oder

()

Provinces, or other similar political subdivisions or
any agency or instrumentality thereof, including all
utilities, undertakings, public corporations or monop-
olies under the control of any of the above;

Governments, nationals or residents of nations, other
than Germany which have been at war with any of
the United Nations at any time since September 1,
1939, and governments, nationals or residents of terri-
tories which have been occupied since that date by

kommunale Verwaltung, deren Dienststellen und Or-
gane, einschlieBlich aller gemeinwirtschaftlichen
Nutzungsbetriebe, Unternehmen, &ffentlicher Kérper-
schaften und Monopolbetriebe, die durch irgendeine
der vorgenannten Organisationen kontrolliert werden;

(b) Regierungen, Staatsangehdrige oder Einwohner von

Staaten, mit Ausnahme des Deutschen Reiches, die
sich mit einem Mitglied der Vereinigten Nationen zu
irgendeinem Zeitpunkt seit dem 1. September 1939 im
Kriegszustande befanden, und Regierungen, Staats-
angehdrige und Einwohner von Léndern, die seit

diesem Tage von den vorgenannten Staaten oder von

such natlons or by Germazy, Deutschland besetzt waren;

Bild 1: SHAEF-Vertrag

Sogenannte “Staaten” im Handelsrecht haben diese Moglichkeit nicht.

Die Haager Landkriegsordnung bietet den deutschen Voélkern eine einzigartige Moglich-
keit! Sie konnen sich friedlich und geméf aller volkerrechtlichen sowie handelsrechtlichen
Vertrage von der Besatzung befreien. Hierzu ist ein Friedensvertrag zum ersten Weltkrieg
mit den drei Alliierten zu schliefen. Der Friedensvertrag wiirde die volle Souve-
rianitit der deutschen Volker herbeifiihren und das Handelsrecht in diesem
Land beenden.

Die Reststaatlichkeit ist in jedem Land der Besatzer vorhanden. Im Falle der USA ist dies
der Kongress, in Grofbritannien und Nordirland ist es das Oberhaus und in Frankreich
ist es das Parlament der Kammer des Oberhauses. Mit Rufland besteht bereits ein
Friedensvertrag. Hier liegt die Reststaatlichkeit bei der Duma.

Durch den handelsrechtlichen SHAEF-Vertrag aus dem Jahr 1944 unterliegen alle
besetzten Gebiete des ,zweiten Weltkriegs der absoluten Kontrolle der Alliierten.
Viele Konflikte wie in Libyen, der Ukraine u. a. sind Ergebnis dieses Vertrages. Durch
einen Friedensvertrag zum ersten Weltkrieg wiirde der SHAEF-Vertrag aufgelost. Damit
liefsen sich viele Kriege und das Elend der Fliichtlinge schnell beenden.

Wie weitreichend das Vertragsrecht / Handelsrecht ist zeigt sich am Beispiel der russi-
schen “Zentralbank”. Lenin brauchte fiir seine Revolution in den Jahren 1917/18 goldge-
decktes Geld. Dies bekam er vom Bankier Warburg gegen die Zusicherung fiir 99 Jahre
die russische Zentralbank leiten zu kénnen. Dieser Vertrag lauft 2016/17 aus. Die Aus-
einandersetzung zwischen den USA und Russland lassen sich darauf zuriickfiihren, dafs
die Russische Foderation den Vertrag wohl nicht verldngern méchte (Sanktionspolitik
und militdrische Einkreisung).

Alle Vertrage und gegriindeten Vereine wie die UNO, die NATO, die Européische Union
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etc. konnen beim Friedensvertag von den souverénen deutschen Bundesstaat fiir nichtig
erklart werden. Da die UNO nur auf der Feindstaatenklausel u. a. gegen Deutschland
aufgebaut wurde, miisste sie sich auflésen und einem weltweiten Volkerbund mit Mehr-
heitsentscheidungen der Vélker der Welt Platz machen. Veto-Entscheidungen] einzelner
Staaten wiren dann nicht mehr moglich. Im Weltsicherheitsrat der UNO haben die fiinf
standigen Mitglieder (die Volksrepublik China, das Vereinigte Konigreich Grofbritannien
und Nordirland, die Franzosische Republik, die Russische Féderation und die Vereinigten
Staaten von Amerika) ein absolutes Vetorecht.

Stellen Sie sich vor, welche Moglichkeiten wir in der Hand haben um den
Weltfrieden zu erreichen!

Etwas was nicht im Bewusstsein der meisten deutschen Staatsangehorigen ist:

O Unter dem Namen “Deutschland” verstehen die vier Alliierten von 1945, laut
SHAEF-Vertrag Art. 52 das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937 (Hitler-
Dikatur).

O Unter dem Namen “Deutsches Reich” verstehen die vier Alliierten von 1918 und
1945, laut SHAEF-Vertrag Art. 52 das Deutsche Reich in den Grenzen von 1914.
Der Begriff “Deutsches Reich” hat nichts mit dem Nationalsozialismus unter Hitler
zutun!

O Die BRD war bis zum Jahr 1990 ein direktes Besatzungskonstrukt der drei west-
lichen von insgesamt vier Alliierten von 1945.

O Durch den 2+44-Vertrag von 1990 wurde die Besatzung von 1945 der vier Alliierten
aufgehoben! Berlin und Deutschland wurde in den Grenzen von 1937 freigegeben!
Die beendete Besatzung von 1945 sowie das Uberfiihren der Gemeinden / Stédte
in das Handelsrecht, erlaubt uns unsere Gemeinden / Gebietskorperschaften zu
aktivieren.

O Unser Land steht jetzt “nur noch” unter der Besatzung der drei Alliierten (GB,
FR, USA) resultierend aus dem ersten Weltkrieg.

O FEs gibt nur einen Weltkrieg, und zwar den ersten Weltkrieg! Der sogenannte
zweite Weltkrieg ist lediglich die Fortsetzung des ersten Weltkrieges durch Waffen-
stillstandsbruch. Es gibt nur einen Waffenstillstand von 1918 durch das Militér.

O Der Grund der Besatzung liegt in dem Fehlen eines Friedensvertrages zum ersten
Weltkrieg!

Die aktivierten staatlichen Gemeinden streben daher den Friedensvertrag
zum ersten Weltkrieg an. Mit diesem wird die Besatzung beendet und un-
sere Bundesstaaten wieder voll souverdn!

10Ein Veto (lateinisch veto ,ich verbiete“) ist das Einlegen eines Einspruches, das innerhalb eines formell
definierten Rahmens geschieht und damit Entscheidungen aufschieben oder ganz blockieren kann.
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Wir bekennen uns zum Voélkerrecht, den Menschenrechten, einem friedvollen Mitein-
ander. Wir verurteilen jedes Sagen und Tun das gewaltsam, sexistisch, rassistisch, fa-
schistisch etc. ist egal in wessen Namen und aus welchem Motiv. Wir sind politisch
unparteiisch.

Wir denken, fithlen und handeln nach drei universellen Prinzipien:

1. Achte und schiitze das Leben.
2. Achte und schiitze die Sphére des Anderen.
3. Sprich die Wahrheit und handele ehrlich.

Dieses Buch beschreibt die aktuelle Lage in unserem Land und seine Wirkung auf die
Welt. Im Anhang findet man Zitate von Politikern zur Souverénitédt Deutschlands. Die
BRD ist bei der UNO als Nichtregierungsorganisation (NRO) registriert. Eine NRO ist
eine nichtstaatliche Organisation, d. h. ein zivilgesellschaftlich zustande gekommener
Interessenverband so wie bspw. Brot fiir die Welt, Die Johanniter und Das Deutsche
Rote Kreuz. Der englische Begriff non-governmental organization (NGO) wurde von den
Vereinten Nationen eingefiihrt.

Dieses Buch wurde nach bestem Wissen und Ge-
wissen erstellt. Es ist eine Aufarbeitung der Welt-
geschichte von gesellschaftlicher Relevanz. Daher
berufen sich die Autoren insbesondere auf die Frei-
heit der Wissenschaft, aber auch auf ihr Recht der
freien Meinungsauferung.

Die Gemeinde Neuhaus hat alle Informationen die-
ses Buches mit Sorgfalt recherchiert und gepriift.
Jeder Interessierte kann sie kostenlos nutzen. Wir
konnen die Richtigkeit nicht garantieren und er-
muntern jeden selbst zu recherchieren und zu pri-
fen. Wir wiinschen allen Frauen und Ménnern die
unseren Weg gehen von Herzen viel Erfolg.

Teile dieses Buches wurden von Werken anderer Autoren inspiriert. Wir danken ihnen
und hoffen — in ihrem Sinne — unser wertvolles Wissen zu verbreiten.

Niemals aufgeben!

Alle Inhalte dieses Werkes unterliegen — sowie nicht anders angegeben — der Creative
Commons Namensnennung - Nicht kommerziell - Keine Bearbeitungen 4.0 International
(CC BY-NC-ND 4.0). Eine aktuelle Version dieses Buches kann kostenlos auf

der Internetseite www.Gemeinde-Neuhaus.de heruntergeladen werden.

2. Uber die Autoren

Die Verfasser dieses Buches sind Nachfahren von volkerrechtswidrig Vertriebenen aus
Schlesien und von Vorfahren, die in der Zeit des Zweiten Weltkrieges aktiv im Widerstand
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tatig waren. Die Autoren haben ihre Grofseltern gefragt: Warum habt Ihr Euch nicht
gegen das groke Unrecht gewehrt? Warum seit ihr nicht eingeschritten, als immer mehr
Unschuldige kriminalisiert und deportiert wurden?

Die Antworten waren bescheiden. Wir konnten nichts machen, sonst hiatten wir Nachteile
gehabt oder wéren ins Gefangnis gekommen. Die Fragen wurden oft als unangemessen
und unangenehm abgewehrt. Im Bewufstsein, das sich die Geschichte nicht wiederholen
darf und das deutsche Volk nie wieder rechtlose Zeiten erleben muf, im Bewufstsein, das
nie wieder Verfolgung von Unschuldigen, das Vertreibung ganzer Volker und Frauen und
Ménner die fiir Freiheit, Gleichheit und Gerechtigkeit fiir alle einstehen, diffamiert und
verfolgt werden, im Bewufitsein der eigenen Verantwortung fiir unser Generation und fiir
unsere Kinder, haben sich die Autoren seit einigen Jahren intensiv mit unserer Geschichte
und die heutige politische Situation in unserem schonen Land auseinandergesetzt und
nach einer Losung gesucht.

Unsere Souverdnitéit hat ihren Anfang auf der kleinsten gemeinsamen Ebene, der akti-
vierten Gemeinde.
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3. Etwas deutsche Geschichte

Warum ist es notwendig Gemeinden zu aktivieren ?

Bis zum Jahre 2013 gab es keine staatlichen Gemeinden oder Stédte mehr. Denn sie
sind als Firmen organisiert worden, siche Firmeneintragungen bei den internationalen
Firmenregistern D&B, manta oder Hoppenstedt. Diese Firmen unterliegen durch die
handelsrechtliche Verwaltung der BRD dem Verein namens Européische Union (EU).
Die EU agiert ebenfalls im Handelsrecht. Diese Gemeindefirmen sind den strikten An-
ordnungen der iibergeordneten EU-Behorden ausgeliefert. Anscheinend will die EU, daf
sich die Gemeinden hoch verschulden und abhéngig von EU-(Forder)Mitteln werden.
Letztlich werden die Gemeinden zu Bittstellern, um ihr eigenes Geld zuriick zu bekom-
men.

Man beachte: Eine Firma im Handelsrecht

gehort ihrem Eigentiimer. Daher dient sie Bundesrepublik Deutschland — Vollprofil von der Firma Hoppenstedt
auch zuerst diesem Eigentiimer. Zudem ist
das Ziel einer jeden Firma, Profite zu ma-
chen, und zwar jedes Jahr mehr als im Vor-
jahr. Diese Gewinne bzw. dieses Geld muss
jedoch irgendwo herkommen (bspw. aus
Steuern, Abgaben, Parkgebiihren, ... ). .
Dahingegen ist eine staatlich organisier- | =
te Stadt oder Gemeinde im Figentum der
Staatsangehorigen, die dort ihren Wohn-
sitz haben. Eine staatlich organisierte
Stadt dient den Biirgern vor Ort. Von ei-
ner solchen Stadt profitieren alle Biirger
und nicht nur privatdﬂ Eigentiimer.

fhppeiled i

| Hoppenstedt Vollprofil

Der weitere Weg ist wie folgt vorgege-
ben: Die Gemeinden und Stédte ,in ih-
rer Firmenstruktur, haben oder wollen
nach ,Landesgesetz* das sogenannte Dop-
pik (KomDoppikLGED einfithren. Diese
Struktur dndert das System des Geldver-
mogens in ein imagindres Eigenkapital. Es macht die Gemeinde zu einer leeren Hiilse.
Alle Werte sollen fremde Hénde {ibergeben werden. Dies sind zum Beispiel Kindergér-
ten, die Wasserversorgung, die Abwasserbeseitigung, die Schulen, die Schwimmbé&der, der
offentliche Personennahverkehr usw.. Den Gemeinden und Stéddten wird jenes Vermdogen
entzogen, welches ihre Einwohnern bereits erarbeitet haben.

Bild 2: Vollprofil im Firmenregister
“Hoppenstedt”

Uprivat vom lat. privatare - rauben. Gemeint ist der Raub der Gemeingiiter (Allmende) durch die
Privatisierung. So wird bspw. aus einem kostenlosen Stadtpark ein kommerzieller Privatpark.
12am Beispiel Rheinland-Pfalz: http://www.voeb.de/download /rp01
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Im Kgr. Preuften war die Eigenstédndigkeit der Gemeinden von der Regierung ausdriick-
lich gewiinscht und in den Gemeindeverordnungen verankert. Die Biirger bestimmten
eigenstandig iiber ihre Belange. Durch das staatliche Prinzip der Subsidiaritéitr_g] im Ko-
nigreich Preufen konnte der Staat nach der Verfassung Preufens von 1848/1850 kaum
noch in die Belange der Gemeinden eingreifen. Das Geld der Gemeinde blieb ausschlief-
lich in der Gemeinde. Schulden der Gemeinden waren in der damaligen Zeit so gut wie
unbekannt. Es herrschte allgemeiner Wohlstand, wie man an den aus der damaligen Zeit
stammenden Gebauden heute noch sehen kann.

Der 1. Oktober 1990 ist das bedeutendste Datum seit
dem Kriegs’ende” 1918

Dem Attentat von Sarajevo vom 28. Juni 1914 folgte die Kriegserklirung Osterreich-
Ungarns an Serbien. Es war der Beginn des ersten Weltkrieges. Er endete mit dem
Waffenstillstand von Compiégne am 11. November 1918.

Die Siegerméchte im Ersten Weltkrieg waren Frankreich, das Vereinigte Konigreich von
Grofsbritannien und Irland, die Vereinigten Staaten von Amerika und das Konigreich Ita-
lien. Die Triple Entente von 1907 umfasste nur Frankreich, Grofbritannien und Russland.
Denn Italien trat erst 1915 der Entente bei. Die Alliierten hatten den Italienern Tirol zur
Annexion versprochen. Russland war schon nach der Oktoberrevolution 1917 ausgeschie-
den. Die USA betrachteten sich lediglich als assoziierte Macht der Triple-Entente, der sie
nicht beigetreten waren. Die Ententd™ siegte iiber die Mittelmsichtd™ und bestimmte
die Pariser Vorortvertrige.

Am 1. Oktober 1990 wurde der Vertrag iiber die abschliefende Regelung in Bezug auf
Deutschland ,,2+4-Vertrag® mit Erklarung vom 1. Oktober 1990 zur Aussetzung
der Wirksamkeit der Vier-Méachte-Rechte und Verantwortlichkeiten unterschrie-
ben.

Art. 7 des Vertrages besagt:

“(1) Die Franzésische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken, das Vereinigte Kionigreich Grofsbritannien und Nordirland und
die Vereinigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und Ver-
antwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als
Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen

13Subsidaritiit (von lateinisch subsidium = Hilfe, Reserve) ist das Prinzip, Verantwortlichkeit auf die
kleinste mogliche Ebene oder Verwaltungseinheit zu verlagern. Es ist eine politische, wirtschaftliche
und gesellschaftliche Maxime, die die Entfaltung der individuellen Fahigkeiten, Selbstbestimmung
und Eigenverantwortung anstrebt.

14Vereinigtes Kénigreich von Grofibritannien, Frankreich, Russland und als assoziierte Macht die Ver-
einigten Staaten von Amerika.

5Deutsches Reich, Osterreich-Ungarn, Bulgarien, Osmanisches Reich (Tiirkei).
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Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden
Einrichtungen der Vier Mdchte aufgeldst.”

Deutschland ist das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937.

Wenn wir diesen Text wirklich in seiner ganzen Bandbreite verstehen moch-
ten, sollten wir auf die Zeit von 1914 / 1918 zuriickgehen. Der erste Weltkrieg
war beendet, der Kaiser hatte am 28. November 1918 abgedankt und es gab keine legi-
time Regierung und Monarchie mehr. Nach dem Vo6lkerrecht hitte jetzt das Volk
iiber die weiteren Geschicke des Landes abstimmen miissen. Es kam anders.
Es kam zur Selbsterméchtigung von Parteigruppen. Oswald Sprengler hat dies im Jahr
1924 bereits klar aufgezeigt.

L2Aus Angst um den Beuteanteil entstand auf den grofSherzoglichen Samtsesseln und in
den Kneipen von Weimar die deutsche Republik, keine Staatsform, sondern eine Fir-
ma. In thren Satzungen ist nicht vom Volk die Rede, sondern von PARTEIEN; nicht von
Macht, von Ehre und Grofle, sondern von PARTEIEN. Wir haben kein Vaterland mehr,
sondern PARTFEIEN; kein Ziel, keine Zukunft mehr, sondern Interessen von PARTEI-
EN. Und diese PATREIEN — noch einmal: keine Volksteile, sondern Erwerbsgesellschaf-
ten mit einem bezahlten Beamtenapparat, die sich zu amerikanischen Parteien verhielten
wie ein Trodelgeschift zu einem Warenhaus — entschlossen sich, dem FEINDE alles was
er wiinschte auszuliefern, jede Forderung zu unterschreiben, den Mut zu immer wei-
tergehenden Anspriichen in ihm aufzuwecken, nur um im Innern thren eigenen Zielen
nachgehen zu konnen.“ Zitiert nach Oswald Spengler, Philosoph 1924 (Zweibandiges
Werk iiber den ,Untergang des Abendlandes”).  Quelle: Zeit-Online vom 9. Juli 1993

Besser konnten wir die heutige Zeit auch nicht beschreiben.

Vor 1918 waren die Parteien von einer verantwortlichen Mitgestaltung der
Politik ausgeschlossen.

Im Jahr 1918 endete der deutsche souverdne Staat. Er hat seine Rechtsfahigkeit al-
lerdings nie verloren. Die Anderungen an den Verfassungen kann nach dem giiltigen
Volkerrecht nur der Souverian — das Volk — vornehmen. Wir sollten uns davor hiiten,
wie es die Alliierten in ihrer Anordnung Grundgesetz verlangen, eine neue Verfassung
zu fordern. Wir kénnten dann den Bezug zu unserer Abstammung verlieren.

Wenn die preufiische Verfassung vom Souveran abge-
schafft wird, geht die Staatsangehorigkeit dadurch ver-
loren.

Ohne Staatsangehorigkeit stehen wir ungeschiitzt im Handelsrecht. Wir sollten
die Verfassungen unserer jeweiligen BundesstaatesEG] nur erganzen und andern, d. h. sie

16wie zum Beispiel die Verfassung vom Kgr. Preufien von 1850
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den heutigen Lebensumstinden[’| anpassen. Die Verfassung darf nur vom Souverin
geindert werden. Sie ist die Gebrauchsanleitung fiir unsere Angestellten in
den Verwaltungen. Damit behilt der Souverdn (WIR) die Macht in seinen
Héanden. In die Verfassung sollte unbedingt aufgenommen werden, dafs eine bestimmte
Anzahl von Gemeinden die Verwaltungen absetzen und neu besetzen kénnen. Diese
Mafknahme kann erforderlich werden, wenn die Verwaltung gegen die Interessen des
Souveréns arbeitet (bspw. Lobbyismus, Vetternwirtschaft, Landesverrat, Vorteilsnahme
etc.).

Alle sogenannten Regierungen nach 1918 waren Mandatsregierungen im Handels-
recht und im Auftrag von Dritten. Durch Selbsterméchtigung herrschten die Weimarer
Regierung und ab dem Jahr 1933 die Regierung unter Reichskanzler Adolf Hitler.

Der erste Weltkrieg wurde (nur) durch einen nach dem Volkerrecht moglichen Waf-
fenstillstand unterbrochen (Kriegshandlungen wurden eingestellt). Im volkerrechtlichen
Vertrag von 1907 / 1910 der Haager Landkriegsordnung ist dies festgelegt:

Art. 36 [Folgen des Waffenstillstandes; Aufnahme der Kampfhandlungen]
Der Waffenstillstand unterbricht die Kriegsunternehmungen kraft eines wechselseitigen
Ubereinkommens der Kriegsparteien. Ist eine bestimmte Dauer nicht vereinbart worden,
so kénnen die Kriegsparteien jederzeit die Feindseligkeiten wieder aufnehmen, doch nur
unter der Voraussetzung, daf$ der Feind, gemdfs den Bedingungen des Waffenstillstandes,
rechtzeitig benachrichtigt wird.

Der erste Weltkrieg kann nur durch einen Friedensvertrag beendet werden. Diesen Frie-
densvertrag zum ersten Weltkrieg haben wir bis heute noch nicht. Der soge-
nannte zweite Weltkrieg ist ein Waffenstillstandsbruch und die Fortsetzung
des ersten Weltkrieges.

Nach dem ersten Weltkrieg ist nicht nur unser Land ins Handelsrecht verkommen, auch
die Alliierten sind jetzt im Handelsrecht. Als Beispiel: der erste Weltkrieg wurde mit dem
zaristischen Kaiserreich Russland gefiihrt. Die Fortsetzung des ersten Weltkrieges wurde
mit der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken gefiihrt. Heute nennt sich die Firma
Russische Foderation und Herr Putin ist der Geschéftsfiihrer. Die Reststaatlichkeit liegt
bei der Duma.

Wir erinnern uns an den 2+4 Vertrag? Dort hat die Union der Sozialistischen Sowjetre-
publiken unterschrieben und nicht die Russische Foderation. Wie kann das sein?

Bei uns ist das Kaiserreich noch rechtsfahig. Es wurde durch den Souverdn nie aufser
Kraft gesetzt. Die Staatlichkeit des volkerrechtlich noch existierenden Kaiserreichs wurde
iiberdeckt von handelsrechtlichen Konstrukten, namentlich:

"Internet, Gleichberechtigung der Frau

17



1. der Weimarer Republik

2. dem sogenannten dritten Reich

3. den Vereinigten Wirtschaftsgebieten

4. und zum Schluft durch die Bundesrepublik Deutschland.

Alle Handelsfirmen sind somit Fortfithrungen der Weimarer Republik (siehe auch GG
Art. 140, Weimarer Verfassung). Im Fall der Sozialistischen Sowjetrepubliken ist die
Russische Foderation ebenfalls nur die Fortsetzung des volkerrechtlich existenten Zaren-
reiches.

Als Konsequenz aus den handelsrechtlichen Mandatsre-
gierungen konnen auch alle von ihnen abgeschlossenen
Vertrage nur Handelsvertrage sein.

Der Vertrag von Versailles vom 28. Juni 1919
ist ein Handelsvertrag und kein Friedensvertrag wie
vielfach behauptet wird. Auf dem Deckel des Ver-
trages steht: , Treaty of Peace” - ,Vertrag zum Frie-
den“. Ein volkerrechtlicher Friedensvertrag schreibt
sich wie folgt: ,Peace Treaty“ - Friedensvertrag"®
Mit solchen Wortschopfungen werden wir seit fast
100 Jahren getéuscht.

Nach 1949, in der sogenannten Bundesrepublik
Deutschland stand in unseren Ausweisen nur noch
Name und nicht mehr Familienname. Das giil-
tige internationale deutsche Gesetz, dafs HGB vom
10. Mérz 1897 besagt im Art. 17. . Die Firma ei-
nes Kaufmannes ist der Name, [...]. Durch diese
weitere Tauschung konnten die Staatsangehorigen
der jeweiligen Bundesstaaten ausgeraubt werden.
(Siehe auch Lastenausgleich™| 1952.) Bei einer na-
tiirlichen Person muss laut Gesetz ein Famili-
enname eingetragen werden. Der Leser mége nun
in seinem Ausweis priifen ob er eine natiirliche
Person oder eine juristische Person (unbeseelte
Sache) ist.

Bild 3: Friedensvertrag?

®http://www.1000dokumente.de/pdf/dok _0234_lag_de.pdf
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Verordnung iiber Personalausweise und den elektronischen Identitadtsnach-
weis (Personalausweisverordnung - PAuswVIT_g]@ § 28 Antrag

(1) Um das Vorliegen der Voraussetzungen des § 21 Absatz 2 Satz 1 des
Personalausweisgesetzes tiberpriifen zu konnen, muss ein Antrag nach § 21
Absatz 1 Satz 1 des Personalausweisgesetzes enthalten:

1. Angaben zur Identitditsfeststellung von juristischen und natirlichen Personen; bei na-
turlichen Personen sind dies insbesondere der Familienname, die Vornamen, der
Tag und der Ort der Geburt sowie die Anschrift der Hauptwohnung; bei juristischen
Personen sind diese insbesondere der Name, die Anschrift des Sitzes, die Rechtsform
und die Bevollmdchtigten; auflerdem ist in diesem Fall eine Kopie des Handelsregister-
auszugs oder der Errichtungsurkunde beizulegen; |...J.

Merke: Vertragsrecht bricht Volkerrecht !

Der SHAEF-Vertrag der Alliierten aus dem Jahre 1944 ist ebenfalls ein Handelsvertrag.
Er schiitzt die Staatsangehorigen des Kaiserreiches laut Haager Landkriegsordnung (HL-
KO). Auch wenn die Alliierten ihren SHAEF-Vertrag als “Gesetz” bezeichnen, es bleibt
ein handelsrechtlicher Vertrag. Auch dies féllt unter Tduschung.

Das ,Gesetz“ Nr. 52 Sperre und Kontrolle von Vermdgen besagt:

Artikel VII (Begriffsbestimmungen):
,Deutschland” bedeutet das Gebiet des Deutschen Reiches, wie es am 31. Dezember 1937
bestanden hat.”

Die Alliierten (von 1944) meinen mit dem Begriff “Deutsch-
land” die Hitlerdiktatur im Jahr 1937.

Artikel T (Arten von Vermdogen):

1. Vermégen innerhalb des besetzten Gebietes, das unmittelbar oder mittelbar, ganz oder
teilweise im FEigentum oder unter Kontrolle der folgenden Personen steht, wird hier-
mit hinsichtlich Besitz oder Figentumsrecht der Beschlagnahme, Weisung, Verwaltung,
Aufsicht oder sonstigen Kontrolle durch die Militdrregierung unterworfen:

(a) Das Deutsche Reich oder seine Linder, Gaue oder Provinzen oder eine gleichartige
staatliche oder kommunale Verwaltung, deren Dienststellen und Organe, einschliefslich
aller gemein- wirtschaftlichen Nutzungsbetriebe, Unternehmen, dffentliche Kérperschaf-
ten und Monopol- betriebe, die durch irgendeine der vorgenannten Organisationen kon-
trolliert werden ;

Yhttp: / /www.gesetze-im-internet.de/pauswv/  28.html
2Ohttp://www.gesetze-im-internet.de/pauswg/  5.html
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(b) Regierungen, Staatsangehorige oder Einwohner von Staaten, mit Ausnahme des
Deutschen Reiches, die sich mit einem Mitglied der Vereinten Nationen zu irgend
einem Zeitpunkt seit dem 1. September 1939 im Kriegszustand befanden, und Regie-
rungen, Staats- angehorige und Einwohner von Ldindern, die seit diesem Tage von den
vorgenannten Staaten oder von Deutschland besetzt waren;" (siehe auch HLKO Art. 46
“Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden.”

Art.56 ,Das Eigentum der Gemeinden |...| ist als Privateigentum zu behandeln.®)

Die wesentliche Aussage dieser Texte ist: Die Gemeinden unterliegen nicht der Sperre und
Kontrolle von Vermégen. Die HLKO regelt auch, dat Gemeinden wie Privatvermoégen
geschiitzt sind.

Die Staatsangehorigen des ,Deutschen Reiches” (Kaiserreich vor 1918) sind von der Sper-
re und Kontrolle von Vermdégen nach dem Voélkerrecht ausgenommen. Dies diirfte fiir alle
interessant sein die eine Immobilie oder Vormd&gen besitzen. Es ist wichtig seine Rechte
zu kennen und sie einzufordern!

Der dritte Vertrag im Handelsrecht ist der oben aufgefiihrte 2+4 Vertrag. In diesem
Vertrag geben die handelsrechtlichen Parteien die Besetzung des Jahres 1945
auf.

Im Jahr 1990 setzte US-Aufsenminister James Baker den Art. 23 “Geltungsbereich des
GG” auber Kraft. Damit verlor das Grundgesetz seine Wirkung. Die Besatzung des
sogenannten “zweiten Weltkrieges” wurde damit aufgehoben. Die Verwaltung der Bun-
desbiirger wurde an den Verein “Européische Union” iibertragen; dieser befindet sich im
Handelsrecht.

Seit 1990 haben alle Bundesstaatsangehorigen?|die Mog-
lichkeit der Selbstverwaltung, d. h. sie diirfen sich selbst
verwalten!

In den Jahren von 2006 bis 2010 ordneten die Alliierten die Bereinigungsgesetze an.
Diese setzten die Verordnungen, Anordnungen und Empfehlungen der direkten Besat-
zungsverwaltung fiir Staatsangehorige der Bundesstaaten aufser Kraft. Gesetze konnen
nur von einem souveranen Staat erlassen werden. Die BRD-Verwaltung greift in den Jah-
ren 2009 und 2011 bei der ZPOEG und der StPOEG auf die Gesetze des Kaiserreiches
aus dem Jahr 1877 zuriick.

21Gtaatsangehorige der Bundesstaaten von vor 1918
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Merke: ZPOEG, StPOEG, BGBEG sind nur Verord-

nungen einer Handelsverwaltung.

Quellen zu den Bereinigungsgesetzen (Gesetzblitter): 1. BGBIL. 2006, Teil I, Nr. 18, S.
866ff, ausgegeben zu Bonn am 24. April 2006 2. BGBI. 2007, Teil I, Nr. 59, S. 2614ff,
ausgegeben zu Bonn am 29. November 2007 3. BGBIL. 2010, Teil I, Nr. 63, S. 1864ff,
ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010.

Ab 1990 wird die Verwaltung der Bundesrepublik Deutschland nach und nach ins Han-
delsrecht iiberfithrt. Im Auftrag der Alliierten hat Aufenminister Genscher am 3. Ok-
tober 1990 die Bundesrepublik Deutschland (,BRD*) bei der UNO abgemeldet und
an Stelle dessen Deutschland ,Germany“ angemeldet. Seit dieser Anmeldung wird
Deutschland / Germany bei der UNO als Nicht-Regierungsorganisation (englisch: NGO)
gefiihrt. Ein Staat mit dem Namen “Bundesrepublik Deutschland” existiert bei der UNO
nicht (siehe Anhang “NGO”).

Weitere Infos der Gemeinde Neuhaus i. W. aus dem Jahre 2013 finden sich
unter der Internetadressd®l

Wenn wir diese Zusammenhange verstanden haben kon-
nen wir erkennen welche einzigartige Chance wir in un-
serem Land jetzt haben.

Wir konnen im Gegensatz zu unseren Nachbarlindern unsere Handelsverwaltung ohne
Gewalt, friedlich durch unsere Handlungen absetzen. Die Voraussetzungen bietet das

Volkerrecht, die HLKO.

Wir sind bis zum Friedensvertrag zum ersten Weltkrieg noch immer ein besetztes Land,
aber die Staatsangehérigen nach RuStAG 19135 kénnen sich ab dem 12. September 1990
nach dem 2+4 Vertrag wieder selbst ohne direkte Verwaltung der Alliierten organisieren.

Das heifst: Die Gemeinden und Stédte die nach 1990 von den Alliierten ins Handelsrecht
gesetzt wurden sind jetzt als Gebietskorperschaft mit dem Bodenrecht wieder freigege-
ben. Die Staatsangehorigen die ihre Vorfahren bis vor 1914 (RuStAG 1913) nachweisen
kénnen haben die Moglichkeit die rechtsfdhige Gemeinde wieder zu aktivieren.

Auszug aus der Aktivierungsurkunde der Gemeinde Neuhaus vom 8. April 2013 an die
Alliierten, die UNO und die Behérden der BRD zur Kenntnisnahme gerichtsfest per
FAX:

2Zhttp:/ /gemeinde-neuhaus.de
23Reichs- und Staatsangehdrigkeitsgesetz: http://justitia- deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm
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s [---] setze Sie hiermit in Kenntnis, daff die Gemeinde Neuhaus (ab 1036) in der Preu-
Bischen Provinz Westfalen nach der Gemeindeordnung fiir die Provinz Westfalen vom
19.03.1856 von Preuf$ischen Staatsangehdrigen bewohnt wird und aktiv ist.

Laut Haager Landkriegsordnung (HLKO) von 1907 ist es laut Artikel 43 untersagt neue
Linder, Stadte oder Gesetze anzuordnen. Die Namensdinderung im Jahr 1957 in Schlof
Neuhaus und die Fingemeindung — durch ,,Nordrhein Westfalen“ — am 01. Januar 1975
widersprechen dem giiltigen Vélkerrecht, stellen ein Kriegsverbrechen dar und sind somat

nichtig. Wir erinnern Sie auch an den Befehl Nr. 46 der Alliterten Hohen Kommission
der 1955 von der UDSSR aufgehoben wurde.

Inwohner der Gemeinde Neuhaus sind freie Minner und Frauen und Staatsangehorige
des Konigreich Preuflens. [...]”

Wir fordern Sie auf, als Besatzungsmacht tiber das Deutsche Reich dafiir Sorge zu tragen,
daf$ die NGO/Company ,Bundesrepublik Deutschland® keine Angehirige der Bundes-
staaten / Deutsches Reich plindert oder deren Figentum einzieht. Sie verstofien damit
gegen geltendes Volkerrecht (HLKO Artikel 43, 46, 47 )

Die aktivierte Gemeinde kann sich nach internationalem Recht selbst orga-
nisieren. Wir konnen uns jetzt entscheiden, ob wir mit der Verwaltung der Alliierten
in dem Verein Européische Union (im Handelsrecht) aufgehen wollen oder ob wir uns
wieder selbst als souverdner Staat organisieren. Auf dem Gebiet des Amt Neuhaus in
Westfalen / Gemeinde Neuhaus in Westfalen gilt als Beispiel kein @ESM—Vertrag. Dies
hat die EU in ihrem Antwortschreiben zur Kenntnis genommen.

Viele aktivierte Gemeinden kénnen mit den westlichen Alliierten des ersten Weltkrieges
den Friedensvertrag verhandeln. Mit Russland haben wir zum ersten Weltkrieg bereits
den volkerrechtlich giiltigen Friedensvertrag von Brest—LitowskF_g] vom 3. Mérz 1918.
Wenn der Friedensvertrag mit den westlichen Alliierten abgeschlossen wird, ist unser
Land wieder voll souveran.

Wichtig: Der erste Weltkrieg wurde nach Vertragen be-
gonnen und nur nach diesen Regeln kann er auch wieder
beendet werden !

Es gibt in unserem Land viele Gruppen, die glauben das Deutsche Reich, Preufen (auch
Freistaat Preuffen von 1920 im Handelsrecht) oder ein Konigreich™| zu sein. Alle die-

24Europiischer Stabilititsmechanismus; er dient primér der Bankenrettung.
Zhttp:/ /www.1000dokumente.de/index.htmle=dokument de&dokument=0011 bre&object=translati
on&l=de

26hspw. “Konigreich Deutschland”
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se Gruppen im Handelsrecht (Vereinsrecht) halten sich nicht an das Volkerrecht. Aus
diesem Grund konnen sie weder die volle Souverénitit erlangen, noch einen Friedens-
vertrag erwirken. Die Souverdnitdt kann nur in den Gemeinden beginnen und damit in
der Verwaltung zum Kreis usw. gehen. Man kann den Hausbau nicht mit dem
Dach beginnen. Einige Aktivisten-Gruppen sind bereits in den Verdacht gekommen
mit Diensten zusammen zu arbeiten. Ein deutlicher Hinweis auf die Arbeit der Dienste
ist, daf sie die Gruppen im Handelsrecht organisieren oder sie auf die eine oder andere
Weise ins Handelsrecht ziehen.

Souveran heifst: Wir entscheiden, ob tiber unserem Land Gift in den Himmel gespriiht
wird, ob wir alle von den Diensten der Alliierten (NSA u. a.) abgehort werden, welches
Geldsystem wir haben wollen, ob Bargeld abgeschafft werden soll, ob wir die Vertrige
wie ESM, TTIPE], NATO@ usw. anerkennen oder nicht. Diese Themen werden jeden
Tag breit im Internet und in den Massenmedien diskutiert. Wir kénnen iiber die weitere
Entwicklung der Weltgeschichte entscheiden.

Wer eine Gemeinde aktivieren mochte, sollte sich auf einen Rechtskreis vor 1914/18
festlegen. (Staatsrecht)

Am wichtigsten bei dem Aktivieren der Gemeinde ist
die Wahl des richtigen Rechtskreises!

Nur im Staatsrecht vor 1914 gewihrleistet die HLKO Schutz. Wer sich auf die
Zeit nach dem ersten Weltkrieg einlafit ist im Handelsrecht und angreifbar!

Das Spiel im Handelsrecht heifst Monopoly: Seien Sie sich bewufst, daf Sie gegen
internationale Grofskonzerne und -banken Monopoly spielen. Diese besitzen und kontrol-
lieren die Bank, die Schlofallee, die Badstrafse und den Bahnhof, also quasi alles was
spielentscheidend ist. Thre Gegenspieler konnen sogar jederzeit die Spielregeln dndern!
Wenn Sie mitspielen dann werden Sie auf Dauer verlieren. Dies zeigt die Geschichte der
letzten 97 Jahre all zu deutlich!

Die Gemeinde Neuhaus hat die Landgemeindeordnung der Preufischen Provinz Westfa-
len vom 19. Mérz 1856 und die “Verfassung” des Deutschen Bundes von 1871 angenom-
men. Wenn man eine Gemeinde aktivieren will, dann sollte man ihre Grenzen
und die giiltige Gemeindeordnung{w_;] kennen.

Die Verfassung des Konigreich Preufsen wurde von den Staatsangehorigen mit ihrem Le-
ben (Blutsonntag in Berlin) und mit Festungshaft (z. B. Gerichtsreferent Franz Loher

2"Transatlantic Trade and Investment Partnership

28North Atlantic Treaty Organization. ,Organisation des Nordatlantikvertrags® bzw. Nordatlantikpakt-
Organisation; im Deutschen hdufig als Atlantisches Biindnis bezeichnet.

http://www.gemeindeverzeichnis.de/gem1900 /gem1900.htm?preussen1900.htm
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in Neuhaus i. W., Paderborn) durchgesetzt und 1850 vom Koénig von Preufen unter-
zeichnet. In dieser Verfassungf’"|finden sich viele biirgerliche Rechte. Der Artikel 10 z. B.
besagt: “Der biirgerliche Tod und die Strafe der Vermdgenseinziehung finden nicht statt.”

Am 1. Januar 1871 wurde die Verfassung®l| des Deutschen Reiches als Zusammenschluf
der souverdnen Bundesstaaten vollzogen. Die vorstehende Verfassung wurde vom Bun-
desrat dem am 21. Méarz 1871 zusammentretenden Reichstag des Deutschen Reiches
unter rein redaktionellen Anderungen als Reichsgesetz betreffend die Verfassung des
Deutschen Reiches vorgelegt und am 16. April 1871 von Kaiser Wilhelm I. im Reichs-
gesetzblatt bekannt gegeben. Das Gesetz trat am 4. Mai 1871 in Kraft und ersetzte im
Wesentlichen die Verfassung vom 1. Januar. Es gibt weltweit nur drei Zusammenschliisse
mit souverdnen Bundesstaaten. Das sind die Schweiz, Amerika und der Deutsche Bund.

Die Gemeinden haben ihre Rechtsfahigkeit aus der Zeit
vor dem ersten Weltkrieb stets behalten!

Organisation der aktivierten Gemeinde: Die Gemeindemitglieder die ihren Wohn-
sitz nach Art. 7 des BGB vom 18. August 1896 in der aktivierten Gemeinde begriinden
und sich von der Firma Gemeinde (im Handelsrecht) abgemeldet haben, unterliegen
wieder dem Schutz des volkerrechtlichen Vertrag, der HLKO und dem Schutz des inter-
nationalen deutschen Recht. Damit ist die Gemeinde wieder organisiert.

Geschiftsfiahigkeit der organisierten Gemeinde: Die Geschiftsfahigkeit erlangt
die Gemeinde wenn iiber 50 Prozent der deutschen Staatsangehorigen mit Wahlrecht
(geregelt durch die Gemeindeordnungen) ihren Wohnsitz in der aktivierten Gemeinde
begriinden. In diesem Fall muft die BRD-Verwaltung die Organisation mit allen Unter-
lagen, Dateien, Gebduden und Mitarbeitern nach dem giiltigen Volkerrecht iibergeben.
Die aktivierte Ur-Gemeinde ist dann nicht mehr an Anweisungen der BRD-Behorden
oder der EU gebunden. Nach unserem Wissen gelten dann auch keine Schulden aus der
Zeit vor der Geschaftsfahigkeit. Die Schulden verbleiben bei der ehemaligen Gemeinde
im Handelsrecht ! Die dann staatliche Gemeinde kann sich, ohne Abgaben an andere,
selbst finanzieren und die Gemeindemitglieder entscheiden selbst {iber ihre Belange wie
zum Beispiel die Organisation des Kindergartens. Die Gemeinde kann auch die Biirger-
rechte verleihen. Voraussetzung dafiir ist:

1. die handelsrechtliche Kiindigung mit Hinweis auf den Art. 119 “Anfechtung
wegen Irrtums” des BGB von 1896

2. der Nachweis der Staatsangehorigkeit mit der Staatsangehorigkeitsurkunde:

a) beantragt geméf RuStAG 1913 4.1

30http: / /www.verfassungen.de/de/preussen /preussen50.htm+#2
3thttp://www.verfassungen.de/de/de67-18 /verfassung70-i.htm
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b) mit Angabe einer Bundesstaatsangehorigkeit (bspw. Kgr. Bayern)

Dieses Vorgehen ist auch die Voraussetzung um bei einem Friedensvertrag mitbestimmen
zu kénnen und die Rechte als Staatsangehoriger wieder zu erlangen.

Das Auslinder’gesetz” (AuslG-VwV?| eigentlich eine Verordnung) sieht vor, daf jeder
Bundesbiirger der seine Staatsangehorigkeit nicht mit einer Staatsangehorigkeitsurkun-
de nachweisen kann, wie ein Ausldnder zu behandeln ist. Nur souverdne Staaten kénnen
Gesetze erlassen, wohingegen Mandatsregierungen nur Verordnungen, Anord-
nungen oder Empfehlungen erlassen konnen.
AuslG-VwV: Auslinder’gesetz ] vom 28. 04. 1965:

“1.2.1 Ausldander ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staatsangehdrigkeit
besitzt noch als Fliichtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen
Ehegatte oder Abkémmling im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31.
Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat (Deutsche ohne deutsche Staatsangehirigkeit)
oder diesen Status durch Abstammung oder - bis 31. Mdirz 1953 - durch Eheschlieffung
erworben hat.”

“1.2.3.1 Deutsche, die zugleich eine oder mehrere fremde Staatsangehorigkeiten besit-
zen, sind keine Auslander i.S.d. Auslindergesetzes (inldndischer Mehrstaater). Bestehen

3Zhttp:/ /www.infodalien.de/vwv/vwv _1.htm
33http://www.zaoerv.de/25 1965/25 1965 3 b 499 515.pdf
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Zweifel, ob jemand Deutscher ist, obliegt die Kldrung der Staatsangehorigkeitsbehdrde.
Bis zur Klarung ist er als Auslinder zu behandeln. Beruft sich ein Auslinder
darauf, Deutscher zu sein, hat er dies gemdff § 70 Abs. 1 nachzuweisen (z. B. durch
Staatsangehorigkeitsurkunde).”

Die BRD-Behérden sind im Auftrag der Alliierten bis zu einem Friedensvertrag ver-
pflichtet, die offentliche Ordnung in unserem Land zu gewahrleisten. Dazu gehort die
Verwaltung der Einwohnerdaten, das Katasteramt usw.. Es gibt jeweils Personen in den
Behorden die fiir die deutsche Frage zustédndig sind. Das Bild [4] zeigt die Unterschie-
de zwischen dem reinen Handelsrecht und den im Auftrag der Alliierten zu fiihrenden
staatlichen Registern. In diesem Fall verwendet das Kastasteramt das Wappen der Urge-
meinde (auf der linken Seite) und ein Fantasielogo welches die Firma “Kreis Paderborn”
(auf der rechten Seite) im Handelrecht nutzt.

Die Bestétigung der Staatsangehorigkeit kann deshalb nur iiber den sogenannten ,,gelben
Schein* erfolgen! Solange in der Gemeinde mehrheitlich Bundesbiirger wohnen, iiber-
nimmt die BRD-Verwaltung die Bestatigung der Staatsangehorigkeit. Hierzu nutzt sie
die Melderegister die sie im Auftrag der Alliierten weiter fiihren muss.
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4. Der Weg in die Freiheit und den Frieden
(Staatlichkeit)

Du willst frei sein? Du willst in Frieden leben? Du willst Dich, Deine Familie und Dein
Hab und Gut schiitzen?

Dieser Wegweiser zeigt einen gangbaren Weg. Jeder ist aufgefordert ihn zu priifen, zu
verbessern und fiir seine Freiheit zu nutzen.

Die Gemeinde Neuhaus in Westfalen wurde im April 2013 aktiviert. Ihre Gemeindemit-
glieder haben viele Erfahrungen gesammelt.

Wer diesen Weg gehen will sollte vorbereitet sein.

Vorher oder zeitgleich fiir das Wichtigste sorgen: Familie, Gesundheit, Essen, Vorréte,
Vermogenssicherung etc.. Dieses Buch vermittelt wichtiges Wissen. Wer dieses Wissen
besitzt hat Verantwortung gegeniiber Freunden, Nachbarn, seiner Familie, der Gemeinde,
unserem Land und dem Weltfrieden. Wir bestimmen unsere Zukunft!

4.1. Unsere Erfahrung und was zu erwarten ist

Womit ist zu rechnen wenn man diesen Weg geht?

Einzelkdmpfer haben in der Regel wenig bis keine Chance sich gegen das Besatzungskon-
strukt bzw. das BRD-System zu schiitzen. Deshalb ist es unbedingt ratsam sich zusam-
men zu tun und mit dem Wissen der aktivierten Gemeinden im Netzwerk zusammen zu
arbeiten. "Einigkeit macht stark!”

Solange man weiterhin “Steuern” (Schenkungen) und andere Forderungen zahlt, passiert
aus unserer Erfahrung nichts.

Wer sich mit den BRD-"Behorden” nicht anlegen will, der teilt als Mitglied der akti-
vierten Gemeinde den jeweiligen Rechtskreis / Rechtsstatus mit. Er zahlt immer als
Staatsangehoriger des jeweiligen Bundesstaates und ohne Rechtsanerkenntms@. Bei je-
dem Schreiben auf den § 119 BGB von 1896 “Anfechtung wegen Irrtums” hinweisen!
Nach unserer Erfahrung werden deutsche Staatsangehorige mit der richtigen Staats-
angehorigkeitsurkundd®™| — im Handelsrecht bei Zahlungsverweigerung gegeniiber BRD-
Behorden — vom Gerichtsvollzieher in die Schuldnerdatei des jeweiligen “Bundeslandes”
der BRD eingetragen. Aus dieser Datei bezieht auch die SCHUFAE] ihre Informationen.
Wichtig ist:

O Gerichtsvollzieher / POLIZEI nicht in das Haus / die Wohnung lassen.

34bspw. ein Passus “Die Zahlung erfolgt ohne Anerkennung einer Rechtspflicht”

35nach RuStAG 1913 4.1 und der Angabe des richtigen Bundesstaates

36SCHUFA Holding AG ist eine privatwirtschaftliche deutsche Wirtschaftsauskunftei in der Rechtsform
einer Aktiengesellschaft mit dem Geschiftssitz in Wiesbaden.
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O Gerichtsvollzieher / Amtsgericht schriftlich auf den jeweiligen Rechtsstatus hin-
weisen.

O Als Mitglied einer aktivierten Gemeinde (Gelber Schein, Ab- / Anmeldung etc.)
kann die Gemeinde gegeniiber den BRD-"Behorden” erfolgreich einen Schutz gene-
rieren.

O In der Regel kann der Eintrag in die Schuldnerdatei (und SCHUFA) nicht vermie-
den werden. Diese bleibt drei Jahre bestehen.

O Vollstandig befreite Staatsangehorige leben in einem anderen Rechtskreis (im Staats-
recht statt im Handelsrecht). Briefe von BRD-"Behorden” die nicht den Namen
der aktivierten Gemeinde als Empfangsadresse tragen, sollten generell mit einem
Aufkleber iiber dem Anschriftenfeld als falsch zugestellt zuriickgesendet werden
(Adressaufkleber im Anhang).

O Bei vollstandig befreiten Staatsangehorigen haben wir erlebt, dafs kein
Eintrag in die Schulderdatei mehr erfolgt.

O Es empfiehlt sich erst alle Schritte auszufithren um sich rechtssicher zu
positionieren und erst dann zusammen mit der aktivierten Gemeinde
mit den BRD-"Behorden” zu (ver)handeln. Der volle Rechtsschutz bspw.
durch HLKO, das Internationale Deutsche Recht und internationale Handelsver-
trage besteht erst dann, wenn der richtige Rechtsstatus erreicht ist (siche Vorgehen
in diesem Abschnitt).

Trotz aller Vorkehrungen ist dennoch mit Kontenpfandungen aus dem Handelsrecht
zu rechnen sofern Zahlungen an die BRD-Behorden verweigert werden! Die Banken be-
finden sich auierhalb unseres staatlichen Rechtskreises. Sinnvolle Gegenmafsnahmen sind

O Einrichten eines pfandungssicheren Kontos (P-Konto).

O Konto bei einer Sparkasse (diese hat einen Versorgungsauftrag und kann Kunden
nicht grundlos kiindigen). Die Sparkassen sind aus Stadt- und Kreissparkassen
hervorgegangen.

O Hohe des Uberziehungskredites moglichst klein halten oder wenn moglich auf Null
setzen.

O Vollmacht iiber ein “fremdes” Konto besorgen.

O Bargeld / Barscheck, Vorauskasse, BitCoin (in geringen Mengen), Prepaid-Masterkarte
nutzen.

O Generell Giral’geld” (elektronisches “Geld” auf dem Konto) in Sachwerte umwan-
deln, bspw. Lebensmittel, Werkzeug, Edelmetalle.

O Grundsétzlich nur die notwendige Geldmenge (bspw. fiir Miete) auf dem Konto
belassen und den Rest immer abheben.
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O Wenn moglich; zwei Monatsgehélter in bar zuhause lagern (Stichwort: Kontensper-
rung Zypern, Griechenland / drohende Féilligkeit der ESM-Biirgschaft mit Kon-
topfandungen / Kontokorrentpfindung = Uberziehungskredit).

O Kredite vermeiden, d. h. keine “Schulden machen”.

Die Vergangenheit lehrt uns: Das “Geld” wird fast gegen Null abgewertet. Dagegen blei-
ben die Schulden weitestgehend erhalten.

Wer Schulden (Darlehen) auf sein Haus aufgenommen hat, sollte an die Moglichkeit der
sogenannten Nachschusspflicht denken. Beim Zusammenbruch des Geldsystems ver-
lieren Immobilien dramatisch an Wert. Wenn der Gebaudewert unter den Darlehenswert
sinkt, muss die Differenz bei einigen Vertrigen “kurzfristig” ausgeglichen werden.

4.2. Gelber Schein - Staatsangehorigkeitsausweis
Gelber Schein kontra ,,Deutsches Reich*

Oft werden wir auf den ,Staatsangehorigkeitsausweis” (“gelber Schein” oder Staatsange-
horigkeitsurkunde) angesprochen. Es gibt einige Gruppierungen die ebenfalls Ausweise
ausgeben. Es handelt sich aber nicht um staatliche Dokumente. Unseres Erachtens haben
sie rechtlich keinen Nutzen.

Es gibt keinen Staat ,Deutsches (Kaiser)Reich® und darum gibt es auch keine echte Exil-
regierung des ,Staates” Deutsches (Kaiser)Reich. Dieser Bund trégt den Namen “Deut-
sches Reich”. Die Praambel der Verfassung von 1871 beschreibt also die Griindung eines
Bundes souverdner Staaten (Kgr. Bayern, Kgr. Preufen u. a.), einen Staatenbund
der selbst jedoch kein Staat ist. Und ebenso haben all diese Gruppierungen keine
bestallten Beamten, welche befugt wiaren Ausweisdokumente mit Angabe einer echten
Staatsangehorigkeit zu erstellen. Die Pésse der ,BRD“ weisen ebenso keine Staatsange-
horigkeit nach.

Worin liegt nun der Unterschied zwischen dem Staatsangehorigkeitsausweis von diesen
,Reichsdmtern* und ,Exilregierungen* in Deutschland und dem, der von der Auslédnder-
behorde heraus gegeben wird?

Der Unterschied liegt darin, dafs die von den ,Reichsédmtern” und ,Exilregierungen® her-
aus gegebenen Ausweisdokumente von der ,BRD* nicht anerkannt werden, genaus so
wenig international.

Sie werden jedoch auch nicht eingezogen, da sie keine staatlichen Hintergriinde haben

und somit niemandes Recht beriihren. Damit ist nicht gesagt, daft die BRD sehr viel
staatlicher wére, als diese ,,Reichsdamter”.
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Das Problem sogenannter , Reichsamter” und anderer sich selbst erkléarter ,Regierungen‘
und ,Freistaaten” ist, daf sie immer versuchen das Deutsche (Kaiser)Reich von oben
nach unten aufzubauen.

Bismark hat das Deutsche (Kaiser)Reich seiner Zeit nach dem Subsidarititsprinzip von
unten nach oben aufgebaut. Das heift, die kleinste Einheit (die Gemeinde) verwaltet
sich selbst. Folglich miissen erst einmal die Ménner, Frauen und Familien wieder sou-
verdn werden, denn sie bilden die Gemeinden. Haben sich geniigend Gemeinden wieder
reorganisiert, konnen diese einen Stadtetag ausrufen und dieser wiederum kann seinen
BundesSTAAT (kein Land und auch kein Reich) aktivieren.

Erst wenn sich einige Bundesstaaten des Deutschen Reiches wieder reorganisiert haben,
kann das Deutsche (Kaiser)Reich und damit ein Reichsamt wieder tatséchlich legitim
seine Arbeit aufnehmen!

Was die Legitimitiat des bundesrepublikanischen Nachweises angeht:
Die BRD ist kein Staat und kann keine eigene Staatsangehorigkeit definieren bzw.
vergeben. Diese Tatsache hat auch das Bundesverfassungsgericht richtig feststellt.

Warum ist deren “Gelber Schein” dann trotzdem giiltig?

Die BRD ist eine von den Alliierten eingesetzte Verwaltung. Sie soll die “Deutschen”
verlasslich mit “staatlichen” Urkunden versorgen, die sie im nationalen und internatio-
nalen Umgang benétigen. Zudem hat die BRD-Verwaltung die Aufgabe die Ordnung in
unserem besetzten Land (siehe GG Art. 120) zu garantieren. Und genau diese Aufgabe
erfiillt sie auch. Sie stattet uns mit Urkunden aus, nach Gesetzen aus der Zeit vor ihrer
eigenen Entstehung. Man sollte also genau wissen auf welche Gesetze man sich beruft,
die auch international giiltig sind!

Die Alliierten haben keinerlei juristischen Zugriff auf die Rechte von vor dem ersten Welt-
krieg, denn sonst hétten sie das Deutsche Reich wohl schon langst aufgelost (Delleba-
tioE]). Das machen wir uns zunutze und beantragen mit unserer eigenen Willenserklarung
(BVA-Formular: Antrag F) die Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit.
Damit losen wir einen Verwaltungsakt aus.

In dem ,Antrag* weisen wir unsere Angehorigkeit in einem der Bundesstaaten nach.
Diese Bundesstaatsangehorigkeit kann uns die BRD im Handelsrecht zwar auf Grund
des fehlenden alliierten Zugriffs auf das Deutsche Reich nicht geben, aber sie kann und
muss uns im EStA-Register des BVA eintragen (fiihren). Es hélt fest, dak wir diese
Bundesstaatsangehorigkeit verbindlich nachgewiesen haben!

37Dellebatio: Annexion des Landes durch den Sieger.
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Die souverénen Biirger bilden den Bundesstaat (z. B. Kgr. Wiirttemberg, Kgr. Bayern,
Kgr. Preufen). Als Bundesstaat ist er Mitglied in einem Verein namens “Deutsches
Reich” von 1871. Man erhilt seine Bundesstaatsangehorigkeit bei der Geburt durch
Abstammung. Die natiirliche Person ist nicht Mitglied des Vereins (Deutscher Bund
/ Deutsches Kaiserreich), sondern sie ist Angehoriger eines Bundesstaates. Zudem ist
sie als Biirger oder Einwohner Mitglied einer Gemeinde, je nach der Satzung dieser
Gemeinde.

Innerhalb des BRD-Systems (im Handelsrecht) sind die BRD-Gemeinden verpflichtet
die Staatsangehorigkeit zu bestédtigen. Nur die Staatsangehorigkeitsurkunde wird von
den Alliierten als Nachweis iiber die Staatsangehorigkeit akzeptiert. Durch die Staatsan-
gehorigkeit gilt wieder das Internationale Deutsche Recht, volkerrechtliche Vertrige wie
die HLKO und Handelsvertriage wie z. B. die Européische Menschenrechtskonvention.
Die Staatsangehorigkeitsurkunde bietet einen gewissen Schutz. Sie ist aber nur der erste
Schritt zur Erlangung unserer Rechte.

Das Beantragen der Staatsangehorigkeitsurkunde 16st einen Verwaltungsakt
aus! Es gibt nur eine tatséchlich existierende Staatsangehorigkeit, namlich die Bundes-
staatsangehorigkeit (bspw. Kgr. Preufen, Kgr. Bayern, Fiirstentum Lippe, Grofherzog-
tum Baden etc.). Dies proklamierenlﬂ wir durch unsere Willenserklarung.

DER GELBE SCHEIN IST DIE WEICHE IM DEUTSCHEN RECHT.

Jeder Bundesbiirger hat die sogenannte ,Staatsangehorigkeit” “DEUTSCH aufdiktiert
bekommen, und zwar durch konkludentes Handelnf’] Man muss diese nicht gewollte
und unechte ,Staatsangehorigkeit” “DEUTSCH* ablegen, indem man seinen gegenteili-
gen Willen erklért. Hierzu muss man sich auf das Reichs- und Staatsangehérigkeitsge-
setz (RuStA@ von 1918 beziehen. Fiir BRD-Biirger wurde die Staatsangehorigkeit
abgeschafft, und zwar u. a. durch den “Ausfiihrungserlass zum StAG, RdErl. MIK vom
16.08.2010”. Dadurch werden die BRD-Biirger in die Staatenlosigkeit gefithrt und werden

Apolidd™]

38Proklamation (von lat. proclamare, ,Jaut ausrufen, schreien®; aus pro, ,yor, fiir, und clamare
und von frz. proclamation, ,Ausrufung, Verkiindigung®) ist ein 6ffentlicher Aufruf, eine Bekanntma-
chung oder eine offentliche Erklarung.

39%onkludent: stillschweigende Willenserklirung. § 362 HGB Schweigen eines Kaufmanns auf ein An-
gebot. § 17 HBG Die Firma eines Kaufmanns ist der Name. In den Personalausweisen und Péssen
der BRD steht Name und nicht Familienname.

4Onttp:/ /justitia-deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm

4lgriechisch: “ohne Staat”, heimat-, staatenlos / italienisch: staatenlos, Staatenlose(r)

@,
, w;rufen;
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Im RuStAG vom 22.07.1913 steht direkt im ersten Artikel geschrieben: "Deutscher ist,
wer die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare
Reichsangehdrigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt. "

Bis 1934 stand in den Ausweispapieren / Pass der jeweilige Bundesstaat wie zum Beispiel:
Bayern, Preufen, Sachsen, freier Volksstaat Wiirttemberg, Freistaat Baden, Land Thii-
ringen, Volksstaat Hessen, Freie und Hansestadt Hamburg, Freistaat Mecklenburg-Schwerin,
Freistaat Oldenburg, Freistaat Braunschweig, Freistaat Anhalt, Freie und Hansestadt
Bremen, Freistaat Lippe. Freie und Hansestaat Liibeck, Freistaat Mecklenburg-Strelitz,
Freistaat Waldeck, Freistaat Schaumburg-Lippe.

Ab 5.2.1934 wurde - durch das sogenannte "Gleichschaltungsgesetz’@ (unter der Diktatur
durch Adolf Hitler) - die alleinige “Staatsangehorigkeit” Deutsches Reich eingefiihrt.
Darin heifit es:

Auf Grund des Artikels 5 des Gesetzes liber den Neuaufbau des Reichs vom 30. Januar
1934 (RGBLI. I. S. 75) wird Folgendes im § 1 verordnet:

(1) Die Staatsangehorigkeit in den deutschen Landern féllt fort.

(2) Es gibt nur noch eine deutsche Staatsangehorigkeit (Reichsangehorigkeit).

§ 1

Man beachte: Lander bedeutet nicht Staat. Beispiels-
weise sind die sogenannten Freistaaten (wie Freistaat
Preufien, Freistaat Bayern) nur Liander ohne staatliche
Legitimation.

Seit diesem Zeitpunkt gibt es auch den Begriff “Deutsch” resp. "DEUTSCH" in den
Ausweispapieren. Die Bundesrepublik Deutschland hat die Gesetzgebung des Dritten
Reiches in diesem Punkt nahtlos weitergefithrt und gibt sich auch dadurch als dessen
Nachfolgeorganisation zu erkennen. Viele sogenannte “Gesetze” (Verordnungen) wur-
den in Originalfassung {ibernommen. Ein Beispiel hierfiir ist das Namensdnderungsge-
setZ™ vom 05.01.1938 und das Einkommenssteuergeset4 | mit dem Ausfertigungsdatum
16.10.1934.

Frither galt die unmittelbare Reichsangehorigkeit nur fiir die Kolonien / Schutzgebiete
des Deutschen Reiches.

Am 15.07.1999 wurden unter der SPD-Regierung des Bundeskanzlers Gerhard Schro-
der alle BRD-Angehorige zu Kolonieangehorige: "Deutscher ist, wer die [...| un-

42 http: / /www.verfassungen.de/de/de33-45 /index.htm
“3http: / /www.gesetze-im-internet.de/nam ndg/BJNR000090938.html
44http: / /www.gesetze-im-internet.de /estg/BJNR010050934.html
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mittelbare Reichsangehdrigkeit |.. .| besitzt." (sieche StAG).
Das Wort “unmittelbar” bedeutet Reichsangehorigkeit, wahrend “mittelbar” die An-
gehorigkeit in einem Bundesstaat mit Bodenrecht meint.

Seit dem 21.08.2002 heifst es: "Deutscher ist, wer die [...| unmittelbare /*Reichs™/
angehorigkeit |.. .| besitzt."
Damit sind alle Bundesbiirger ab diesem Zeitpunkt Staatenlos. Bei der Notation
“/* * /7 scheint es sich juristisch um eine Ausklammerung zu handeln.

Am 08.10.2010 erfolgte der grofe Staatsstreich und die Reichsangehorigkeit (unmittel-
bare deutsche Staatsangehorigkeit) wurde génzlich beseitigt. Damit wurden al-
le Bundesbiirger der Bundesrepublik Deutschland endgiiltig staatenlos!
Der Bezug auf das letzte Staatsangehorigkeitsgesetz aus dem Jahre 1913 (RuS-
tAG) wurde endgiiltig beseitigt. Hierbei handelt es sich um die Vorbereitung auf
die Uberfithrung in die sogenannte EU-Staatsbiirgerschaft ohne echte Staatsange-
horigkeit.

Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG)

Spatestens seit dem Gesetz {iber die weitere Bereinigung von Bundesrecht vom 8. De-
zember 2010 (BGBI 2010 Teil T Nr. 63, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010,
Artikel 2 Aufhebung des Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehorigkeit
(102-1) ist die Staatsangehorigkeit fiir die Bundesbiirger abgeschafftE]

,Das Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehorigkeit in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1, veroffentlichten bereinigten Fassung, das zu-
letzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. I S. 1864) geéndert
worden ist”“ Stand: Zuletzt gedndert durch Art. 1 G v. 8.12.2010 I 1864 ,Die Bedeutung
der Begriffe ,,Reichs- und Staatsangehorigkeit® im Sinne dieses Gesetzes hat sich
gedndert. An die Stelle der ,,Reichsangehorigkeit” ist gem. § 1 V v. 5.2.1934 102-2, Art.
116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsangehorigkeit getreten. Die die ,Reichsange-
horigkeit vermittelnde Staatsangehorigkeit in den Bundesstaaten — seit der Weimarer
Verfassung in den deutschen Landern — ist durch § 1 V v. 5.2.1934 beseitigt worden.

Das bedeutet: Die sogenannte “Staatsangehorigkeit” der Hitler-Diktatur wurde aufgeho-
ben. Der Bezug zum RuStAG 1913 fiel dadurch weg. Die BRD kann aus dem Handels-
recht nicht die Staatsangehorigkeit (wie z. B. Kgr. Preufen) verindern. Sie kann nur
den Bezug zum letzten Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG 1913 4.1) fiir
ihre Bundesbiirger wegnehmen. Vor 1990 hat die BRD fiir alle Deutschen am Reichs-
und Staatsangehorigkeitsgesetz (RuStAG) stets festgehaltenm

Der Begriff Reichsangehorigkeit stammt aus dem Jahre 1933! Zu dieser Zeit wurde die
Bundesstaatsangehorigkeit bereits abgeschafft. Diese Anderung wurde von einer Man-

Bhttp://www.dortmund.de/media/p/oednungsamt /ordnungsamt /Staatsangehoerigkeitsgesetz. pdf
46siehe auch das Schreiben des Landrats des Landkreis Demmin im Anhang
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datsregierung durchgefiithrt und ist somit — ebenso wie die Anordnungen der BRD —
volkerrechtlich unwirksam. Richtig miisste es heifen “Bundesstaatenangehorigkeit”.

Das Staatsangehorigkeitsgesetz (StAG) mit dem Ausfertigungsdatum vom 22.07.1913 ist
nur fiir Bundesbiirger (juristische Personen) giiltig. Die tatsdchliche Staatsangehorigkeit
ist an einen Bundesstaat gebunden. Sie ist nun fiir Bundesbiirger abgeschafft. Dadurch
sind Bundesbiirger staatenlos.

Das verstoft eindeutig gegen die Allgemeine Erklirung der Menschenrechte vom 10. De-
zember 1948 - UN Resolution 217 A (III) und gegen den Internationalen Pakt iiber
biirgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember 1966 (unterzeichnet von der DDR
und BRD).

Der Artikel 15 der Allgemeinen Erkléarung der Menschenrechte erklért:
1. Jeder hat das Recht auf eine Staatsangehorigkeit.

2. Niemandem darf seine Staatsangehorigkeit willkiirlich entzogen noch das Recht
versagt werden, seine Staatsangehorigkeit zu wechseln.

Siehe hierzu auch das Staatsangehorigkeitsgesetz 2012@], das Reichsstaatsangehorigkeits-
gesetz von 191, das RuStAG von 1913 mit Anderunge sowie eine Entscheidun
des Bundesgerichtshofs vom 17.12.1953 wonach alle Beamtenverhéltnisse erloschen sind
(Bundesgerichtshof - A - 1 BvR 147/52).

Im Jahr 1945 / 1946 wurden die Freistaaten (wie z. B. Freistaat Preufen gegriindet
1920 als Mandatsregierung) von den westlichen Alliierten mit dem Befehl Nr. 46 erneut
abgeschafft und volkerrechtswidrig — gegen die HLKO — in die neuen Bundeslidnder des
Besatzungskonstrukts BRD umgewandelt (z. B. NRW, Bayern). 1955 hat die UDSSR in
der Hohen Alliierten Kommission die Beschliisse zur Aufhebung des Bundesstaates Preu-
fsen (Befehl Nr. 46) wieder aufgehoben. Die Organisation (Verwaltung) des souverénen
deutschen Staates endete 1918 durch den Vertrag von Versaille. Seine Rechtsfihigkeit
bliebt davon allerdings unbeeinflusst.

2. Proklamation Eisenhowers / September 1945: Bildung von Verwaltungs-
gebieten

Bereits am 19. September 1945 gab General Eisenhower die Proklamation Nr. 2 bekannt:
"An das deutsche Volk in der amerikanischen Zone: Ich, General Dwight D. Eisenhower,
Oberster Befehlshaber der amerikanischen Streitkréifte in Europa, erlasse hiermit folgen-

de Proklamation:
Artikel 1:

"Innerhalb der amerikanischen Besatzungszone werden hiermit Verwal-

4Thttp: / /www.gesetze-im-internet.de /rustag/BJNR005830913.html

“Bhttp: //www.documentarchiv.de/ksr /1913 /reichs-staatsangehoerigkeitsgesetz.html
http:/ /www.verfassungen.de/de/de67-18 /rustagl3.htm
5Ohttp://opinioiuris.de/entscheidung /805
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tungsgebiete gebildet, die von jetzt ab als Staaten bezeichnet werden. Jeder
Staat wird eine Staatsregierung haben, die folgenden Staaten werden gebil-
det: Grof$hessen, Wiirttemberg-Baden und Bayern. Wiirttemberg-Baden uwm-
fafst die Kreise Aalen, Backnang, Béblingen, Crailsheim, Esslingen, Gmiind,
Goppingen, Hall, Heidenheim, Heilbronn, Kiinzelsau, Leonberg, Ludwigsburg,
Mergentheim, Nirtingen - nordlich der Autobahn, Ohringen, Stuttgart, Ulm,
Vaihingen. Waiblingen (...) Landesbezirk Mannheim und die Kreise Bruch-
sal, Karlsruhe Stadt und Land und Pforzheim Stadt und Land."

In dem Dokument werden Verwaltungsgebiete — volkerrechtswidrig
— als Staat bezeichnet (die amerikanische Besatzungszone betreffend z. B. Grofs-Hessen,

Wiirttemberg-Baden, Bayern).
Die Auflésung der FreistaatenEl erfolgte am 23. August 1946. Die Bundesstaaten (wie
z. B. Konigreich Preufen) konnten nicht aufgelést werden, da sie auf der Verfassung

eines souverdnen Staates griinden.

Von den Alliierten konnen nur Mandatsregierungen.
Ein souveraner Staat kann nur durch den Souverin (das
Volk) aufgeldost oder verdndert werden.

Staatsangehorig-

keitsurkunde

Bedeutung der Staatsangehdrigkeitsurkunde

Bild 5: Video “Bedeutung der Staatsangehorigkeitsurkunde”

Die “Bedeutung der Staatsangehorigkeitsurkunde” erkliren wir in einem kurzen Vided*?}

Sthttp:/ /www.verfassungen.de/de/sh/aufloesung1946.htm
5Zhttps://www.youtube.com /watch?v=RCutgkEEe9l
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BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Staatsangehdrigkeitsausweis

Vormaman), Famileaname, Seburtinimes
Herr Max Mustermann
geboran am in

_01.11.1880 Musterstadt
Woanor

12345 Musterstadt

st deutscheir) Staatsangaharige(r).

Dieser Auswais gilt bis zum

ovL Dt

‘Musterstad, den 1. September 2015

Stadt Paderbom
Der Birgermeister
im Auftrag

Sielaff

Geblhr: 25,00 EUR
AZ: StAaf15/M033

Bild 6: Staatsangehorigkeitsurkunde / -ausweis (“Gelber Schein”)

4.2.1. Ausfiillen des Antrages zur Staatsangehdérigkeitsurkunde

Die Antrage befinden sich im Anhang.

Wichtig: Es gibt den Freistaat Preuflen im Handelsrecht und es gibt das Konigreich
Preuflen aus der Zeit vor dem ersten Weltkrieg im Staatsrecht. Deshalb muss im Antrag
stets Konigreich (bzw. Kgr.) Preuflen eingetragen werden, um den richtigen Rechtskreis
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festzustellen. Gleiches gilt fiir die {ibrigen Bundesstaaten wie bspw. Freistaat Bayern /
Konigreich Bayern.

Generell ist die Grofs-Kleinschreibung zu verwenden, d. h. bspw. Max Mus-
termann (nicht in GRORBUCHSTABEN!)

Generell sollten keine Angaben zu einem geleisteten Militdrdienst gemacht werden!

Ausfiillhilfe zur Anlage F

O In den Feldern 1.1, 1.2 und 1.3 ist die Grof-Kleinschreibung zu beachten! Bsp.:
Meier

O In den Feldern 1.6, 1.9 und 1.11 wird der Bundesstaat von vor 1914 eingetragen.
Beispiel:
Konigreich Preufsen, RuStAG 1913 4.1
Kgr. Preufen, RuStAG 1913 4.1

O Feld 1.10: Die neue fiinfstellige Postleitzahl wird in rechteckige Klammern gesetzt.
Bspw. [12345].

O In den Feldern 1.12 und 1.13 werden keine Angaben gemacht. Riickfragen sollten
per Brief zugestellt werden.

O Feld 3.2: “durch Abstammung” ankreuzen.

O Feld 4.1 wir nicht angekreuzt, da die BRD keine Staatsangehorigkeit vergeben
kann!

O Feld 4.2: ankreuzen
O Feld 4.3: bspw. Kgr. Preuften, RuStAG 1913 4.1 | seit Geburt | durch Abstammung

O Felder 5 und 5.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit
ist unabhéngig von den Aufenthaltszeiten.

O Felder 6 und 6.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit ist
unabhéngig von einem geleisteten Militdrdienst. Diese Angabe kann ggf. negative
Wirkung haben.

O Am Ende von Blatt 3: Ort, Datum und Unterschrift eintragen!

O Bei den Anlagen sind in der Regel zumindest die “Anlage V” und “weitere Anlagen”
anzukreuzen.

O In die Liste “weitere Angaben” werden die beglaubigten Heiratsurkunden, Geburts-
urkunden etc. aufgelistet.
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O Am Ende des Kastens “weitere Angaben”: Ort, Datum und Unterschrift eintragen!

O Am Endes von Blatt 4 trigt der Antragsteller nichts ein und leistet keine Unter-
schrift!

Ausfiillhilfe zur Anlage V

In der Anlage V muss bis die Abstammung bis mindestens vor 1914 nachgewiesen
werden (Vater, Grofvater und ggf. Ur-Grofsvater). Fiir jeden Vorfahren ist ein eigenes
Blatt auszufiillen.

O Feld 1.1: Vater oder Groftvater oder Urgrofsvater ankreuzen.
O Feld 1.2, 1.3 und 1.4: Grofk-Kleinschreibung verwenden bspw. Meier.
O Feld 1.6: es wird der alte Stadtename und Kreis (vor 1914) eingetragen.

O Feld 1.7: wird der Bundesstaat von vor 1914 eingetragen: bspw. Konigreich Preu-
Ken, RuStAG 1913 4.1.

O Feld 1.10: Datum, Ort und Staat (bspw. Kgr. Preufsen).
O Feld 2.3 und 2.4: es werden keine Angaben gemacht.
O Feld 3.2: “durch Abstammung” ankreuzen und in der Regel “vom Vater”.

O Feld 4.1: wird nicht angekreuzt, denn die BRD kann keine Staatsangehorigkeit
vergeben.

O Feld 4.2: ankreuzen.

O In den Felder 4.3 zum Beispiel: Kgr. Preufen, RuStAG 1913 4.1 | 01.01.1910 (Ge-
burt) | Abstammung.

O Felder 5 und 5.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit
ist unabhéngig von den Aufenthaltszeiten.

O Felder 6 und 6.X: es werden keine Angaben gemacht. Die Staatsangehorigkeit ist
unabhéngig von einem geleisteten Militdrdienst. Diese Angabe kann ggf. negative
Wirkung haben.

4.2.2. Beantragen der Staatsangehdrigkeitsurkunde

Vor dem Einreichen des Antrages sollten die eigenen Angaben nochmals griindlich ge-
priift werden!

In letzter Zeit ist es deutlich schwieriger geworden die richtige Staatsangehorigkeit fest-
stellen zu lassen. Die BRD-"Behérden” lehnen es teilweise ab richtig ausgefiillte Antréage
anzunehmen. Sie sind rechtlich jedoch verpflichtet einen Verwaltungsakt auszufiihren
und die korrekte Staatsangehorigkeit zu bestéatigen! Folgende Mafnahmen fiithren in der
Regel zum Erfolg:
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1. Die Behorde und die fiir die Deutsche Frage zustdndige Person auffordern die
Ablehnung schriftlich zu begriinden.

2. Falls der erste Schritt nicht zum Erfolg fiihrt, so meldet man sich in einer Stadt
oder Gemeinde um, die sich an die alliierten Anweisungen halt und beantragt dort
den Gelben Schein.

3. Die Gemeinde schreibt die BRD-Behorde an und verweist auf internationale Ver-
trage und besteht auf deren Einhaltung.

4. Sollte sich die BRD-Behorde immer noch weigern den gelben Schein mit dem rich-
tigen Rechtsstatus (RuStAG 1913 4.1, Staatsangehorigkeitsnachweis bis vor
1914) auszustellen, dann stellt die Gemeinde eine/n internationale/n Strafanzeige
/ Strafantrag bei der UNO, den fiinf Alliierten und allen zustdndigen Behorden
der BRD (wie Innenminister/-ministerien der Bundeslénder und das Innenminis-
terium der BRD in Berlin) mit der jeweils fiir die Deutsche Frage zustindigen
Person.

Personliches Einreichen des Antrage

Originale brauchen nicht als beglaubigte Kopie vorliegen. Es geniigen einfache Kopien
die die Verwaltung dann fiir interne Zwecke selbst (und fiir den Antragssteller kostenlos)
beglaubigt. In jedem Fall sind die Originale vorzulegen!

Lassen Sie sich die Abgabe der Dokumente auf den Kopien bestétigen, indem Sie sich
einen Eingangsstempel auf ein Schriftstiick geben lassen, das sie selbst mitbringen und
auf dem die einzelnen Vorfahren / eingereichte Dokumente (Auszug aus dem Geburten-
register etc.) aufgefiihrt sind.

Nehmen Sie gute Freunde / Verwandte als Zeugen mit. Es bietet sich an wenn meh-
rere Frauen und Méanner gemeinsam ihre Antrége einreichen und sich diesen Vorgang
gegenseitig bezeugen!

4.2.3. Schreibweisen von Vornamen und Familiennamen

Die Bedeutung der Grok-Kleinschreibung geht auf das romische Recht zuriick. Es préagt
zum groken Teil unser Rechtssystem. Das romische Recht kennt folgende Begriffe zur
Anderung oder Schmélerung des rechtlichen Status (capitis diminutio):

capitis diminutio minima als Wechsel in der Familienzugehorigkeit (Beispiel: Max
Mustermann)

capitis diminutio media als Verlust des Biirgerrechts und der Familienzugehorigkeit
(Beispiel: Max MUSTERMANN)

capitis diminutio maxima als Verlust der Freiheit, des Biirgerrechts und Familienzu-
gehorigkeit (Beispiel: MAX MUSTERMANN)
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Wenn der Antrag auf Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit richtig gestellt
wird, so werden Vorname und Familienname jeweils in Grof-Kleinbuchstaben geschrie-
ben (Beispiel: Max Mustermann), capitis diminutio minima. Man befindet sich dann
in dem — von uns gewollten — Rechtsstatus von vor 1914.

Die BRD-"Behorden” sind unseres Wissens nach angewiesen, den Ahnennachweis nur
bis zum Jahr 1938 zu bestétigen. Das Landratsamt Miinchen schreibt hierzu auf ihrer
Internetseite (17.07.2015):

“Die Staatsangehorigkeitsbehorde prift im Regelfall, ob der Antragsteller
bzw. dessen Vorfahren zumindest seit 1938 immer als Deutsche behandelt
wurden. Waren sie z. B. von Verinderungen staatlicher Hoheitsgebiete be-
troffen, welche beide Weltkriege mit sich brachten, kénnen weitergehende
Priifungen erforderlich sein.”

Wird der Ahnennachweis nur bis 1938 gefiihrt, so wird der Familienname auf dem
Staatsangehdorigkeitsausweis in Grofbuchstaben geschrieben (Beispiel: Max MUSTER-
MANN).

Teilweise wird der Vermerk “Ausfiihrungserlas zum StAG, RdErl. MIK vom 16.08.2010”
eingetragen. Das bedeutet, daf der Staatsangehorigkeitsausweis nach BRD-Richtlinien
ausgestellt wurde und man sich im Rechtskreis der BRD / Handelsrecht befindet.
Staatsangehorigkeitsurkunden sind immer unbefristet!

4.2.4. Rechte durch die Staatsangehdrigkeitsurkunde

Das bedeutet u. a., dafy man eigentlich wegen Geldschulden nicht verhaftet
werden darf und sich vor Gericht selbst verteidigen kann. An dieser Stelle wird
auch auf den Einwohnermeldeamtregistereintrag (EMA) auf Seite |51] hingewiesen.

Das AuslG-VwV gibt Auskunft {iber die von der BRD verwalteten Bundesbiirger. Fiir
Auslédnder ohne Staatsangehorigkeit (staatenlose BRD-Mitglieder) gelten die internatio-
nalen volkerrechtlichen und handelsrechtlichen Vertriigd™|nicht! Sie haben keinen Schutz
vor Verhaftung durch die BRD-Behorden bei Geldschulden.

Das Auslidndergesetz (AuslG-VwYV) sieht vor, dafi jeder Bundesbiirger der
seine Staatsangehorigkeit nicht mit einer Staatsangehorigkeitsurkunde nach-
weisen kann, wie ein Auslander zu behandeln ist.

“1.2.1 Ausldnder ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staatsangehdrigkeit
besitzt noch als Fliichtling oder Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen
Ehegatte oder Abkémmling im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31.
Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat (Deutsche ohne deutsche Staatsangehirigkeit)
oder diesen Status durch Abstammung oder - bis 31. Mdirz 1953 - durch Eheschlieffung
erworben hat.”

53wie zum Beispiel die Européischen Menschenrechte, die Konvention zum Schutze der Menschenrechte

und Grundfreiheiten etc.
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“1.2.3.1 Deutsche, die zugleich eine oder mehrere fremde Staatsangehorigkeiten besit-
zen, sind keine Ausldnder i.5.d. Auslindergesetzes (inlindischer Mehrstaatler). Bestehen
Zweifel, ob jemand Deutscher ist, obliegt die Klirung der Staatsangehdérigkeitsbehorde.
Bis zur Kldrung ist er als Auslinder zu behandeln. Beruft sich ein Ausldin-
der darauf, Deutscher zu sein, hat er dies gemdafs § 70 Abs. 1 nachzuweisen
(z. B. durch Staatsangehorigkeitsurkunde).”

4.3. Patientenverfiigung und Vorsorgevollmacht

Der Gemeindevorsteher der Gemeinde Neuhaus sollte im Jahr 2014 betreut bzw. ent-
miindigt werden. Mit dieser Patientenverfiigung / Vorsorgevollmacht und dem “Gelben
Schein” konnte die Mafinahme der BRD erfolgreich abgewehrt werden!

Die BRD nutzt die drei “B “s”; Besteuern, Bestrafen und Betreuen! Daher ist
es wichtig nach dem Erhalt der Staatsangehorigkeitsurkunde eine Patientenverfiigung
als Deutscher Staatsangehoriger zu verfassen. Die Patientenverfiigung darf keine Verfii-
gungen oder dhnliches (z. B. BGBEG) der BRD enthalten. Auch Notare arbeiten fiir
das System der BRD. Notarielle Bestdtigungen sind daher nicht zielfithrend, denn sie
fithren in das BRD-System.

Man sollte sich von einem (von der BRD anerkannten / approbierten) Arzt die volle
Geschéftsfahigkeit und geistige Gesundheit bescheinigen lassen. Es empfiehlt sich die
Patientenverfiigung gegeniiber dem Arzt nicht zu erwéhnen.

Sollte ein Schreiben eingehen das eine Betreuung ankiindigt, so geht man zum Amtsge-
richt und fordert Akteneinsicht. Man laftt sich die Akten gegen Gebiihr photokopieren
und legt die Patientenverfiigung zur Akte. Dies 1afst man sich schriftlich bestéatigen. In
der Regel wird die Akte vom Amtsgericht an die Stadt / den Kreis zur Priifung weiterge-
reicht. Mit der richtigen Patientenverfiigung ist nach unserer Erfahrung eine Betreuung
nicht mdéglich.

Ausfiillhilfe zur Patientenverfiigung und Vorsorgevollmacht

Auf jede Seite der Patientenverfiigung klebt man unten links zwei 2-Cent-Briefmarken.
Auf diese Marken wird das Datum und die Unterschrift geschrieben. Oben und unten
rechts auf jedem Blatt unterschreibt zusétzlich der Vollmachtgeber (also DU).

Die Vordrucke befinden sich im Anhang.

4.4. Personalausweis, Personenausweis und Reisepass

Beweisen Personalausweis und Reisepass die deutsche Staatsangehorigkeit?
Das Landratsamt Miinchen schreibt auf seiner Internetseite (am 17.07.2015)

Zum verbindlichen Nachweis iiber den Besitz der deutschen Staatsangeho-
rigkeit wird auf Antrag ein Staatsangehorigkeitsausweis ausgestellt. Reisepass
und Personalausweis sind dagegen keine sicheren Nachweise fiir den Besitz
der deutschen Staatsangehdrigkeit.
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Im Personalausweisgesetz wird explizit auf juristische und natirliche Personen (§ 1 BGB
von 1896) hingewiesen. De facto besitzt die juristische Person keine Rechte, da sie keine
Staatsangehorigkeit besitzt.

§ 28 Antrag - Personalausweisgesetz (PAusw.V)

(1) Um das Vorliegen der Voraussetzungen des § 21 Absatz 2 Satz 1 des Personalaus-
weisgesetzes iiberpriifen zu konnen, muss ein Antrag nach § 21 Absatz 1 Satz 1 des
Personalausweisgesetzes enthalten:

1. Angaben zur Identitatsfeststellung von juristischen und natiirlichen Personen; bei na-
tiurlichen Personen sind dies insbesondere der Familienname, die Vornamen, der
Tag und der Ort der Geburt sowie die Anschrift der Hauptwohnung; bei juristischen
Personen sind diese inshesondere der Name, die Anschrift des Sitzes, die Rechtsform
und die Bevollméchtigten; aufserdem ist in diesem Fall eine Kopie des Handelsregister-
auszugs oder der Errichtungsurkunde beizulegen... [

%http://www.gesetze-im-internet.de/pauswv,/  28.html

Die Bedeutung der Grof-Kleinschreibung geht auf das rémische Recht zuriick, welches
zum grofen Teil unser Rechtssystem prigt. Das romische Recht kennt folgende Begriffe
zur Anderung oder Schmilerung des rechtlichen Status (capitis diminutio):

capitis diminutio minima als Wechsel in der Familienzugehorigkeit (Beispiel: Max
Mustermann)

capitis diminutio media als Verlust des Biirgerrechts und der Familienzugehorigkeit
(Beispiel: Max MUSTERMANN)

capitis diminutio maxima als Verlust der Freiheit, des Biirgerrechts und Familienzu-
gehorigkeit (Beispiel: MAX MUSTERMANN)

Bitte priifen Sie ihren Personalausweis, Reisepass, Staatsangehorigkeitsurkunde etc. um
sich selbst ein Bild iiber ihren Rechtsstatus zu machen.

Personalausweise sind Vertriage mit eingeschrankten Rechten. Man wandelt sich dadurch
selbst in eine juristische Person um. Thre Rechte sind stark beschrinkt. Sie kann nach
den Regeln des Handelsrechts abgefertigt und gepliindert werden.

Kurz zum geschichtlichen Hintergrund: Im alten Rom kam ein Senator auf die Idee,
die Sklaven genauso einzukleiden wie den Rest der Bevilkerung. Dadurch konnten sie
sich gegenseitig nicht als Sklaven erkennen, und nicht wissen wie viele sie sind. Aber sie
mussten ihre Namen in Grofbuchstaben schreiben, und so konnte man unterscheiden,
wer Sklave war und wer frei war.

Die Alliierten haben eine generelle Ausweis- und Meldepflicht angeordnet. Seit 1990
wurde verordnet, dak man nur noch “einen Ausweis” besitzen muss. Da seit dem 2-+4-
Vertrag zwei Rechtskreise (Handelsrecht / Staatsrecht) moglich sind, mussten die Alliier-
ten ihre Anweisung an die BRD &dndern. Konkret wurde die Personalausweispflicht
in eine allgemeine Ausweispflicht umgewandelt.
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USWEIS Seriennummer D19640831EM001 BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 722000129

ERMANY / REPUBLIGUE

Carte d'identité personnelle |
Personal identity card S Name/Sumame/Nom
= MUSTERMANN
Familienname und Geburtsname | g
Family name | Nom de famille % GEB. GABLER
< Jomamen! Givs
ERIKA
Vornamen | Given names | Prénoms § Geburtstog/Date of bt/ S gehsrigkeit/ Nationailty/
- / 3 Nation
, 4 2.08.1964 [DEUTSCH
Ort der Geburt | Place of birth | Lieu de naissance { E ARG
. &
Berlin 5 BERLIN
Tag der Geburt | Date of birth | Date de naissance &
2 I el
12. August 1964 3
o : 31.70.2020 938568
Staatsangehdrigkeit | Nationality | Nationalité > Spterpchetts o Inhabari dos Inhabers - e/
Kénigreich Preufien erifa ad.F. mustermann 2
Giiltig bis | Date of expiry | Date d' expiration W/’

31.10.2020 Unterschrift dres \:\ahﬂgers/der Inhaber\rl

Signature of bearer | Signature de la titulaire / du titulair

Bild 7: Personenausweis (Staatsrecht) gegeniiber Personalausweis (Handelsrecht)

§ 1 Ausweispflicht; Ausweisrecht Abs. 1

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind verpflichtet, einen
Ausweis zu besitzen, sobald sie 16 Jahre alt sind und der allgemeinen Meldepflicht
unterliegen oder, ohne ihr zu unterliegen, sich iiberwiegend in Deutschland aufhalten.

o]

Personalausweisgesetz - PAuswG

Um der Ausweispflicht der Alliierten zu geniigen gibt es mehrere Moglichkeiten

1. Personenausweis der durch die Gemeinde als Gebietskorperschaft ausgestellt wird
(eine Vorlage wird aktivierten Gemeinden zur Verfiigung gestellt)

2. Ausweisen durch den griinen (vorlaufigen) Reisepass (dieser wird auch benétigt,
wenn man nach dem Schengener Abkommen unser Land verlassen will)

3. der Fiihrerschein (nach eigener Erfahrung)

Wir in der Gemeinde Neuhaus nutzen den Personenausweis der Gemeinde im Inland. Im
Gegensatz zum BRD-Reisepass weisen unsere Ausweise den richtigen Rechtsstatus aus
(bspw. Familienname, Grof- und Kleinschreibung, die korrekte Staatsangehorigkeit).
Auslandsreisen werden bspw. tiber das Schengener Abkommen (Handelsrecht) geregelt.
Mit dem Personenausweis ist nach unserer Erfahrung keine Einreise nach Grofsbritannien
moglich. Fiir Auslandsreisen benutzen wir daher den griinen Reisepass.

Abgabe des Bundespersonalausweises (BPA)

Der Bundespersonalausweis stellt einen Handelsvertrag dar. Es ist wichtig zu wissen, dafs
dieses Dokument Eigentum der Bundesrepublik Deutschland (Bundesdruckerei) ist und
nicht dem Ausweisinhaber gehort! Mutwilliges Beschiddigen kann hohe Geldstrafen nach

43



sich ziehen. Der BPA besitzt eine Entwertungsecke die sich oben rechts auf der Vorder-
seite befindet. Wenn diese Ecke fehlt, so ist der Ausweis ungiiltig und muss eingezogen[?]
werden. Hinweis: Wenn der BPA durch ein Kind oder ohne Vorsatz beschidigt / ent-
wertet wurde oder abgelaufen ist, so ist der Ausweisinhaber rechtlich auf der sicheren
Seite.

Besorgen des vorldufigen (griinen) Reisepasses

Der rote Reisepass ist der Pass der BRD. Schaut man ihn sich genauer an, so erkennt
man, dafs auf der Vorderseite “Européische Union” und erst zweitrangig “Bundesrepublik
Deutschland” steht. Rechtlich ist es so, daf das erstgenannte héherrangig ist. Somit ist
man mit dem roten Reisepass ein EU-"Biirger” resp. EU-"Staatsangehoriger”! Da die
EU jedoch im Handelsrecht / Vereinsrecht arbeitet, kann sie keine Staatsangehorigkeit
vergeben!

O roter Reisepass = nicht souverdanes Land
O griiner Reisepass = besetztes Land
O blauer Reisepass = souverdner Staat

Im Gegensatz zum roten Reisepass wird der vorldufige (griine) Reisepass von der Ge-
meinde (im Handelsrecht) vor Ort ausgestellt. Sie tut dies im Auftrag der Alliierten.
Auf der Vorderseite des vorlaufigen Reisepasses steht “Bundesrepublik Deutschland” als
direktes Verwaltungskonstrukt der Alliierten. Ein weiterer wesentlicher Unterschied zwi-
schen rotem und griinem Reisepass sind die Hoheitsabzeichen (Adler) auf der Vorderseite
und auf den Innenseiten.

O roter Reisepass: auften Adler mit 12 Schwingen und innen Phantasie-Adler mit 14
Schwingen. Die Adler der verschiedenen Bundes”behorden” unterscheiden sich u. a.
in der Anzahl ihrer Schwingen.

O griiner Reisepass hat auflen wie innen 12 Schwingen (Deutsches Reich vor
1914).

Wer den griinen Reisepass beantragt der geht unseres Wissens nach keinen Vertrag mit
der Firma BRD ein. Die Alliierten sind verpflichtet uns nach der HLKO ein Reisedoku-
ment zur Verfiigung zu stellen.

Die aktivierten Gemeinden sind aktuell zwar organisiert, jedoch bisher noch nicht
geschiftsfahig. Geschéftsfahig sind diese erst, wenn mehr als die Hélfte der wahlbe-
rechtigten Gemeindemitglieder / Deutschen Staatsangehorigen ihren Wohnsitz (nach
Art. 7 BGB von 1896) in der aktivierten Gemeinde begriinden. Daher sind die Verwal-
tungsorgane der Alliierten weiterhin verpflichtet organisierten Gemeindemitgliedern den
vorlaufigen griinen Reisepass auszustellen.

Shttp://www.gesetze-im-internet.de/pauswg/  29.html
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Die BRD-"Behorden” versuchen die Ausstellung
des vorldufigen Reisepasses zu behindern. In der
Regel wird dem Antragsteller der Expresspass an-
geboten der innerhalb von zwei bis drei Tagen er-
héltlich ist.

Um den griinen Reisepass zu erhalten ist in der
Regel folgende Begriindung erfolgreich:

BUNDESREPUBLIK
DEUTSCHLAND

1. Es ist zwingend notwendig, daf man ihn
dringend (am néchsten Tag) bendtigt.

2. Reise in ein Land aufierhalb der EU, da
Reisen innerhalb der EU auch mittels Perso- REISEPASS
nalausweis moglich sind.

3. Die Reise sollte mit dem Awuto geplant sein,
da bei Flugreisen die Flugbelege verlangt
werden. Beispielsweise ist Russland ein scho-
nes Land, das mit dem Auto am ndchsten
Tag erreichbar ist.

4.5. Kiindigen der handelsrechtlichen Vertrage der BRD

Wollen Sie Thre Rechte zuriick? Sind Sie bereit sich dafiir vom Betreuungssystem “BRD”
zu trennen?

Falls ja, so bieten wir Thnen nachfolgend eine Anleitung: Die richtige Trennung von der
Nichtregierungsorganisation BRD.

O Beantragen Sie den Staatsangehorigkeitsausweis beim Ausldnderamt des jeweili-
gen Einwohneramtes der Stadt / des Kreis. Damit ist bestétigt, dak man deutsche
Wurzeln hat.

Wichtig! Im Antragsformular ist der Hinweis bei der Staatsangehorigkeit der je-
weilige Bundesstaat wie zum Beispiel “Konigreich Preufsen” einzutragen und der
Hinweis auf RuStAG 1913 4.1. Das Antragsformular wird ausgefiillt und davon
eine Kopie erstellt. Die Kopie ldsst man sich — zum Nachweis — bestéatigen.

Dieser Ausweis enthélt folgenden Passus (“ist deutscher Staatsangehoriger”). Da-
mit wird bei richtigem Ausfiillen bestétigt, dafs man die Staatsangehorigkeit des
jeweiligen Bundesstaates (wie z. B. die vom Konigreich Preufsen) besitzt.

O Seit dem 22.07.1913 hiefs es: "Deutscher ist, wer die Staatsangehérigkeit in
einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die unmittelbare Reichsangehirigkeit (§§ 3 bis
35) besitzt." Die BRD-Behorden konnen nur die Staatsangehorigkeit im Auftrag
der Alliierten bestatigen. Der Gelbe Schein ist quasi eine Quittung dariiber, dafs
die Unterlagen zum Ahnennachweis bis vor 1914 vorgelegt wurden. Die BRD-
Behorden konnen keine Staatsangehorigkeit vergeben.
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O Schicken oder bringen Sie den Personalausweis entwertet zum Einwohnermeldeamt
zuriick. Lassen Sie sich die Riickgabe schriftlich bestatigen.

O Kiindigen Sie Thr Personalkonto beim Einwohnermeldeamt und der Landesregie-
rung / dem Regierungsprasidenten.

O Geben Sie immer die richtige Meldeadresse an, d. h. die der staatlichen Gemein-
de resp. Stadt. Wenn Sie statt dessen ihren Wohnsitz in einer BRD-Gemeinde
angeben, so gehen Sie ggf. einen neuen Vertrag mit der BRD ein.

Ein deutscher Staatsangehoriger (natiirliche Person nach § 1 BGB) der im Besitz ei-
nes Staatsangehorigkeitsausweis ist, kann mit Hinweis auf § 119 BGB “Anfechtung
wegen Irrtums” eine handelsrechtliche Kiindigung bei der BRD vornehmen. Die Alli-
ierten und die Bediensteten der BRD haben durch eine Tauschung — spétestens seit 1990
— die Menschen in Deutschland in die Staatenlosigkeit gefiihrt. Dieser rechtswirksame
Hinweis ist auflerordentlich wichtig und gehort in jedes Kiindigungsschreiben
an die BRD.

(1) Wer bei der Abgabe einer Willenserklarung tiiber deren Inhalt im Irrtume war oder ei-
ne Erklarung dieses Inhaltes iiberhaupt nicht abgeben wollte, kann die Erklarung anfech-
ten, wenn anzunehmen ist, daf er sie bei Kenntnis der Sachlage und bei verstandlicher
Wiirdigung des Falles nicht abgegeben haben wiirde.

(2) Als Irrtum tiber den Inhalt der Erklarung gilt auch der Irrtum tiber solche Eigen-
schaften der Person oder Sache, die im Verkehr als wesentlich gelten.

§ 119 BGB (Anfechtung wegen Irrtum)

Das Personalkonto wird beim Einwohnermeldeamt (bei der fiir die Deutsche Frage
zustdndigen Person), beim Biirgermeister (dem Geschéftsfithrer der Firma der BRD-
Gemeinde und dem Innenministerium (bei der fiir die Deutsche Frage zustédndigen Per-
son) des jeweiligen Bundeslandes gerichtsfest per FAX gekiindigt. Ein Musterschrei-
ben fiir eine “Kiindigung im Handelsrecht” kann auf der Internetseite der Gemeinde
Neuhaus heruntergeladen werden.

Eine dhnliche Art der Kiindigung ist auch bei der Finanzbehdrde notwendig. Dort kiin-
digt man die eigene Steuernummer.

Die Kirchen sind mit dem Staatswesen seit vielen Jahrhunderten verwoben. Unter Bis-
marck gab es den sogenannten Kulturkampf (Religionskrieg). Bismarck wollte uns aus
der sogenannten Lehnsherrschaft des Vatikan befreien.

Was viele nicht wissen; es geniigt nicht den “Kirchenaustritt” nur beim Amtsgericht
anzuzeigen. Er ist auch gegeniiber der Kirche mitzuteilen. Bei der katholischen Kirche
ist dazu der Generalvikar / Bischof und bei der evangelischen Kirche der Superintendent

anzuschreiben. Gekiindigt wird laut Taufschein mit dem Taufdatum und dem Ort der
Taufe.

Der Hinweis auf den § 119 BGB ist bei jeder Kiindigung zu nennen!
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4.6. Erklaren des Willens als deutscher Staatsangehdriger

Im Grundgesetz Art. 116 Abs. 2 steht hierzu “Sie gelten als nicht ausgebiirgert, sofern
sie nach dem 8. Mai 1945 ihren Wohnsitz in Deutschland genommen haben und nicht
einen entgegengesetzten Willen zum Awusdruck gebracht haben.”

Deshalb empfiehlt es sich eine Willenserklarung an die UNO, die fiinf Alliierten und
die Behorden der BRD abzugeben. Eine Vorlage finden Sie auf der Internetseite der
Gemeinde Neuhaus.

4.7. Aktivieren einer Gemeinde

Die Reststaatlichkeit / Rechtsfihigkeit der Ur-Gemeinden und der Bundesstaaten mit
seinen Organen war und ist immer existent.

Es konnen seit dem 2-+4 Vertrag in diesem Land zwei Rechtskreise
bestehen (Handels- / Staatsrecht).

Erstens der Rechtskreis der Verwaltung der Alliierten (zur Besetzung nach dem
ersten Weltkrieg) die BRD-Verwaltung und zweitens der Rechtskreis der Staatlichkeit
aus der Zeit von vor 1914. Den Rechtskreis der Staatlichkeit kann der Souveréin als
Staatsangehoriger eines Bundesstaates wie z. B. das Kgr. Preufsen durch Aktivierung
der Gemeinde aus der Zeit vor 1914 schaffen. Das hat die Gemeinde Neuhaus i. W. /
Amt Neuhaus i. W. im April 2013 allen Alliierten der UNO und allen Behorden der
handelsrechtlich organisierten BRD mitgeteilt.

Die Besatzung des Jahres 1945 wurde aufgehoben, nicht aber die Besatzung
des Jahres 1918.

Deshalb gibt es jetzt zwei Rechtskreise. Die BRD-Behorden verwalten deren freiwillige
Mitglieder und der Souverin mit der jeweiligen Bundesstaatsangehorigkeit wie z. B.
Kgr. Preufen hat die Moglichkeit sich selbst iiber die aktivierte Gemeinde zu verwalten.

Artikel 7 des 2+4-Vertrages™| von 1990

(1) ,,Die Franzosische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Ver-
einigte Konigreich GrofSbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Ame-
rika beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und
Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammen-
hingenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle ent-

sprechenden Einrichtungen der Vier Machte aufgelost.“ (1918 waren es beim Vertrag
von Versailles drei Méchte) [

55http://dpvm.me/wp-content /uploads/2014,/05 / VertragstextOriginal. pdf
56Der 2+4-Vertrag regelt und beendet die handelsrechtliche Besetzung des Jahres 1945 von Deutschland
(31.12.1937) nicht aber die Besetzung des Jahres 1918.
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Wer eine Gemeinde aktivieren will sollte sich zunéchst iiber die Ur-Gemeinde infor-
mieren. Im Internet gibt es dazu Seiten. Im néchsten Schritt informiert man sich iiber
die urspriinglichen Gemeindegrenzen bspw. beim Katasteramt / Landesarchiv. Es ist
empfehlenswert die Aktivierung der Gemeinde nicht zu erwéhnen und statt dessen ein
Geschichtsinteresse vorzugeben: Erstellung einer Chronik, die Griindung eines Heimat-
vereines oder dhnliches.

Um eine Gemeinde aktivieren zu kénnen ist eine bestimmte Anzahl Deutscher Staats-
angehoriger erforderlich. Diese Frauen und Ménner miissen nicht zwangslaufig im Besitz
der Staatsangehorigkeitsurkunde sein, sie wird jedoch dringend empfohlen. Es geniigt die
deutsche Abstammung bis vor 1914 nach RuStAG 1913 4.1 nachweisen zu kénnen. Die
Staatsangehorigkeit ist stets vorhanden, sie wird jedoch durch die BRD-Zugehorigkeit
tiberdeckt. Die Gemeinde kann nur deutsche Staatsangehdrige schiitzen die

O im Besitz der Staatsangehorigkeitsurkunde sind,

O sich handelsrechtlich von der BRD getrennt haben,

O bei der Firmengemeinde der BRD abgemeldet sind und

O ihren Wohnsitz nach Art. 7 BGB von 1896 in der aktivierten Gemeinde begriinden

Gemeinden mit weniger als 1.500 Einwohnern (in der aktivierten Gemeinde) bendtigen
in der Regel einen Gemeindevorstand und sechs Gemeinderatsmitglieder (mindestens
drei, aber hochstens zwolf Gemeinderatsmitglieder). Empfehlenswert sind mindestens
sechs bis acht Personen die die staatliche Ur-Gemeinde aktivieren. Informationen zur
Gemeinde-Ordnung fiir den Preufischen Staat liefert u. a. folgender Wikipedia-Artikel’"}

Befreiung
vom Handelsrecht
der BRD durch eine

Gemeindeaktivierung

Gemeindeaktivierung und Weltfrieden

Bild 8: Video “Gemeindeaktivierung und Weltfrieden”

Aus unserer Erfahrung heraus wurden Nachbargemeinden vom BRD-System “angegrif-
fen”, indem ihnen zum Beispiel Amts- oder Titelmissbrauch vorgeworfen wurde. Ein
Vorsteher einer befreundeten Gemeinde erhielt bspw. ein Schreiben von der POLIZEI.
In diesem wurde ihm zur Last gelegt, daft er sich rechtswidrig “Gemeindevorsteher”

SThttps://de.wikipedia.org/wiki/Gemeinde-Ordnung_ fiir _den_Preufischen Staat
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nennt. Dieser Vorwurf konnte mit einem erklarenden Schreiben entkriftet werden. Die
Firma “Staatsanwaltschaft Bielefeld” hat das Verfahren nach ca. zwei Wochen eingestellt.

Wichtig: Das Angebot der Firma “POLIZEI” ignorieren und nur schriftlich antwor-
ten. Ware der Gemeindevorsteher — wie aufgefordert — zur Firma “POLIZEI” gegangen,
so hétte er das Angebot (Handelsrecht = Vertragsverhéltnis) angenommen und wére
héatte sich selbst zum “Beschuldigten” gemacht!

Eine Kurzanleitung namens “Gemeindeaktivierung und Weltfrieden” zeigt unser folgen-

des Vided™]

Amt Neuhaus / Westfalen
Gemeinde Neuhaus / Westfalen

Geindebiiro: [Strafle und Haus-Nr.]

Postfach 6220

[33104] Neuhaus i. W. Gebietskorperschaft
Kgr. Preuflen mit der Verfassung von 1850
PreuBlische Provinz Westfalen

Telefon: [Telefonnummer]

ePost: [eMail-Adresse]

Amt - Gemeinde Neuhaus / Westfalen, Postfach 6220, [33104] Neuhaus in Westfalen

Der Briefkopf der Gemeinde Neuhaus i. W. ist folgendermafen aufgebaut. Oben links ist
das Wappen der Ur-Gemeinde und oben rechts das Wappen des Kgr. Preufen abgebildet.
Folgende Seite zeigt die Aktivierungsurkunde der Gemeinde Neuhaus i. W. aus dem
Jahre 2013. Eine Checkliste zur Gemeindeaktivierung finden Sie auf der Internetseitelﬂ
der Gemeinde Neuhaus.

58https:/ /www.youtube.com /watch?v=UeniO41W _Bo
https://www.gemeinde-neuhaus.de
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Gemeinde Neuhaus (PreuBlische Provinz Westfalen) Neuhaus, den 8. April 2013

Herrn

Botschafter der Franzdsischen Republik
Bernard de Montferrand

Franzosische Botschaft in Deutschland
Pariser Platz 5

10117 Berlin
per FAX: (030) 5900 39 110

Sehr geehrter Herr Botschafter Bernard de Montferrand,

ich setze Sie hiermit in Kenntnis, dass die Gemeinde Neuhaus (ab 1036) in der PreuBlischen Provinz
Westfalen nach der Gemeindeordnung fiir die Provinz Westfalen vom 19.03.1856 von PreuBischen
Staatsangehorigen bewohnt wird und aktiv ist.

Laut Haager Landkriegsordnung (HLKO) von 1907 ist es laut Artikel 43 untersagt neue Lander, Stadte oder
Gesetze anzuordnen. Die Namensénderung im Jahr 1957 in Schloff Neuhaus und die Eingemeindung — durch
»~Nordrhein Westfalen — am 1. Januar 1975 widersprechen dem giiltigen Volkerrecht, stellen ein
Kriegsverbrechen dar und sind somit nichtig. Wir erinnern Sie auch an den Befehl Nr. 46 der Alliierten
Hohen Kommission der 1955 von der UDSSR aufgehoben wurde.

Inwohner der Gemeinde Neuhaus sind freie Méanner und Frauen und Staatsangehorige des Konigreich
Preuf3ens.

Durch das staatliche Prinzip der Subsidiaritdt im Konigreich PreuBlen konnte der Staat nach der Verfassung
PreuBlens von 1848/1850 kaum noch in die Belange der Gemeinden eingreifen.

Wir aktivieren die PreuBische Verfassung von 1850. Das Konigreich PreuBen ist damit wieder aktiv.
(Artikel 10 — Der biirgerliche Tod und die Strafe der Vermdgenseinziehung finden nicht statt.)

Die Gemeinde Neuhaus in Westfalen, als Einheit des Bundesstaates Konigreich Preuflen
(Westfilische Provinz) und des Deutschen Reiches vor 1914 — nach der Verfassung von 1871 —
erklirt der Franzosischen Republik unilateral den Frieden.

Wir fordern Sie im Namen der Menschlichkeit nach 68 Jahren auf, auch uns den Frieden zu
erkliren.

Wir fordern Sie auf, als Besatzungsmacht iiber das Deutsche Reich dafiir Sorge zu tragen, dass die
NGO/Company ,,Bundesrepublik Deutschland“ keine Angehorige der Bundesstaaten / Deutsches Reich
pliindert oder deren Eigentum einzieht. Sie verstoen damit gegen geltendes Volkerrecht (HLKO Artikel
43,46,47)

Gemeindevorsteher
[Vorname] aus dem Hause [Familienname]



4.8. Abmelden von der BRD-Gemeinde (im Handelsrecht)

Die Abmeldung von der BRD-Gemeinde ist personlich beim FEinwohnermelde”amt”
vorzunehmen. Fine Abmeldung per FAX wird nicht akzeptiert. Nur wer sich
persénlich abmeldet bekommt die Abmeldungsurkunde (den Entlassungsschein).

In diesem Fall unterschreibt man zum letzten Mal bei den Behérden der BRD die Ab-
meldung.

Uns ist ein Haftbefehl “zugespielt” worden auf dem der Vermerk “EMA: Positiv’ ge-
stempelt ist. In diesem Fall war nur eine Abmeldung per FAX erfolgt. Fiir abgemeldete
juristische Personen ist daher wichtig, daf$ der EMA-Vermerk negativ ist!
Im Idealfall lafst man sich den negativen Eintrag schriftlich bestdtigen.

Wichtig: Das EMA-Register (Einwohnermeldeamtregisterein-
trag) entscheidet iiber die abgemeldete juristische Person und
damit iiber den Status eines Staatsangehorigen der Bundesstaa-
ten ! (Apolide oder Staatsangehériger)

In der Regel wird die Abmeldung mit folgender Begriindung abgelehnt: Die Abmeldung
wird von jener BRD-Gemeinde vorgenommen bei der man sich neue anmelden wird (in
die man umziehen will). Deshalb ist die Abmeldung mit einer Auswanderung oder einer
langeren (Welt)Reise zu begriinden. Es ist wichtig sich die Abmeldung schrift-
lich mittels Abmeldungsurkunde bestitigen zu lassen! Sollte eine Postadresse
gefordert werden, so gibt man die Adresse der aktivierten Gemeinde an.

Laut Meldepflicht der Alliierten (die auch fiir Deutsche Staatsangehérige gilt) wird
man in der Regel “von Amts wegen” wieder angemeldet (bei der BRD-Gemeinde in
der man zuletzt “wohnhaft” war). Deutsche Staatsangehorige die ihren Wohnsitz nach
Art. 7 BGB von 1896 in der aktivierten Gemeinde begriinden, erfiillen die Melde-
pflicht.

Sollte trotzdem der Versuch der Zwangsanmeldung (wieder in der BRD-Gemeinde)
vorgenommen werden, so sollte die aktivierte Gemeinde darauf reagieren, indem sie auf
den Rechtsstatus schriftlich hinweist.

4.9. Anmeldung bei einer aktivierten Gemeinde

Die aktivierte Gemeinde bestétigt dem Gemeindemitglied schriftlich die Anmeldung.
Der wesentliche Passus in der Anmeldung ist:

Herrn [Vorname Familienname]|, Staatsangehoriger des Konigreichs Preu-
fsen mit Biirgerrechten begriindet seinen Wohnsitz seit dem [Datum] in [Ge-
meindename, Provinz und Bundesstaat|. Die Abmeldung, der Auszug aus
[BRD-Gemeinde| wurde schriftlich bestétigt.

Die aktivierte Gemeinde bestétigt per FAX der BRD-Gemeinde die Anmeldung des neu-
en Gemeindemitgliedes im Rechtskreis der staatlichen Gemeinde. Die Alliierten haben



eine generelle Ausweis- und Meldepflicht angeordnetﬁ

4.10. Schutz der aktivierten Gemeinde

Die aktivierte staatliche Gemeinde ist eine Gebietskorperschaft und besitzt das Boden-
recht! Sie handelt im Rechtskreis von vor 1914. Durch diesen Status ist sie schulden-
frei und nicht an Handelsvertrage, Verordnungen, Anordnungen und Empfehlungen von
Mandatsregierungen gebunden. Die aktivierten Gemeinden sind an direkte Anweisungen
der drei Alliierten gebunden, wenn sie dem Volkerrecht entsprechen.

Das Bodenrecht und die Haager Landkriegsordnung (HLKO) Art. 46 und 47 (“Pri-
vateigentum darf nicht eingezogen werden”) schiitzen Grundstiicke und Immobilien vor
Zwangshypotheken aus dem Handelsrecht. Nach einem Finanz-Crash wird voraussicht-
lich ein Lastenausgleich 2.0 kommen. Wer wird davon betroffen sein? Alle! Selbst Stif-
tungen! Die unbeschriankte Abgabepflicht erstreckte sich 1952 auf das Gesamtvermdogen.
Die Hohe der Abgabeschuld betrug 50% des Gesamtvermogens. Am Beispiel “Immobili-
enbesitz” wird die Wirkung deutlich:

O 50% Zwangshypothek auf die Immobilie zu zahlen an die Finanzbehorde
O zuriickzuzahlen iiber ca. 30 Jahre mit 4% bzw. 3% Zinsen

O => die Gesamtbelastung betrug dadurch ca. 96% des Immobilienwertes

Abgemeldete juristische Personen unterliegen der HLKO. Diese schreibt im Artikel 46
vor: “Schutz des Einzelnen und des Privateigentums” und im Artikel 47 “Die Pliinderung
ist ausdriicklich untersagt”. Wir gehen davon aus, daft eine ausreichend grofe Anzahl
von aktivierten Gemeinden diesen Schutz vor Pliinderungen erwirken kénnen. Weitere
Informationen hat die Gemeinde Neuhaus in einem Videﬂ zusammengefasst.

gegen die ESM-Burgschaft

(‘Europaischer StabilitatsMechanismus’)

ESM-Enteignung vorbeugen, Weltfrieden

Bild 9: Video “ESM-Enteignung vorbeugen”

50wenn eine Wohnung oder ein Haus in der Gemeinde im Eigentum eines Gemeindemitgliedes der

aktivierten Gemeinde ist, kann man unter dem Wohnsitz Anmeldungen von Deutschen Staatsan-
gehorigen vornehmen. Diese kdnnen tatséchlich auch einen Nebenwohnsitz haben. Der volle Schutz
besteht allerdings nur fiir abgemeldete juristische Personen.

6lhttps:/ /www.youtube.com /watch?v=A-hkQn5eXKM
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Nach unserer Erfahrung kann die Gemeinde (als Gebietskorperschaft) ihre Mitglieder
vor der BRD-Gerichtsbarkeit schiitzen, wenn sie alle Punkte dieser Anleitung erfolgreich
abgearbeitet haben. Fiir Mitglieder einer staatlichen Gemeinde gilt die HLKO und das
Internationale Deutsche Recht (z. B. das HGB von 1896, das BGB von 1897, das GVG
von 1877 u. a.).

Deutsche Staatsangehorige die in einer aktivierten Gemeinde ihren Wohnsitz begriin-
den sind vor Verhaftungen wegen Geldschulden gegeniiber dem BRD-System geschiitzt.
Zudem gelten fiir die Gemeindemitglieder folgende Handelsvertrage:

O Die Européische Menschenrechtskonvention: Nach Protokoll Nr. 4 des Zusatzproto-
kolls der Européaischen Menschenrechte ist eine Inhaftierung wegen zivilrechtlichen
Anspriichen unzuléssig, auch fiir die Abgabe der Eidesstattlichen Versicherung.
Die Abgabe der Eidesstattlichen Versicherung ist eine zivilrechtliche Angelegen-
heit und kann nicht mit der Haft erzwungen werden, da es nicht erlaubt ist, gegen
sich selbst eine Erklarung unfreiwillig abzugeben (Unschuldsvermutung Art. 6 II
EMRK) und der Menschenrechtskonvention der UNO mit gleichlautendem Inhalt!

O Die Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. No-
vember 1950 (in Kraft seit dem 3. September 1953) Zusatzartikel 4 - Verbot der
Freiheitsentziehung wegen Schulden. Niemand darf die Freiheit allein deshalb ent-
zogen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu
erfiillen.

O Internationaler Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte vom 19. Dezember
1966 (BGBI. 1973 II 1553) Artikel 11:
Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er nicht in der Lage
ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

O Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984 (BGBJ. 1990 II S. 246).

Die aktivierte Gemeinde Neuhaus i. W. hat die Erfahrung gemacht, daf die BRD-Stadt
keine Grundsteuer und Regenwasserabgabe erhebt. Die Stadt (im Handelsrecht) begriin-
det dies mit der offenen Klage vor dem Internationalen Gerichtshof fiir Vélkerrecht in
Den Haag.

4.10.1. Besonderheit fiir die Britische Besatzungszone

Fiir die britisch besetzen Gebiete (bspw. die Wirtschaftszone Nordrheinwestfalen) gilt
eine russische Anweisung vom 5. Januar 2011 mit riickwirkender Kraft unanfechtbar zur
Regelung der Kommunikationswege der deutschen Gerichtsbarkeit. An diese
Anweisung miissen sich die BRD-"Behorden” halten.

Die Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf fiihrt offenkundig als Behorde des Deutschen
Reichs als die Dienst-, Sach- und Fachaufsicht iiber die deutsche Gerichtsbarkeit (Artikel
IIT der Verordnung Nr. 47 der Britischen Militdrregierung vom 30. August 1946) unter
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Bezug auf das fiihrende Verfahren der Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf mit dem
Aktenzeichen 2 AR 355/10. 2.

Dieses Aktenzeichen ist bereits der Telefonzentrale der Generalstaatsanwaltschaft be-
kannt. Wir haben den verantwortlichen Sachbearbeiter mehrfach telefonisch erreicht.
Ihm ist sowohl das Aktenzeichen als auch die Bedeutung der Anweisung bekannt.

Dieses Wissen sollte man nutzen, indem man Verstofse von BRD-"Gerichten”
gegen abgemeldete juristische Personen bei der Generalstaatsanwaltschaft
Diisseldorf, der UNO sowie den fiinf Alliierten meldet! (Internationaler Straf-

antrag / Strafanzeige).

Bei abgemeldeten juristischen Person handelt es sich um Gemeindemitglieder die alle
beschriebenen Schritte erfolgreich durchgefithrt haben. Juristisch abgemeldet ist nur
derjenige, der in einem anderen Rechtskreis aufserhalb der BRD im Handelsrecht seinen
Wohnsitz nach Art. 7 BGB von 1896 begriindet.

Es ist grundsétzlich nicht von BRD-"Behorden” zu erwarten, daf sie ihre Aufgaben nach
der HLKO oder Besatzungsanweisungen schriftlich bestétigen!

Es empfiehlt sich die russische Anweisung Wort fiir Wort durchzulesen.

Uber die unter Abs. 1 genannten Dienststellen wird das Verbot mit riick-
wirkender Kraft unanfechtbar verhdngt, an beir den Dienststellen der kommu-
nalen Verwaltungen (beispielsweise Einwohnermeldeamt, Fachbereich Biir-
gerservice GmbH) geloschte JURISTISCHE PERSONEN

a) Schriftstiicke

1. zu versenden
1. zuzustellen
iti. sogenannte ,,Postzustellungsurkunden® (PZU) einzusetzen.

4.10.2. Klage beim Internationalen Gerichtshof

Ein weiterer Schutz stellt eine Klage beim Internationalen Gerichtshof fiir Volkerrecht in
Den Haag dar. Im Jahre 2012 haben Mitglieder der im Jahre 2013 aktivierten Gemeinde
Neuhaus Strafantrag und Strafanzeige beim Internationalen Strafgerichtshof (IStGH)
sowie dem International Criminal Court (ICC) in Den Haag eingereicht.

Der ICC ist ein Handelsgericht unter dem Dach der handelsrechtlichen UNO. Trotz dieser
Tatsache hat er als Grundlage das Voélkerrecht wie zum Beispiel die Haager Landkriegs-
ordnung (HLKO). An diese Vertrdge muss er sich halten.

Die Klage lautet — nach internationalen Richtlinien der UNO und der Alliierten — auf
Volkermord. Sie wurde am 17. August 2012 mit einem Aktenzeichen angenommen. In-
teressierten Gemeinden kann diese Klage zur Verfiigung gestellt werden.
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4.10.3. Gemeindepartnerschaften

Gemeinsam sind wir stark: Wir raten allen aktivierten Gemeinden Partnerschaften mit
anderen aktivierten Gemeinden zu bilden! Eine solche kann nach eigenen Wiinschen
gestaltet sein; von “lose” und unverbindlich bis hin zur intensiven Zusammenarbeit. Wir
sehen in einer Partnerschaft folgende mogliche Vorteile

O gegenseitiges Anerkennen und Bekanntmachen der Gemeinden.
O sich gegenseitig Rat und Hilfe geben.

O gemeinsame Ressourcen nutzen, bspw. EDV, Formulare.

O sparen von Zeit und Kosten.

Eine Vorlage fiir eine Urkunde stellt die Gemeinde Neuhaus gerne zur Verfiigung.
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5. Staatsangehdrige im BRD-System (Handelsrecht)

Die BRD arbeitet im Handelsrecht. Solange sie sich an ihre Anordnungen, Verordnungen
und Empfehlungen hélt, handelt sie gegeniiber ihrem “BRD-Personal” legal! Das System
basiert weitgehend auf Freiwilligkeit! Jedem “Mitglied” einer BRD-Gemeinde (Han-
delsrecht) werden lediglich Angebote unterbreitet! Anders sieht es gegeniiber juristisch
abgemeldeten Personen aus. Sie konnen diese Angebot auch ablehnen.

Nur wenige von uns kénnen komplett aus dem BRD-System aussteigen. In der Regel be-
stehen zu viele Abhéngigkeiten. Ein triviales Beispiel ist der Anschluss des Hauses an die
offentliche Kanalisation die in der Regel von BRD-Gemeinden betrieben werden. Auch
die POLIZEI arbeitet als Firma im Handelsrecht der BRD. Sie ist aber auch fiir unseren
Schutz zustandig! Dieser Umstand ist der Grund fiir die nachfolgenden Abschnitte.

5.1. Souverane Biirger

Was bedeutet “souverian”? Der souverdne Biirger unterscheidet sich von BRD-Einwohner
im Wesentlichen durch folgendes Verhalten / Bewusstsein:

’ Méchtige / Souverdne \ Ohnmaéchtige ‘
Proklamieren Reklamieren
Postulieren Demonstrieren
Erlassen Protestieren
Gebieten Befolgen / Erdulden
Beantragen

Tabelle 1: Wer tut was?

Die Macht der Fragen Der Unternehmer und Aktivist Andreas Clauss weist in seinen
Vortragen stets auf die Macht der Fragen hin.

Tatsachenbehauptungen sind selten zielfiihrend und vorteilhaft. Sie kénnen fiir Irritatio-
nen beim Gegeniiber sorgen, zu ungewollten Gerichtsverfahren fiihren, regen kaum zum
Nachdenken an und bringen nur selten einen Erkenntnisgewinn.

Die Wichtigkeit des “Fragenstellens” will auch die Riickseite dieses Buches (mit ihren
augelisteten Fragen) unterstreichen. Zudem tragt dieses Buch den Titel “Souveréner
Staat, besetztes Land?! — Schutz fiir unser Recht und Eigentum!”.
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5.2. Schriftverkehr und Begriffsbedeutung

In jedem Schreiben sollte auf den Rechtskreis hingewiesen werden. Auf keine Fall sollten
Aktenzeichen der BRD verwendet werden, da hiermit in der Regel ein Vertragsverhélt-
nis angezeigt wird! Bei Schreiben die von sogenannten “Beamten” verfasst wurden, sollte
stets auf die Remonstrationspflicht hinweisen werden.

Folgender Passus

Hiermit erkldrt Mann... aus der Familie ... fiir Sie verbindlich, dafs er die
Freiwillige Gerichtsbarkeit (FGG) sowohl fiir sich als auch fiir seine abgemel-
dete juristische Person ablehnt. Damit sind Sie weder in der Form, noch in
der Sache fiir mich zustédndig!

Es empfielt sich der Kauf eines Rechtsworterlexikons oder ein Online-Lexikon im Internet
zu nutzen.

Jeder sollte sich iiber die Bedeutung von Begriffen wie “jeder hat...”, “niemand dart”,
“egrundsatzlich” etc. informieren. Die deutsche Sprache differenziert sehr genau was auch
juristische Folgen nach sich zieht!

Wichtig: Stets nur beglaubigte Kopien und keine Originale per Post versen-
den! Die gerichtsfeste Zustellung erfolgt immer per FAX!

5.3. Umgang mit Pressevertretern

Beim Umgang mit Pressevertretern ist ein Aufruf zur Vorsicht angebracht! Wenn die
Presse einen Artikel iiber die Gemeinde oder Thre Person (bspw. als Aktivist) schreiben
und dazu ein Interview fithren will, dann sollte vorher ein kurzer Vertrag abgeschlossen
werden.

1. das Interview darf nur mit schriftlicher Genehmigung (Unterschrift) gedruckt wer-
den.

2. sollte sich der Verlag nicht an diese Regeln halten, so wird eine Geldstrafe von
mindestens 10.000 EUR festgelegt die an vorher bestimmte gemeinniitzige Orga-
nisationen (Freiwillige Feuerwehr, Kinderschutzbund usw.) zu leisten ist.

5.4. Fiihrerschein weg wegen politischer Meinung?

Immer haufiger versuchen die BRD-Behorden denjenigen den Fiihrerschein zu entziehen
die Widerstand gegen ihre Verordnungen leisten. In der Regel beginnt ein solches Ver-
fahren mit der Aufforderung einen Psychiater aufzusuchen. Dieses Vorgehen ist sogar
nach den “Gesetzen” der BRD ungiiltig!

Dazu stellen das Oberverwaltungsgericht (OVG) Berlin Brandenburg am 15.06.2012 in
ihren Urteilen (OVG 1 S 71.12) und das Verwaltungsgericht (VG) Siegmaringen am
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27.11.2012 (4K3172/12) fest, dak eine andere politische Meinung keinen Fiihrerschein-
entzug rechtfertig. Im Urteil des OVG Berlin Brandenburg wird darauf hingewiesen, daf
der Beschluss unanfechtbar ist. Der Entzug ist nur zuldssig wenn besonders schwerwie-
gende Auffélligkeiten im Strafsenverkehr vorliegen.

Sollten die BRD-Behorden trotz Hinweis auf die genannten Urteile nicht einlenken, so
empfiehlt es sich einen Anwalt seines Vertrauen zu beauftragen. Der Fiihrerscheinent-
zug des Gemeindevorstehers der Gemeinde Neuhaus wurde auf diese Weise riickgéngig
gemacht.

5.5. Die POLIZEI unser Freund und Helfer

Die Polizisten haben in dieser Zeit des Wandels eine besondere Bedeutung. Sie leben mit
uns als Freunde, Nachbarn, Eheménner und Ehefrauen. Ihnen gehort unser Respekt da
sie taglich die 6ffentliche Ordnung aufrecht erhalten und dabei nicht selten angefeindet
und beschimpft werden. Es zeugt sicherlich von Respekt, wenn wir zumindest die “un-
teren” Dienstgrade der POLIZEI kennen. In jedem Fall ist es eine gute Ubung fiir unser
Gehirn diese auswendig zu lernen.
Fir uns Kinder war der
Polizist frither der Schutz- o

. Qualifikationsebenen
mann: Dein Freund und 2. Ebene 3. Ebene 4. Ebene
Helfer. Auch heute ist er fiir
unseren Schutz téglich im
Einsatz! Er schlichtet Strei-
tigkeiten und klart Verbre-
chen auf, oft auch unter Ein-
satz des eigenen Lebens. Das
sollte jedem von uns be- Folizeimeisterfin Folizekormimissarin Polizeidirektorin
wulst sein. Bei der POLIZEI
gibt es inzwischen genug, die Palizeiobermeister(in Polizeioberkomrmissarin  Leitende(y) Polzeidirektarin
nicht nur blind den Dienst- ;
anweisungen folgen@. Statt
dessen denken sie selbst
nach und treffen gewissen-
haft Entscheidungen. Immer
hédufiger werden auch un-
zumutbare Arbeitsbedingun-
gen hinterfragt (siche Vol-
ker Schone, Vorstand der
POLIZEIgewerkschaft Sach- Bild 10: POLIZEI—Dienstgrade
sen). Diese Arbeitsbedingun-
gen werden bei der Umsetzung von TTIP sicher noch erheblich verschlechtert. Langfris-
tig wird die POLIZEI wahrscheinlich gegen international arbeitende Sicherheitsfirmen

Polizeimeisteranwarterfin Polizeikommissaranwartetin Polizeiratiratin

Polizeiobersachtrmeistarin Polizeioherwacht meistetin Polizeioberratiratin

Palizeihauptmeisterin Palizeihauptkommissarin - Leitende(r) Mediinaldirektorin

t
4

Folizeihauptkommissartin (412) Paolizeivizeprasidentin f
Standigesr Vertreterfin des
Folizeiprasidentiin

Musikkorps

i

Erste(ry Polzeihauptkommissarin te
Folizeiprasident/in

62Fragen bei Zoll und POLIZEL http://bewusst.tv/fragen-bei-zoll-und-polizei/
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ersetzt werden. Warum dies geschehen kann liegt an gewissen Vorziigen welche die PO-
LIZEI heute genieft. Aus Sicht der Handelsvertriage (TTIP) stellen diese Vorziige jedoch
Handelshemmnisse dar.

Wir sind fiir den freundlichen und respektvollen Umgangf¥ mit den Frauen und Miinnern
bei der POLIZEI da wir im Grunde das gleiche Ziel verfolgen:

Frieden fiir alle Kinder, Frauen und Méanner in einem friedvollen Jetzt und
einer friedvollen Zukunft fiir uns alle!

Mittlerweile verbreitet sich das Wissen um die aktuelle Rechtslage auch bei der POLIZEI
und beim ZOLL. In einem sehr interessanten Gespriich® mit Jo Conrad und zwei “Be-
amten” wird dies deutlich. Es tragt den Titel “Fragen bei Zoll und POLIZEI” und wurde
von Bewusst TV veroffentlicht. Zitat: “Jo Conrad unterhdlt sich mit Marion Regner,
ehem. Zollbeamtin und PHK Harald Schreyer tber die urspringlichen Aufgaben ihrer
Berufsgruppen und die sich rasch verindernde Realitit und mangelnde Rechtsgrundla-
gen.”

Die Angestellten der Firma POLIZEI haben das Recht / die Pflicht der Remonstration!

Eine Remonstration (von lateinisch remonstrare ,wieder zeigen®) ist eine Gegenvorstel-
lung oder eine Einwendung, die ein Beamter gegen eine Weisung erhebt, die er von
seinem Vorgesetzten erhalten hat.

In der Wikipedig®™| steht dazu:

“Regelungen finden sich in §63 BBG (bis 2009 § 56 BBG) und §36 Be-
amtStG, ehemals § 38 BRRG.

Nach den Vorschriften des Beamtenrechts muss der Beamte seine dienstli-

chen Handlungen auf ihre Rechtméfigkeit priifen. Hat er Bedenken gegen die
Rechtméfigkeit einer Weisung, so muss er seinem unmittelbaren Vorgesetzten
gegeniiber remonstrieren, d. h. gegen die Ausfithrung der Weisung Einwénde
erheben. Bestétigt der unmittelbare Vorgesetzte die Anweisung und sind die
Bedenken des Beamten nicht ausgerdaumt, so muss sich der Beamte an den
nachsthoheren Vorgesetzten wenden. Der Beamte hat hier keinen Ermessens-
spielraum. Bestétigt auch der néchsthohere Vorgesetzte (der Vorgesetzte des
Vorgesetzten des remonstrierenden Beamten) die Anordnung, so muss der
Beamte sie ausfiihren. Diese Gehorsamspflicht trifft den Beamten allerdings
dann nicht, wenn er durch die Befolgung der Weisung eine Straftat oder Ord-
nungswidrigkeit begehen wiirde.
Der Beamte kann sich durch dieses Vorgehen vor Disziplinarverfahren schiit-
zen, wenn spéater die Rechtswidrigkeit der Anordnung festgestellt wird. Das
Gleiche gilt fiir den Schutz vor Schadensersatzforderungen nach §839 BGB
(Amtshaftung) in Verbindung mit dem jeweiligen Beamtengesetz (§48 Be-
amtStG, § 75 BBG).”

63Es zeugt auch von Interesse und Respekt, wenn man die giingigsten Dienstgrade kennt (s. S. .
64http:/ /bewusst.tv/fragen-bei-zoll-und-polizei /
65https://de.wikipedia.org/wiki/Remonstration
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5.6. Staatsangehorige sind keine “Reichsbiirger”

Haben Sie sich schon mal gefragt: Was sind Reichsbiirger?

In den deutschen Massenmedien® und von den BRD-Behérden wird immer wieder der
Begriff “Reichsbiirger” benutzt. Er suggeriert einen nationalsozialistischen und gewalt-
bereiten Hintergrund. Wer sich mit der deutschen Geschichte der letzten hundert Jahre
befafst, der wird in die politisch rechte “Ecke gestellt”. Seit Griindung der BRD wird
dieses Thema im Geschichtsunterricht vermieden. Lediglich die kurze Zeit des Natio-
nalsozialismus wird iiberwiegend thematisiert. In diesem Zusammenhang wird immer
von der Schuld des deutschen Volked®| gesprochen. Wer die deutsche Geschichte genauer
kennt, stellt fest, daf bereits der erste Weltkrieg nicht von unseren Volkern aus ging. Mit
dem Vertrag von Versailles (bereits Handelsrecht) fordern die drei Alliierten (GB, FR,
USA) nicht leistbare Reparationen. Diese waren hoher als der weltweite Goldbestand!
Dadurch wurde der néchsten Krieg quasi provoziert.

Der Begriff “Reichsbiirger” schaftt fiir viele ein Akzeptanzproblem in der Familie, unter
Freunden und Arbeitskollegen. Dieses Problem kann nur durch eine sachliche Aufklérung
gelost werden.

Die Staatsangehorigkeit (nach RuStAG 1913 4.1) erhdlt man grundsétzlich nach dem
Abstammungsprinzip (Staatsangehérigkeit des Vaters oder bei unehelichen Kindern die
der Mutter) und entspricht in der Regel dem jeweiligen Bundesstaat (z. B. Kgr. Bayern,
Sachsen etc.) in dem man geboren wurde.

Das “Deusche Reich” ist ein von insgesamt 25+1@ souverdnen Bundesstaaten (mit jeweils
eigenem Staatsvolk) geschlossener Bund (siehe Prdambel der Verfassung@] von 1871).
Dieser Bund, so konnte man rein rechtlich sagen, ist wie ein “Verein” im Handelsrecht
zu sehen. Er ist u. a. fiir das Postwesen, das Bahnwesen und leider auch fiir das Militar
zustdndig. Seit der Mandatsregierung von Adolf Hitler (ab 1933) wurde eine Schein-
staatsangehorigkeit “Deutsches Reich” kreiiert. Die Begriffe “Deutsch” und “Deutsches
Reich” werden als sogenannte Staatsangehorigkeiten mifsbraucht und stellen juristisch
eine Téuschung dar (siehe auch § 119 BGB).

In der Haager Landkriegsordnung regeln die Artikel eins bis drei wer als Kombattant gilt.
Nur ein souverdner Staat kann ein Heer aus Kombattanten (Soldaten) bilden. Ab 1918
gibt es in unserem Land nur noch Mandatsregierungen im Handelsrecht. Im Handelsrecht
gibt es nur S6ldner, aber keine Kombattanten (Soldaten), auch wenn sie so genannt
werden.

66auch Leit- oder Qualitdtsmedien genannt.

67vor Hitler waren es die deutschen Volker!
68Elsass-Lothringen
59http://www.documentarchiv.de/ksr /verfksr.html
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Bundeswehr
Wir. Dienen. Deutschland.

Bild 11: Slogan der Bundeswehr

Wer sich {iber die verhungerten Soldner (irrefithrenderweise “Soldaten” genannt) auf den
Rheinwiesen Gedanken macht, der sollte wissen, daf Soéldner nicht durch die Genfer
Konvention, die Haager Landkriegsordnung usw. geschiitzt werden! Die heutige Bundes-
wehr besteht ebenfalls ausschlieklich aus Soldnern. Jeder sollte sich Gedanken dariiber
machen, warum der Slogan der Bundeswehr kein Satz wie “wir dienen Deutschland” ist,
sondern lediglich einen Aneinanderreihung dreier Woérter; ohne Sinn.

DAS DEUTSCHE REICH
IETI=1%15

Kar. ke,
05’{ ‘iii

(w]

mark

Bild 12: Karte des “Deutschen Reiches” umgeben von vielen anderen Reichen
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KEINE MACHT DEN
Retchsbiirgern!!

Reichsbiirger gibt es seit Hitlers Reichsbiirgergesetz vom 15.09.1934 !

Es gibt (1) bekennende und (2) juristische/unwissentliche Reichsburger !
Ihre Ausweise enthalten folgende Eintrage:

(1) Staatsangenorigkeit / Nationality / Nationalité 2) P e el tionaltey!
Deutsches Reich DEUTSCH

Kein Reichsbiirger ist, in dessen Ausweis die Bundesstaatsangehorigkeit*
und weder ,DEUTSCH" noch ,Deutsches Reich® steht !

*) z. B. Kgr. Bayern, Kgr. Sachsen, Kgr. Wirttemberg, Flrstentum Lippe etc.

Das Bayerisches Staatsministerium des Inneren schreibt:
,Der Bundespersonalausweis oder der deutsche Reisepass sind kein
Nachweis liber den Besitz der deutschen Staatsangehdrigkeit.

Quelle: Wikipedia, Staatsangehérigkeitsausweis siehe unter ,,Einzelnachweise*

Eine Information der ,Weissen Rose" aus
der Gemeinde Neuhaus in Westfalen "




5.7. BRD-Behorden und wir

Sie besitzen einen groften Wissensvorsprung gegeniiber ihren Mitmenschen: seien Sie sich
dessen bewuft! Diesen Vorsprung kénnen Sie zum eigenen Vorteil nutzen. Wie? Mit der
Staatsangehorigkeit eines souverdnen Bundesstaates (bspw. Kgr. Bayern) sind Rechte
und Pflichten verbunden. Diese sollten Sie kennen und artikulieren kénnen. Gehen Sie
stehts von der Unwissenheit ihrer Mitmenschen aus! Sie sollten wissen wie man
sich gegeniiber der Verwaltung der Alliierten der BRD und seinen Behorden verhalt.
Bleiben Sie immer freundlich und kliren Sie stets iiber ihren Rechtsstatus
auf! Behalten Sie im “Hinterkopt”, daft die Behorden und Bediensteten der BRD ihren
Rechtsstatus nicht kennen. In der Regel wissen diese auch nichts vom Rechtskreis der
Staatlichkeit. Mit einem kurzen freundlichen Hinweis auf die Internetseite der Gemeinde
Neuhaus kénnen Sie schnell und einfach aufklaren. Generell ist jegliche Aufklarung und
Transparenz wichtig! Falls Sie also Antwortschreiben von “Behérden” bekommen, so
teilen Sie diese (anonymisiert) der Offentlichkeit mit. Ein dankbarer Kontaktpartner ist
das Netzwerk der Staatsangehorigen (NESTAG).

Wenn der einzelne Staatsangehorige im Verhaltnis zu den BRD-Behdrden nicht weiter
kommt, wendet er sich an die Gemeinde in der er nach Art. 7 des Biirgerlichen Ge-
setzbuch (BGB) von 1896 seinen Wohnsitz genommen hat. Die letzte Instanz ist zur
Zeit die Diplomatische Mission des Kgr. Preuken die von der Gemeinde Neuhaus i. W.
/ Amt Neuhaus i. W. gegeniiber den Alliierten und den Behorden der BRD prokla-
miert wurde. Die Gemeinde / Mission weist auf die volkerrechtlichen Vertrige, sowie die
handelsrechtlichen Vertrage hin an die die Alliierten und die BRD-Behérden gebunden
sind. Gleichzeitig wird auf das internationale deutsche Recht verwiesen das fiir Deut-
sche Staatsangehorige nach RuStAG 1913 4.1 (Staatsangehorigkeitsurkunde) gilt. Nach
unseren bisherigen Erfahrungen halten sich die Alliierten und die BRD-Behorden an die
Vertrage und das internationale deutsche Recht.

Sie versuchen durch Angebote (z. B. Vorladungen, Schreiben die einen erneuten Vertrag
generieren u. a.) die deutschen Staatsangehorigen und die Gemeindevertreter wieder in
ihre Handelsvertrage zu “ziehen”. Deshalb ist unbedingte Wachsamkeit das Gebot der
Stunde. Bevor Sie auf Forderungen der BRD reagieren, sollten Sie unbedingt die Netz-
werke der Gemeinden nutzen oder sich an die Diplomatische Mission des Kgr. Preufsen
wenden!

Den Unterschied zwischen einem Staatenlosen (Apolid) und einem Staatsangehorigen
wird in unserem kleinen Vided™| erklért.

"Ohttps://www.youtube.com/watch?v=xsWZjuBruwk
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S TAATLSAN G EHORIGERSS

in der nach Volkerrecht

aktivierten Gemeinde
oder APOLID

(Staatenloser) in der BRD

0:00

Staatsangehdrige gegeniiber Apolide - Weltfrieden

Bild 13: Video “Staatsangehorige gegeniiber Apolide”

Fiir Staatsangehorige die abgemeldete juristische Personen sind gilt, dafs “bundesdeut-
sche” “Gerichte” und Behorden notorisch durch nichtgesetzliche Zustellungen gegen Art. 103.
Absatz 1 des Grundgesetzes (“Grundrechte vor Gericht: rechtliches Gehor”) verstofen
und das Grundrecht auf rechtliches Gehor verletzen. Im Kommentar zu Art. 103, Ab-
satz 1, des Grundrechtes, Randnummer 30 und 31 (Mangold, Klein, Strack) wird fest-
gestellt, dafl eine Formliche Zustellung (“Gelber Brief”) von Gesetz wegen durch eine
Amtsperson personlich an den Adressaten tibergeben werden mufs. Die (rechtswidrig)
privatisierte Deutsche Post AG erfiillt diese zwingende Bedingung nicht. Es gibt nur
noch private Zustelldienste. Es ist den Behorden der "BRD" seit dem 29.09.1990 nicht
mehr méglich, behordliche Schreiben rechtswirksam zuzustellen.

Niemand ist gesetzlich verpflichtet, ein Einschreiben anzunehmen.

(Gerichtsverfassungsgesetz von 1950 - § 15 Weggefalleﬂ
(Gerichtsverfassungsgesetz von 1877 - § 15 StaatsgerichteED

Deshalb werden von Gemeindemitgliedern Schreiben die nicht die Anschrift der akti-
vierten Gemeinde tragen mit einem entsprechenden Aufkleber zuriick geschickt. Wenn
alles richtig gemacht wurde, sollten keine “gelben Briefe” mehr zugestellt werden. Dies
gilt fiir die Britische Besatzungszone und nach der Russischen Anweisung. Nach unserer
Erfahrung bekommt man dann einen Abholschein fiir “gelbe Briefe” zugestellt. Darin
fordert die BRD dazu auf diese Briefe bei der Post abzuholen. Juristisch gesehen ist
dies ein Angebot. Nicht abgeholte Briefe werden automatisch nach sieben Werktagen
zuriickgeschickt. Das Angebot gilt dann als nicht angenommen. Daher sollte man den
Brief nicht freiwillig abholen.

"Thttp: / /www.gesetze-im-internet.de /gvg /BJNR005130950.html
"Zhttp://de.wikisource.org/wiki/Gerichtsverfassungsgesetz
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5.8. Drohende Hausversteigerung wegen BRD-Forderungen

Aus Giitersloh wurde uns berichtet, daft die Versteigerung einer Immobilie wegen an-
geblicher "Steuerschulden" verhindert worden ist. Das BRD-Gericht hat das Verfahren
wegen “formaler Fehler” eingestellt.

Bei einem ahnlichen Fall in der Gemeinde Neuhaus wurde der Vertrag iibernommen.
Das Amt der Gemeinde hat den Kaufvertrag bestiatigt. Wenn keine aktivierte Gemeinde
mitwirkt sollten mindestens fiinf Zeugen unterschreiben, denn diese ersetzen
einen Notar. Generell ist es ratsam moglichst viele Zeugen unterschreiben zu lassen.
Fiir die Ubertragung der Immobilie gilt der § 925 des BGB von 1896.

“Die zur Ubertragung des Figenthums an einem Grundsticke nach § 873
erforderliche Einigung des Verduferers und des Erwerbers (Auflassung) muss
bei gleichzeitiger Anwesenheit beider Theile vor dem Grundbuchamt erkldrt
werden. Fine Auflassung die unter einer Bedingung oder einer Zeitbestim-
munyg, ist unwirksam.” (§ 925, BGB von 1896)

Die Texte aus dem Jahre 1896 stimmen nicht mit den heutigen Texten des BRD-BGBEG
iiberein. Der § 925 verweist auf den § 873:

“Zur Ubertragung des Figenthums an einem Grundstiicke, zur Belastung

eines Grundstiicks mit einem Rechte so wie zur Ubertragung oder Belastung
eines solchen Rechtes ifst die FEinigung des Berechtigten und des anderen
Theiles tiber den Eintritt der Rechtsinderung und die Eintragung der Rechts-
dnderung in das Grundbuch erforderlich, soweit nicht das Gesetz ein Anderes
vorschreibt.
Vor der Fintragung sind die Betheiligten an die Einigung nur gebunden,
wenn die Erkldrungen gerichtlich oder notariell beurkundet oder vor dem
Grundbuchamt abgegeben oder bei diesem eingereicht sind oder wenn der
Berechtigte dem anderen Theile eine den Vorschriften der Grundbuchord-
nung entsprechende Eintragungsbewilligung ausgehdndigt hat.” (§ 873, BGB
von 1896)

Der § 873 zeigt die verschiedenen Moglichkeiten einer Eintragung ins Grundbuch; wenn
man sich im Staatsrecht (vor 1914) befindet. Dagegen kann im BRD-Recht nur ein Notar
die Bestatigung vornehmen. Abgemeldete juristische Personen mit einer Bundesstaats-
angehorigkeit befinden sich im Rechtskreis der Staatlichkeit und konnen sich darauf
berufen.
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Bild 14: 1.000 Reichsmark

Es ist darauf zu achten, daf die heute noch giiltigen Banknoten “Reichsmark” von 1910
verwendet werden! Den Wert des Hauses kann man im heutigen Versicherungsschein
(Stand 1914) in Mark nachsehen. Tatséchlich sind Héuser in der BRD mit Reichsmark
versichert.

Reichsmark-Banknoten sind auf Verkaufsplattformen (z. B. ebay.de) im Internet erhélt-
lich. Beispielsweise kostet ein 1.000-Reichsmark-Schein ca. 1 bis 2 Euro. Im Gegensatz
zur Reichsmark ist der Euro ein privater Schuldschein der durch Dollar gedeckt ist. So-
wohl Dollar wie auch Euro sind durch nichts gedeckt. Es sind keine Banknoten, denn auf
einer solchen muss mindestens Ort, Datum, Unterschrift sowie der Hinweis iiber Stra-
fen bei Falschung stehen. Auf dem Euro befindet sich lediglich ein Copyright-Zeichen.
Deshalb wird diese Euro-“Wahrung” von uns im Rechtsstand vor 1914 nicht anerkannt!
Die Vorlage fiir einen entsprechenden Kaufvertrag ist im Anhang ab Seite beigefiigt.

5.9. Achillesferse GmbH, Aktiengesellschaft & Co.

Wenn jemand eine GmbH, Aktiengesellschaft oder eine andere juristische Person als Fir-
ma hat, ist er aus dem BRD-Recht angreifbar. Das geht folgendermafen: Wenn Rech-
nungen von den BRD-Behorden nicht bezahlt wurden, wird ggf. ein Insolvenzverschlep-
pungsverfahren von der Staatsanwaltschaft eingeleitet. Es spielt bei denen keine Rolle
ob man zahlungsfiahig ist oder nicht; diese Verfahren sind fingiert. Auch Briefe werden
nicht bearbeitet! Vollig rechtsfrei!

Eine Insolvenzverschleppung liegt nach internationalem deutschen Recht nur vor, wenn
z. B. eine GmbH zahlungsunfihig ist, nicht aber wenn bei einzelnen Rechnungen die
Zahlung aus Rechtsgriinden nicht anerkannt wird.

Insolvenzverschleppung (Betrug) ist kein Zivilrecht sondern Strafrecht ! Beim Zivilrecht
kann man bei Geldschulden (mit dem gelben Schein) nach internationalen Vertridgen
(u. a. Menschenrecht) nicht verhaftet werden. Das gilt nicht unbedingt beim Strafrecht!
Losung: Wie bei der Immobilien die GmbH in den Rechtstand von 1913 verkaufen. Die
Vorlage fiir einen entsprechenden Kaufvertrag ist im Anhang ab Seite beigefiigt.
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5.10. Ungiiltige Kreditvertrage

Im Handelsrecht der BRD gilt der Uniform Commercial Code (UCC), zu deutsch etwa
“einheitliches Handelsgesetzbuch”. Es ist ein Entwurf eines fiir das ganze Gebiet der
Vereinigten Staaten von Amerika geltenden, vereinheitlichten Handelsrechts.

Die Vermutung liegt nahe, dafs die BRD
weiterhin als besetztes Land behandelt

wird, da dieses Recht in der BRD ange- ®=®=”—-®———
wendet wird. Bis auf die wenigen auslén- I=TRAT 3 W

CONMERCIAL | COMMERCIAL CoMmERCIAL

dische Staatsbanken agieren alle Banken Con
im Handelsrecht.

Mit dem UCC konnen Kreditvertriage fiir
ungiiltig erklart werden. Am einfachsten
lafst sich die Ungiiltigkeit wie folgt nach-
weisen:

Unterschreibt eine Bank einen Kreditver-
trag in einem Kistchen, so ist die Un- Bild 15: UCC

terschrift und damit der Vertrag ungiiltig

(ausgeklammert). Das Késtchen kann durch zwei Schrégstriche aufgebrochen werden, so
wie es frither beim Verrechnungsscheck iiblich war.

5.11. Allg. Steuerpflicht fiir Bundesstaatsangehorige

Grundsétzlich sind Staatsangehorige der Bundesstaaten von 1914 bereit fiir das Gemein-
wohl (Schulen, Kindergérten, Krankenh&user, Strafen, Verwaltung etc.) unserer Lander
Steuern zu entrichten! Heute fliekt der Grofiteil der Steuern an die drei westlichen Alli-
ierten und dann weiter an die Glaubiger. Mit diesen Geldern werden weltweit (auch von
dt. Boden aus) Kriege gefiihrt, andere Volker unterdriickt, Millionen Menschen getotet
sowie Uberwachungsprogramme finanziert. Wollen wir das?

5.11.1. Allgemeine Steuerpflicht

Laut Haager Landkriegsordnung (HLKO) von 1907 besteht auch in einem besetzen Land
eine Steuerpflicht nach den Richtlinien des besetzten Gebietes. Somit sind auch die
Staatsangehorigen der jeweiligen Bundesstaaten verpflichtet Steuern nach Mafgabe der
HLKO zu zahlen. Im Gegensatz dazu sind BRD-Biirger in einem Vertragsverhéaltnis mit
der BRD und miissen zahlen was gefordert wird. Ohne Legitimation der Alliierten hat
die BRD kein Recht Steuer gegeniiber abgemeldeten juristischen Personen zu erheben.

Ab dem 14. Juli 1893 bis 1918 galten die Steuersitze der Miquelschen Steuerreforn}

O fir Jahreseinkommen von 900 bis 1.050 Mark (1 RM = 6 EUR) stieg die Einkom-
menssteuer von 0,62% bis auf 4% fiir Jahreseinkommen iiber 100.000 Reichsmark.

Thttps://de.wikipedia.org/wiki/Johannes von Miquel
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O die Umsatzsteuer betrug 0,5% (diese Steuer wurde zur Finanzierung des ersten
Weltkrieges eingefiihrt!)

Die Haager Landkriegsordnung (HLKO) legt genau fest wie ein Besatzer verfahren darf.
Der Artikel 43 legt bspw. fest, daf er sich an die geltenden Gesetze des Landes zu
halten hat. Bei einer tatséchlichen Steuerlast von ca. 80% der BRD-Behorden konnen wir
davon ausgehen, daf die meisten Steuereinnahmen nicht in unserem Land bleiben (Man
betrachte den Zustand unserer Straken und Schulen. Zum Vergleich: Bis zum Jahr 1971
hatte die BRD einen Auftenhandelsiiberschuss von iiber 3.000 Tonnen Gold. Dieses Gold
wurde von den Alliierten beschlagnahmt. Seit 1972 sind jedes Jahr Handelsiiberschiisse
erwirtschaftet worden. In manchen Jahren iiber 100 Milliarden DM /EUR. Wo sind diese
Uberschiisse? China hat Billionen an Wahrungsreserven angesammelt. Und WIR?

In der russischen Foderation betriagt, wie der russische Prasident Putin in einem ZDF-
Interview mitteilte, die Einkommenssteuer lediglich 13%.

Art. 43, HLKO

Nachdem die gesetzmdassige Gewalt tatsichlich in die Hinde des Besetzen-
den tibergegangen ist, trifft dieser alle ithm zu Gebote stehenden Massnahmen,
um nach Méglichkeit die dffentliche Ordnung und den regelmdssigen Gang der
offentlichen Angelegenheiten wieder herzustellen und zu sichern. Dabei soll
er, wenn nicht uniberwindliche Hindernisse entgegenstehen, die im Land
geltenden Gesetze aufrechterhalten.

Nach Artikel 48 hat der Besatzer die Steuergesetze des besetzten Landes zu achten.

Art. 48, HLKO

Wenn die Kriegspartei in dem besetzten Gebiete die zugunsten des Staa-
tes bestehenden Steuern, Zélle und Abgaben erhebt, so soll sie es maglichst
nach Massgabe der fiir thre Erhebung und Verteilung geltenden
Vorschriften tun; es erwdchst hiermit fir sie die Verpflichtung, die Kos-
ten der Verwaltung des besetzten Gebiets in demselben Umfange zu tragen,
wie die gesetzmdssige Regierung hierzu verpflichtet war.

Die Besatzungskosten | sind von der Bevolkerung des besetzten Landes zu tragen. Die
Gemeinde Neuhaus i. W. hat die Britischen Besatzer (gerichtsfest) per FAX aufgefordert
die Besatzungskosten einsehen zu konnen. Bis heute hat sie keine Antwort erhalten.
Daher gehen wir davon aus, dafs keine Besatzungskosten zu leisten sind.

Art. 49, HLKO

Wenn der Besetzende ausser den im vorstehenden Artikel erwdhnten Abga-
ben andere Auflagen in Geld in dem besetzten Gebiet erhebt, so darf dies nur
zur Deckung der Bediirfnisse des Heeres oder der Verwaltung dieses
Gebiets geschehen.

GG Art. 120 Abs. (1): Der Bund triigt die Aufwendungen fiir Besatzungskosten und die sonstigen
inneren und dufseren Kriegsfolgelasten nach ndherer Bestimmung von Bundesgesetzen.
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5.11.2. Steuerpflicht fiir abhingig Beschiftigte

Zur Zeit versuchen wir herauszufinden ob / welches rechtliche Besteuerungsverhéltnis
zu den Behorden der BRD besteht. Laut Aussagen des Paderborner Finanzamtes, von
Steuerberatern und offiziellen Internetseiten der Finanzémter besteht eine “Beschrinkte
Steuerpflicht bei Wohnsitz im Ausland”. Unter “beschrankt Steuerpflichtige” versteht
man andere “Staatsangehorige” (im Handelsrecht) von anderen Léndern.

Wir gehen davon aus, dafs es zur Zeit keine Steuerpflicht fiir Staatsangehorige der
deutschen Bundesstaaten vor 1914 gegeniiber der BRD gibt. Seit Jahren fordern
wir die Alliierten und die Behorden der BRD auf unsere offenen Fragen zu beantworten.

5.12. Korperschaften des 6ffentlichen Rechts (K. d. 6. R.)
5.12.1. Abmelden von der Krankenkasse (K. d. 6. R.)

Die Abmeldung von der Krankenkasse ist fiir abhéngig Beschéftigte besonders inter-
essant, weil die Krankenkassen den Grofteil der Zwangsmitgliedsbeitriage einzieht.
Da der Arbeitgeber “gesetzlich” verpflichtet ist diese Gebiihren abzufiihren, hat er kei-
nen Einfluss. Sobald das Geld abgefiihrt ist, hat auch der Arbeitnehmer keine Kontrolle
mehr dariiber. Die Krankenkassen handeln als Inkassounternehmen und treiben folgende
Zwangsbeitrage ein: Krankenversicherung, Pflegeversicherung, Arbeitslosenversicherung
und Rentenversicherung.

Alle juristischen Personen die in einer

BRD-Gemeinde angemeldet sind, unterlie-

gen in der Regel den Zwangsmitgliedschaf-

ten bei den Korperschaften des offentli-
chen Rechts (Handelsrecht). Beispiel sind

AOK, GEZ, THK, Anwaltskammern, Arz-

tekammer, Steuerberaterkammer usw..

Die AOK NordWest ist als gesetzliche
Krankenkasse eine Korperschaft des of-

fentlichen Rechts mit Selbstverwaltung.

Abgemeldete juristische Personen sind frei R
von diesen Zwangsmitgliedschaften. Dem gﬂg
Amt der Gemeinde Neuhaus ist es gelun- D e T
gen ein Gemeindemitglied von der AOK e o e g e ] 170 e
NORDWEST zu befreien.

Ihr Schreiben vom 14.09.2015

Iden. Wir haben Ihre Daten in unserem Bestand, weil die Kranken-
0.9. Meldungen ist. Dies bedeutet, dass Ihr Arbeitgeber diese
jttelt und wir die Daten an den Rentenversicherungstrager sowie die

Fir die Tatsache, dass Sie als ,unser Versicherter* angeschrieben wurden, bitten wir Sie um
Entschuldigung. Wir werden bei e er

Personen anpassen. Unabhéngig hiervon wiirden wir uns natirlich freuen, wenn Sie den ,zufallig!
erhaltenen Ausweis nutzen.

Wenn Sie Fragen haben, beantworten wir diese gern.

In dem Antwortschreiben (siche Anhang
ab Seite[A.6) der AOK NORDWEST ging
es nur nebenéchlich um den Organspen-
deausweis. Die AOK NORDWEST hat
ihn unseres Erachtens benutzt um ihrem —
Schreiben die Brisanz zu nehmen. Zudem

wird suggeriert (so unser Eindruck), dafs

Mit freundlichen Grien

Bild 16: Antwortschreiben der AOK
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der Angeschrieben nicht zur Organspende

bereit wire und somit sich somit asozial

verhalt.

Dennoch, die Gemeindemitglieder und

Mitglieder des Netzwerk der Staatsangehorigen (NESTAG) freuen sich tiber die posi-
tive Antwort / das Einlenken der AOK NORDWEST.

Das Antwortschreiben anonymisiert worden, um die Personlichkeitsrechte der bei der
AOK angestellten Person zu schiitzen.

Bemerkenswert ist, dafs es sich bei der AOK (Allgemeine Ortskrankenkasse) um eine
besondere Krankenkasse handelt, denn sie ist keine Ersatzkasse. Unser erfolgreicher Vor-
stofs bestétigt uns, daf der Rechtskreis der Staatlichkeit (von vor 1914) von Institutionen
die sich im Handelsrecht befinden akzeptiert wird.

5.12.2. Abmelden von der GEZ (K. d. 6. R.)

Bei dem Inkassobiiro GEZ (ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice) handelt es sich
um eine Korperschaft des 6ffentlichen Rechts (K. d. 6. R.).

“ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice ist eine 6ffentlich-rechtliche,
nicht rechtsfihige Gemeinschaftseinrichtung der in der Arbeitsgemeinschaft
der offentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten der Bundesrepublik Deutsch-
land (ARD) zusammengeschlossenen Landesrundfunkanstalten, des ZDF und
des Deutschlandradio zum Zwecke des Finzugs der Rundfunkbeitrédge nach
dem Rundfunkbeitragsstaatsvertrag.”

Quelle: Impressum , rundfunkbeitrag.de

Das aktuelles BGH-Urteil (Az. I ZB 64/14) zeigt, dal man als BRD-Biirger im “Rechts-
kreis der BRD’FE], also im Handelsrecht, nur wenige Mittel besitzt um sich gegen die
GEZ-Zwangsabgabe zu wehren.

Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in einem am Freitag verdffentlichten
Beschluss entschieden, daf die GEZ-Nachfolgestelle "Beitragsservice" Rund-
funkgebiihrenforderungen auch ohne Ausgangsbescheid, Dienstsiegel,
Unterschrift und Nennung des Glaubigers vollstrecken lassen kann
(Az. 17ZB 64/14). Quelle: telepolis.de

Nach unserer Erfahrung ist die beste und sicherste Losung sich in den giinstigeren Rechts-
kreis der Staatlichkeit zu begeben.

Das Handelsrechtsspiel nennt sich Monopoly. Sie haben die Bank. Sie konnen jederzeit
die Spielregeln dndern. Sie haben die Schlofallee, Badstrafe, den Bahnhof, das E-Werk...

Wer in diesem handelsrechtlichen Monopolyspiel mitspielt, der kann nur verlieren.

"5Handelsrecht
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Eine Information der

Gemeinde Neuhaus
zur GEZ"

P p ) 001/226

Bild 17: Weltfrieden GEZ konkludenter Vertrag

Eine Losung die sich auch fiir BRD-Angehorige anbietet ist ein konkludenter Vertrag.
Hierzu hat die Gemeinde Neuhaus ein kurzes Anleitungsvideﬂ erstellt. Um den Vertrag
lesen zu konnen ist das Video zu pausieren und auf HD-Auflésung zu stellen.

5.12.3. Abmelden von der IHK (K. d. 6. R.)

Bei den Industrie- und Handelskammern handelt es sich um Koérperschaften des offent-
lichen Rechts (K. d. 6. R.).

Die Abmeldung von der Zwangsmitgliedschaft der Industrie und Handelskammern erfolgt
ganauso wie die Abmeldung von der GEZ / der Krankenkasse (AOK siehe Anhang ab
Seite . Es ist wichtig sich bewufst zu machen, dafl dffentlich-rechtlich nicht gleich
staatlich ist! Auch Stiftungen oder Banken im Handelsrecht kénnen o6ffentlich-rechtlich
sein.

5.13. Beantragen von Sozialgeld nach SGB XlII gemalR HLKO

Fiir Mitglieder der aktivierten Gemeinden miissen die Alliierten die Versorgung mit
“Renten” — soziale Absicherung — {iber die BRD bzw. die Sozialverbédnde sicherstellen
(siehe auch Antrag SGB XII auf Seite [71).

Auch im Sozialgesetzbuch wird zwischen Bundesbiirgern und Deutschen Staatsan-
gehorigen unterschieden (siehe auch Staatsangehorigkeitsurkunde).

SGB XII Sozialgesetzbuch - Sozialhilfe § 133 SGB XI Ubergangsregelung fiir besondere
Hilfen an Deutsche nach Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes (1)

“Deutsche, die aufferhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes, aber inner-
halb des in Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes genannten Gebiets geboren
sind und dort ihren gewohnlichen Aufenthalt haben, konnen in aufSergewdhn-
lichen Notlagen besondere Hilfen erhalten, auch wenn sie nicht die Vorausset-
zungen des § 24 Abs. 1 erfiillen. § 24 Abs. 2 gilt. Die Héhe dieser Leistungen

"Ohttps: / /www.youtube.com /watch?v=8xVudaY Qx4w
"Thttp:/ /www.sozialgesetzbuch-sgb.de /sgbxii/133.html
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bemisst sich nach den im Aufenthaltsstaat in vergleichbaren Lebensumstin-
den tiblichen Leistungen. Die besonderen Hilfen werden unter Ubernahme der
Kosten durch den Bund durch Trager der freien Wohlfahrtspflege mit Sitz im

Inland geleistet.”

Deutsche Staatsangehorige die im Besitz der Staatsangehorigkeitsurkunde sind kénnen
Sozialleistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB XII) geméf dem Artikel 7 der Haa-
ger Landkriegsordnung (Unterhalt) fordern. Die néchste Abbildung zeigt den Kopf des
Formulars.

Leere Antragsformulare befinden sich im Anhang. Fiir das Beantragen wird die richtige
Staatsangehorigkeit aus dem Rechtskreis von vor 1914 bendétigt (Staatsangehorigkeits-
urkunde nach RuStAG 1913 4.1) und es muss eine Bediirftigkeit vorliegen. Wichtig ist
auch den Satz “geméf Artikel 7 Haager Landkriegsordnung (Unterhalt)” zu ergénzen so
wie das Bild [1§] zeigt.

Der Antrag wird bei einem der Sozialverbidnde (z. B. Caritas) gestellt und
nicht bei einem Sozialamt der BRD! Bei Antragsstellung sollte man immer
die richtige Meldeadresse angeben. In unserem Fall die staatliche Gemeinde
Neuhaus i. W. und nicht bspw. die Firma “Stadt Paderborn”. Generell ist
darauf zu achten keinen neuen Vertrag mit der BRD abzuschliefsen.

Eingang: Antrag auf Leistungen Az:
nach dem SGB XII

Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kapitel)

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung (4. Kapitel)

X O KX

sonstige Leistungen (5. bis 9. Kapitel)

gem. Artikel 7 Haager Landkriegsordnung (Unterhalt)

Bild 18: Antrag auf Sozialleistungen nach dem SGB XII - HLKO

In der HLKO steht dazu.
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Art. 7 [Unterhaltspflicht|

"Die Regierung, in deren Gewalt sich die Kriegsgefangenen befinden, hat fiir ihren Unter-
halt zu sorgen. In Ermangelung einer besonderen Verstandigung zwischen den Kriegfiih-
renden sind die Kriegsgefangenen in Beziehung auf Nahrung, Unterkunft und Kleidung
auf demselben Fufse zu behandeln wie die Truppen der Regierung, die sie gefangen ge-
nommen hat."

Art. 7, HLKO

Der folgende Text wurde vom Caritas-Verband {ibernommen.

Hilfe zum Lebensunterhalt (3. Kapitel SGB XII)

Die Hilfe zum Lebensunterhalt deckt den notwendigen Lebensunterhalt von Menschen,
deren wirtschaftliche und soziokulturelle Existenz auf andere Weise nicht gesichert wer-
den kann. Der notwendige Lebensunterhalt umfasst nach § 27a SGB XII "insbesondere
Erndhrung, Kleidung, Kérperpflege, Hausrat, Haushaltsenergie ohne die auf Heizung und
Erzeugung von Warmwasser entfallenden Anteile, personliche Bediirfnisse des téglichen
Lebens sowie Unterkunft und Heizung.". Zu den personlichen Bediirfnissen des tédglichen
Lebens gehort in vertretbarem Umfang eine Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben
in der Gemeinschaft; dies gilt in besonderem Maf fiir Kinder und Jugendliche.

Wie alle Hilfen im Leistungskatalog der Sozialhilfe nach dem SGB XII soll auch die Hilfe
zum Lebensunterhalt den Leistungsberechtigten die Fiihrung eines menschenwiirdigen
Lebens erméglichen.

Der Leistungsanspruch berechnet sich (sehr vereinfacht dargestellt) wie folgt: Zunéchst
wird der Bedarf ermittelt, dann werden Einkommen und Vermogen (eigene Mittel) die-
sem Bedarf rechnerisch gegeniiber gestellt. Ubersteigt der Bedarf die eigenen Mittel,
besteht insoweit (Fehlbedarf) ein Anspruch auf Hilfe zum Lebensunterhalt.

Nachrang der Hilfe zum Lebensunterhalt: Hilfe zum Lebensunterhalt erhélt nicht,
wer sich aus eigenen Kréften (z. B. Arbeitskraft) oder mit eigenen Mitteln (Einkommen,
Vermdogen) selbst helfen kann oder wer die erforderliche Hilfe von anderen, insbesonde-
re von Angehorigen oder von Trégern anderer Sozialleistungen erhélt. Insofern schiitzt
Hilfe zum Lebensunterhalt als letztes soziales "Auffangnetz" vor Armut und sozialer
Ausgrenzung.

Grundsatzlich ausgeschlossen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt sind — trotz Be-
diirftigkeit — folgende Personengruppen:

O Personen, die leistungsberechtigt sind nach dem Sozialgesetzbuch, 2. Buch (SGB
IT), d. h. erwerbsféhige Personen, die 15 Jahre oder alter sind, aber noch nicht die
Altersgrenze nach § 41 Abs. 2 SGB XII erreicht haben (Anspruchsberechtigung
auf Arbeitslosengeld 1)

O sowie deren nicht erwerbsfahige Angehorige (Anspruchsberechtigung auf Sozial-
geld),
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O Auslénder, soweit eine Leistungsberechtigung nach dem Asylbewerberleistungsge-
setz (AsylbLG) besteht.

Andere vorrangige Sozialleistungsanspriiche, z. B. auf Krankengeld, Grundsicherung im
Alter und bei Erwerbsminderung, Rente, Kindergeld etc. schliefen einen Anspruch auf
laufende Hilfe zum Lebensunterhalt zwar nicht von vornherein aus, fiihren aber durch
rechnerische Beriicksichtigung dieser Leistungen auf der Einkommensseite zu einer Min-
derung oder auch einem génzlichen Wegfall der Hilfe zum Lebensunterhalt. Als Einkom-
men sind aber nicht nur Sozialleistungen, sondern auch (fast) alle anderen denkbaren
Einkiinfte zu beriicksichtigen, z. B. Mieteinnahmen, Unterhaltsanspriiche, Steuererstat-
tungen und vieles mehr. Wir informieren Sie gern im personlichen Beratungsgespréch
tiber weitere Details und Besonderheiten (z. B. nicht anrechenbare Einkiinfte, Bereini-
gung des Einkommens usw.). Neben der Selbsthilfe aus eigenen Kréften und der Aus-
schopfung aller in Betracht kommenden (legalen) Einnahmemdoglichkeiten ist schlieflich
vorhandenes Vermogen (Barvermogen oder Sachvermégen) vorrangig fiir den Lebensun-
terhalt einzusetzen. Hier gelten jedoch grofziigige Schutzvorschriften, die den Leistungs-
berechtigten vor besonderen Harten bewahren sollen. Auch insoweit beraten wir Sie gern
detailliert im personlichen Gespréch.

Bestandteile der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt: Hilfe zum Lebensunter-
halt umfasst regelméfig je Person innerhalb der Bedarfsgemeinschaft eine Regelleis-
tung. Die Regelleistungen sind je nach Alter unterschiedlich hoch. Neben den Regel-
leistungen sind die Kosten der Unterkunft (Wohnungsmiete oder Aufwendungen fiir
Wohneigentum) als Bedarf zu beriicksichtigen. Personen mit speziellen Bedarfe wird
neben dem Regelsatz ein Mehrbedarf zugestanden. Der Mehrbedarf wird als prozen-
tualer Zuschlag zum Regelsatz geleistet. Weiterhin kénnen Beitrage fiir die Kranken-
und Pflegeversicherung iibernommen werden. Die Summe der anzuerkennenden Bedarfe
stellt den "Gesamtbedarf zum Lebensunterhalt" fiir einen Bezugszeitraum (normaler-
weise fiir einen Kalendermonat) dar.

Zusatzliche Leistungen aufierhalb der laufenden Hilfegewihrung: Einmalige
Beihilfen werden - soweit notwendig - fiir Erstausstattung der Wohnung einschlieftlich
Haushaltsgeraten, fiir die Erstausstattung mit Bekleidung (einschlieklich Sonderbedarf
bei Schwangerschaft und Geburt) sowie fiir die Anschaffung und fiir Reparaturen von
orthopéadischen Schuhen, Reparaturen von therapeutischen Gerdten und Ausriistungen
sowie fiir die Miete von therapeutischen Gerédten erbracht. Alle anderen denkbaren Ein-
malbedarfe - mit Ausnahme der Bedarfe fiir Bildung und Teilhabe im Sinne der §§
34, 34a SGB XII - sind bereits pauschaliert durch die Regelsidtze abgegolten und aus
diesen zu bestreiten. Von den Regelsitzen umfasster, jedoch im Einzelfall unabweis-
bar gebotener Sonderbedarf kann allerdings als Darlehen gewéhrt werden (§ 37 SGB
XII). Wohnungsbeschaffungskosten, Mietkautionen und Umzugskosten kénnen bei vor-
her erteilter Zustimmung zum Umzug ebenfalls (darlehensweise) ibernommen werden.
Weiterhin koénnen bzw. sollen in bestimmten Sonderféllen Schulden iibernommen wer-
den, z. B. Mietschulden bei drohender Wohnungslosigkeit oder sonstige Schulden bei
einer vergleichbar schweren Notlage (§ 37 SGB XII).

Bildung und Teilhabe am sozialen und kulturellen Leben in der Gemein-
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schaft: Kinder und junge Erwachsene haben unter bestimmten Voraussetzungen An-
spriiche auf zusétzliche Leistungen aus dem Bereich Bildung und Teilhabe nach den §§
34, 34a SGB XII.

Wichtig zu wissen fiir Empfanger von Hilfe zum Lebensunterhalt: Wie be-
stimmte Sozialleistungsanspriiche die Gewdhrung von Hilfe zum Lebensunterhalt aus-
schliefen, so sind auf der anderen Seite einem Empfinger von Hilfe zum Lebensun-
terhalt einige andere Sozialleistungen ausdriicklich verwehrt. Wer laufende Hilfe zum
Lebensunterhalt bezieht, kann z. B. zusétzlich kein Wohngeld erhalten und ebenfalls
keinen Kinderzuschlag. Es gibt aber auch soziale Vergiinstigungen, die gerade wegen des
Bezuges von Hilfe zum Lebensunterhalt eingerdumt werden konnen, z. B. ein speziel-
les Zugangsrecht zur Krankenversicherung, die Befreiung von den Rundfunkgebiihren,
die Telefongebiihrenerméfigung, die Beratungs- oder Prozesskostenhilfe bei rechtlichen
Streitigkeiten. Wir beraten Sie gern ausfiihrlich iiber alle Vergiinstigungen, die Sie als
Empfinger/in von Hilfe zum Lebensunterhalt in Anspruch nehmen kénnen.

Notwendige Unterlagen

Fiir einen Sozialhilfe-Grundantrag werden regelméfig verschiedenste Unterlagen beno-
tigt, die der Antragsteller mitbringen sollte. Was im Einzelnen vorzulegen ist, héngt
natiirlich von den Umstéinden jedes Einzelfalles ab. In aller Regel sind aber folgen-
de Nachweise erforderlich: Vollstdndige Einkommensunterlagen, Belege iiber eventuelles
Verméogen, Nachweise {iber laufende Ausgaben, Mietvertrag, ggf. drztliche Bescheini-
gungen und Befunde (bei Erwerbsminderung). Das Sachgebiet Soziales informiert jeden
Antragsteller ausfiihrlich, welche Unterlagen vorzulegen sind.

5.14. Indirekter Zugriff auf Vermogen

Das Thema “Gerichtsvollzieher” ist schon im Abschnitt angesprochen worden.

Die Finanzbehorden versuchen, wenn sie Deutsche Staatsangehorige nicht direkt belan-
gen konnen, den Weg iiber Dritte. Das sind dann vorzugsweise rechtlose Bundesbiirger
/ Apolide / Staatenlose. Beispiel “Vermieten und Verpachten” Die BRD-Finanzbehorde
schickt eine Drittschuldnererklarung an den Mieter. Dabei ist es wichtig zu wissen,
dafs sich auch BRD-Biirger frei entscheiden kénnen!

Der Mieter kann im Formular des Finanz’amtes” auf die Forderung die Miete an die
Finanzbehorde zu zahlen mit “ja” oder “nein” ankreuzen. Diese Briefe sind so gestaltet,
dak es fiir den normalen “Steuerbiirger” schwierig ist die Zusammenhénge zu erkennen.
Dem Anschein nach suggeriert das “Behoérden’schreiben eine Pflicht, in Wahrheit han-
delt es sich jedoch um ein freiwilliges Angebot. Wenn mit “nein” geantwortet wird, so
versucht die BRD-Finanzbehorde die “Forderung” iiber ein Handelsamtsgericht durch-
zusetzen. Es empfieht sich von den Mietern eine Vollmacht der Vertretung (Vorlage
von Anwilten nutzen) ausstellen zu lassen@. Wir haben die Erfahrung gemacht, dafs
die BRD-Finanzbehorde alle Forderungen auf Null gesetzt und die Klage zuriickgezogen

"8kostenlose Vorlage auf der Seite http://gemeinde-neuhaus.de
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hat, nachdem wir 15 Beweisantrigen’ eingereicht haben. Deutsche Staatsangehdrigd™)|
brauchen im Gegensatz zu Bundesbiirgern die Gerichtskosten nicht iibernehmen. Im
internationalen deutschen Recht gilt:

“Wer die Musik bestellt, der muf sie auch bezahlen”.

In unserem Falle forderte die Gerichtskasse Hamm Zahlungen. Diese wurden nach ent-
sprechenden Schreiben von den BRD-Behorden zuriickgezogen.

5.15. Umgang mit “gelben Briefen” vom Gericht

Nach unseren bisherigen Erfahrungen werden keine gelben Briefe von den Handelsgerich-
ten versandt nachdem auf die Rechte deutscher Staatsangehoriger (RuStAG 1913 4.1)
und die russische Anweisung®| hingewiesen wurde.

Die gelben Briefe die bei uns noch ange-
kommen sind waren bisher nur vom Ge-

] i ) Brief zuriick an Absender
richtsvollzieher ohne Stempel eines Han- Zutreffenden Grund ankreuzen
dengeriChteS. Diese Briefe tragen bisher 0 Kein Vertragsverhaltnis [J Empfanger unbekannt verzogen
. . . L [J Fehlende Rechtsgrundlage | (] Zustellverbot
nicht die AnSChrlft der aktivierten Ur- O Falsch adressiert [ Bettelbriefe unerwiinscht
. . . . [ Unerwiinschte Werbung O Annahme verweigert
Gemeinde. Sie werden mit einem Aufkle- O Empfanger verstorben
beif versehen und zuriick gesandt. Da ) Emprénger unbekannt
.. . . . . O Gelber Brief
emige Postéamter sich welgern die gelben Dieser Brief darf nach geltendem deutschen Recht nur
B . f . k h ﬁ hl . h von Postbeamten zugestellt werden. Ein privater
riete zuruck zu nehmen emptiehlt es sic Postservice erfiillt diese Voraussetzungen nicht. Das
die Briefe in einen Postkasten 7u stecken Zustellen dieser Briefe von Privatpersonal ist strafbar!

Grundsétzlich empfiehlt es sich nur auf Bild 19: Adressaufkleber

wichtige Schreiben der BRD-"Behdrden”

(bspw. gelbe Briefe) zu antworten. Weisen Sie immer auf Thren Rechtsstatus hin.
Damit diese zugeordnet werden kénnen, wird im Betreff auf das Datum und den Sach-
verhalt hingewiesen. Aktenzeichen der BRD-"Behoérden” werden generell nicht
verwenden, da sie in einen Vertrag fiihren kénnen.

5.16. Umgang mit dem “Gerichtsvollzieher”

Der Gerichtsvollzicher (GV) arbeitet mittlerweile als freiberufliche Privatperson! Gegen-
tiber abgemeldeten juristischen Personen besitzt er keinerlei (hoheitlichen) Befugnisse.
Es ist wichtig den Gerichtsvollzieher niemals (freiwillig) in die Wohnung / das Haus zu
lassen. Da der GV seine Handlung stets schriftlich ankiindigt, haben wir die M6glichkeit
ihn im Vorfeld auf die unsere Rechte (Bundesstaatsangehorige mit Staatsangehorigkeits-
urkunde) hinzuweisen.

™siehe Anhang

80RuStAG 1913 4.1 mit einer Staatsangehdrigenurkunde

81Wie unter Punkt 3.10.1 fiir die britische Besatzungszone beschrieben. Diese Anweisung gilt nach
unserem Wissen nicht in der amerikanische und franzosischen Besatzungszone.

82 Auf http://gemeinde-neuhaus.de ist ein Bogen mit Aufklebern ist als kostenloses PDF-Datei erhiilt-
lich.
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Mit der Bundesstaatsangehorigkeit nach RuStAG 1913 4.1 (Staatsangehérigkeitsurkun-
de) gelten die internationalen volkerrechtlichen und handelsrechtlichen Vertrége die von
der BRD-Verwaltung ratifiziert wurden fiir die natiirliche Person im Rechtskreis vor 1914
Zum Beispiel:

1. Nach Protokoll Nr. 4 des Zusatzprotokolls der Européischen Menschenrechte ist
eine Inhaftierung wegen zivilrechtlichen Anspriichen unzuléssig, auch fiir
die Abgabe der Eidesstattlichen Versicherung. Die Abgabe der Eidesstattlichen
Versicherung ist eine zivilrechtliche Angelegenheit und kann nicht mit der Haft
erzwungen werden, da es nicht erlaubt ist, gegen sich selbst eine Erkli-
rung unfreiwillig abzugeben (Unschuldsvermutung Art. 6 II EMRK) und der
Menschenrechtskonvention der UNO mit gleichlautendem Inhalt!

2. Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. Novem-
ber 1950 (in Kraft seit dem 3. September 1953) Zusatzartikel 4 - Verbot der Frei-
heitsentziehung wegen Schulden. Niemand darf die Freiheit allein deshalb entzogen
werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

3. Internationaler Pakt tiber biirgerliche und politische Rechte vom 19.Dezember 1966
(BGBI. 1973 II 1553) Artikel 11: Niemand darf nur deswegen in Haft genommen
werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

4. Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedri-
gende Behandlung oder Strafe vom 10. Dezember 1984 (BGBJ. 1990 II S. 246)

Das bedeutet u. a., daf man wegen Geldschulden nicht verhaftet werden darf und sich vor
Gericht selbst verteidigen kann. Das AuslG-VwV gibt Auskunft iiber die von der BRD
verwalteten Bundesbiirger. Fiir Auslédnder ohne Staatsangehorigkeit (Staatenlose BRD-
Mitglieder) gelten die internationalen volkerrechtlichen und handelsrechtlichen Vertrige
nicht ! Sie haben keinen Schutz vor Verhaftung der BRD-Behorden bei Geldschulden.

6. Friedensvertrag zum ersten Weltkrieg

Der Friedensvertrag muss mit den drei westlichen Allierten (GB, FR, USA) zum ersten
Weltkrieg geschlossen werden. Mit Russland existiert bereits seit dem 3. Mérz 1918 der
Friedensvertrag von Brest—Litowsk[g_gl. Russland hat sich 1990 an diesen Friedensvertrag
gehalten. Es hat sich auf die im Friedensvertrag festgelegten Grenzen zuriickgezogen.
Russland hat die Besatzung des zweiten Weltkrieges im Handelsrecht beendet und seine
millitdrische Besatzung (in Mitteldeutschland) aufgegeben. Lediglich das Gebiet Konigs-
berg ist noch besetzt.

Mogliche Szenarien im Jetzt sind im Flughafen von Denver an die Wénde gemalt. Inter-
essant sind die Gemaélde “Der grofe Krieg” und “Der grofe Frieden”. Das Bild [20] zeigt

83http://www.1000dokumente.de/index.html?c=dokument_de&dokument=0011 bre&object=translation&l=de
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den “Grofsen Frieden” und die Moglichkeit der Deutschen Volker den Weltfrieden zu er-
reichen. In der Mitte des Bildes steht ein Junge der die Waffen dieser Welt auf einem
Amboss zerschlagt. Es handelt sich um einen deutschen Jungen, mit bloden Haaren und
bayrischer Tracht, entsprechend dem amerikanischen Klischee von einem Deutschen.

Bild 20: “Der grofe Frieden” Portrait in Denver

Informationen zum Thema “Weltfrieden” geben wir u. a. in den Kurzvideos “Steht auf
fiir den Weltfrieden 2.0“ F und “Weltfrieden 3.0F°] Neben der deutschen gibt es auch
eine russische@l und eine englische[ﬂ Version dieses Videos.

Wenn wir uns die Abdankungsurkunde des Deutschen Kaisers vom 28. November 1918
ansehen, wird uns bewufst, daf die preukischen Beamten aufgefordert werden das Reich
zu retten. Preuflische Beamte sind: Gemeindevorstdnde, Amtmaéanner, Biirgermeister und
Missionsleiter.

84https: / /www.youtube.com /watch?v=y4lm6d7oxFM
85https://www.youtube.com/watch?v=-EeNP9ouu 0

86Bcrapaiire 3a Mup Bo BeeM mmpe! https:/ /www.youtube.com /watch?v=xx3phyLTLyA
8TWorld Peace https://www.youtube.com/watch?v=LNzCPbUr CE
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Steht auf fiir den Aufruf an das

Weltfrieden ! deutsche Volk

Steht auf fiir den Weltfrieden 2.0 Weltfrieden 3.0

Bild 21: Video “Steht auf fiir den Weltfrieden”

Yoh versichte hiardupoh f3r alle Zukunft auf die Haohte
ab der Krcaos Prousuen-usd dle damit varbusdenen Rechte as der
Aeatechen Keimarzrone.

Zugleish enthiede lob alle Beanteo 8e8 D;'.lttahon Beloher
wod Prﬂu_unl sowise alls Offiziere, Ustarorfiziers und Nams—

ers Boar,

sohaften dor Mariné, dow Protussisched Heerss und der Truppén ﬁﬂwll“
der Bupdeskontiogente deo !.fllv_l_&ll, den mie Mir als itrem wm, ﬁujthl s f\ﬂ"ﬂ’ b Sbuigs.
Eaimer, Kinig und Obersten -3'.:0&1&170_",."5!'105!!-‘- babes. -Iek
srearts von ihoea, 4ees sle bie zue Iln-a'r‘t_“n des Deotachen
-Reiche den Ipbabera der L-.uhbll.rhon:.hplt io Dentsobland
h.o‘uu, das Denteche Volk gegen fll-»-phhoil« defsbren der
-in:-uhi-', der Hopgeranot usd dﬂ-m&i;t.ﬂ-ﬂ  sohfitses.

If;rknnlllidh dnter Unssrer H3oBsteigenhindigen Unter—
Sabrift med beigedruckten Ksiserliohen Inwiegsl.

| Qegeven Ameromgen, ﬂﬂ“.lw 1918,

Bild 22: Abdankungsurkunde des Deutschen Kaisers
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7. Schlusswort

Dieses Buch ist nicht als Herausforderung an das BRD-System zu sehen. Es ist eine
Aufforderung an alle, sich mit der wahren Geschichte unseres Landes zu befassen. Glaubt
nicht blind das, was von den Besatzern in unsere Geschichtshiicher geschrieben wurde.
In einem besetzten Land bestimmt immer der Besatzer welches Wissen in den Schulen
und den Medien (Fernsehen, Zeitungen und Verlage) verbreitet wird. Im Bewufstsein
dieser Tatsachen ist dieses Buch ein Appell an alle Bedienstete im BRD-System sich zu
fragen:

,Diene ich dem Land, dem Volk, den Kindern, Frauen und Ménnern oder
einem System, das die Freiheit und Selbstbestimmung jedes Einzelnen immer
mehr einschrankt*?

,Bin ich nicht selbst als Frau und Mann letztendlich betroffen aber auch
verantwortlich fiir das was in unserem Land geschieht*?

. Welches Erbe will ich der nidchsten Generation, unseren Kindern und Enkeln,
hinterlassen*?

Der franzosische Feldherr und Kaiser Napoleon Bonaparte sagte:

“ES GIBT KEIN GUTMUTIGERES, ABER AUCH KEIN
LEICHTGLAUBIGERES VOLK ALS DAS DEUTSCHE. KEI-
NE LUGE KANN GROB GENUG ERSONNEN WERDEN,
DIE DEUTSCHEN GLAUBEN SIE. UND UM EINER PA-
ROLE WILLEN, DIE MAN IHNEN GIBT, VERFOLGEN
SIE IHRE EIGENEN LANDSLEUTE MIT NOCH GROSSE-
RER ERBITTERUNG, ALS IHRE WIRKLICHEN FEIN-
DE.”

Es bleibt zu hoffen, daf es genug Frauen und Ménner gibt, die selbst denken und nicht
zu denen gehoren, die ihre eigenen Landsleute erbitterter verfolgen als ihre wirklichen
Feinde.

Unser Ziel ist der Friedensvertrag.

Seit dem Beginn des ersten Weltkrieges befindet sich unser Land im Kriegs-und Be-
lagerungszustand. Im Jahre 1918 wurde dieser Zustand durch eine Waffenstillstands-
vereinbarung unterbrochen. Was ein Waffenstillstand bedeutet, wird im Artikel 36 der
Haager Landkriegsordnung definiert:
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Art. 36 [Folgen des Waffenstillstandes; Aufnahme der Kampthandlungen|

Der Walffenstillstand unterbricht die Kriegsunternehmungen kraft eines
wechselseitigen Ubereinkommens der Kriegsparteien. Ist eine bestimmite
Dauer nicht vereinbart worden, so konnen die Kriegsparteien je-
derzeit die Feindseligkeiten wieder aufnehmen, doch nur unter der
Voraussetzung, daft der Feind, geméft den Bedingungen des Waffenstillstan-
des, rechtzeitig benachrichtigt wird.

Die Beendigung des aktuellen Kriegszustandes / Waffenstillstandes kann nur durch einen
volkerrechtlichen Friedensvertrag erreicht werden. Ein solcher Friedensvertrag kann nur
von jenen souverdnen Staaten oder seinen Organen abgeschlossen werden, die damals
die Kriegserklarungen ausgesprochen haben. In unserem Land besitzen nur die akti-
vierten Gemeinden und Stadte die Reststaatlichkeit. Heute sind die alliierten Lénder
im Handelsrecht. Die Reststaatlichkeit von Groftbritannien und Nordirland liegt beim
Oberhaus, in Amerika beim Kongress und in Frankreich beim Parlament der Kammer
des Oberhauses.

Nach einem richtig abgeschlossenen Frie-
densvertrag ist unser Land wieder voll-
standig souverdn und die Staatsangeho-
rigen konnen ihre Belange selbst bestim-
men. Die Vater des Hambacher Maifestes
haben diesen Weg vorausgesagt. Ihre Fah-
ne war Gold-Rot-Schwarz. Das bedeutet:

O in eine goldene Zukunft

O durch die blutigen Kriege

O aus der dunkelen Vergangenheit der
Besatzung

Bild 23: Hambacher Manifest

Dieses Buch will Mut machen! Wir
haben erfahren, daf uns Polizisten und
Mitarbeiter von handelsrechtlichen Ver-
waltungen ihre Anerkennung bzgl. unseres
Strebens aussprechen, uns mit Hinweisen und Rat unterstiitzen. Selbst Mitarbeiter von
Geheimdiensten machen keine Ausnahme.
Oft handeln Bedienstete der BRD entsprechend interner Dienstanweisungen, da sie Re-
pressalien fiirchten. Sie haben die Pflicht zur Remonstratiorﬁ, wenn sie aufgefordert

88Eine Remonstration (von lateinisch remonstrare ,wieder zeigen“) ist eine Gegenvorstellung oder eine
Einwendung, die ein Beamter gegen eine Weisung erhebt, die er von seinem Vorgesetzten erhalten
hat. Regelungen finden sich in § 63 BBG (bis 2009 § 56 BBG) und § 36 BeamtStG, ehemals § 38
BRRG. Nach den Vorschriften des Beamtenrechts muss der Beamte seine dienstlichen Handlungen
auf ihre Rechtméafigkeit priifen. Hat er Bedenken gegen die Rechtméfigkeit einer Weisung, so muss
er seinem unmittelbaren Vorgesetzten gegeniiber remonstrieren, d. h. gegen die Ausfiihrung der
Weisung Einwénde erheben.
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werden gegen das Internationale Volkerrecht, internationale Handelsvertrage, Menschen-
rechte oder das Internationale Deutsche Recht zu verstofsen.

Jeder sei aufgefordert sich mit der wahren Geschichte unseres Landes zu befassen. Es
ist eine Aufforderung handelsrechtliche und volkerrechtliche Vertréige, das Internationale
Deutsche Recht zu kennen und einzuhalten. Es ist eine Auffordung das Recht in einer
souveranen Gesellschaft zu etablieren.
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A. Anhang

A.1. Wichtige Hinweise

Wir — die deutschen Staatsangehorigen — sind verpflichtet unsere Rechte und Pflichten zu
kennen. Im Rechtsverkehr miissen wir auf unseren Rechtsstatus / Rechtskreis hinweisen
und ihn begriinden. Andernfalls betrachten und behandeln uns die Organe der BRD
(bspw. die Firma POLIZEI) wie einen BRD-Biirger.

Man sollte immer die richtige Meldeadresse (d. h. in unserem Fall die Ge-
meinde Neuhaus i. W. und nicht bspw. Paderborn) angeben. Generell ist
darauf zu achten keinen neuen Vertrag mit der BRD abzuschliefien.

Die Angestellten der BRD haben Dienstanweisungen nachdem sie auf systemkritische
Schreiben nicht antworten sollen. Eine schriftliche Antwort (Bestdtigung) von einer
BRD-"Behérde” gegeniiber aktivierten Gemeinden und ihren Mitgliedern ist in der Regel
nicht zu erwarten.

Grundsétzlich empfiehlt es sich nur auf wichtige Schreiben der BRD-"Behérden” (bspw.
gelbe Briefe) zu antworten. Dabei sollte immer auf den Rechtsstatus hingewiesen werden.
Damit diese zugeordnet werden kénnen, wird im Betreff auf das Datum und den Sach-
verhalt hingewiesen. Aktenzeichen der BRD-"Behorden” werden generell nicht
verwendet, da sie in einen Vertrag fiihren konnen. Um sich Schreibaufwand zu
sparen ist es sinnvoll Textbausteine zu nutzen; so wie es BRD-"Behorden” auch tun.
Im Rechtsverkehr mit Staats- und Handelsbehorden hat die Position der Unterschrift
folgende Bedeutung:

O links unterschreibt der Schuldner (Beamte / Angestellte der Behorde)
O mittig unterschreibt die neutrale Person / Institution (Kaufmann / Gemeinde)
O rechts unterschreibt der Glaubiger (Staatsangehoriger)

Schreiben von BRD-"Behorden” sind u. a. zu priifen auf: Siegelbruch, Paraphen, gerichts-
feste Unterschrift, im Auftrag (keine Haftung) / in Vertretung, Ausklammerungen und
Unterschriften in “Késten”.

Es ist empfehlenswert immer ein Schritt nach dem anderen tun, d. h. nicht zu viele “Bau-
stellen er6ffnen”. Nur so behilt man den Uberblick und kann Reaktionen von Behérden
gut zuordnen. Beim jedem Kontakt (mindlich / schriftlich) sollte man freundlich sein.

Bei jedem Schreiben auf den § 119 BGB von 1896 “An-
fechtung wegen Irrtums” hinweisen!

Es empfiehlt sich immer alle Rechtsebenen per FAX anzuschreiben, wie z. B.
Kreis, Innenministerium NRW und das Innenministerium der BRD anzuschreiben!

83



Beispiel: Wenn wir den richtigen gelben Schein (Ahnennachweis bis vor 1914) beantragen
und uns Steine in den Weg gelegt werden, dann spricht man zuerst mit der fiir die
Deutsche Frage zustédndige Person. Diese ist der Leiter des Einwohnermeldeamtes (fiir
BRD-Angehdérige ist der Biirgerservice zustindig!).

Sollte diese zustandige Person nicht korrekt nach den Alliierten Anweisungen arbeiten,
wendet man sich an die Deutsche Frage zustandigen Personen@ im Innenministerium
NRW und dem Innenministerium der BRD. Diese verantwortlichen Personen koénnen
tiber internationale Firmenregister (D&B, Manta, Hoppenstedt) recherchiert werden.
Jeglicher Schriftverkehr mit der BRD muss gerichtsfest per FAX erfolgen.
Wenn das nicht zum Erfolg fiihrt stellt die Gemeinde als staatliche Gebietskdrperschaft
eine internationale Strafanzeige / Strafantrag bei der UNO, den fiinf Alliierten und den
zustandigen Behorden der Alliierten (bspw. Area Claims Office (ACO) in Bielefeld) sowie
der BRD-Behorden.

A.2. Zitate
Zitate zum ersten Weltkrieg

,Ein solches Land und Volk (Deutschland) kann nur durch Spionage und ge-
waltsame Plane vom Wettbewerb in der allgemeinen Hochkultur der Mensch-
heit ausgeschaltet werden.”

Richard Burdon Viscount Haldane 3. August 1911

,Die Friedensliebe des deutschen Kaisers biirgt uns dafiir, daft wir den Zeit-
punkt des Krieges selbst zu bestimmen haben werden‘

Sasonow russischer Auflenminister November 1913

,Wann immer es England zulaft, werden Frankreich und Rufsland {iber Deutsch-
land herfallen®.

Colonel House,Berater des amerikanischen Prdsidenten Wilson Mai 1914

sWilhelm II war der einzige dieser nationalen Fiihrer, der, als er entdeckte,
daf ein européischer Krieg drohte, die grofiten Anstrengungen machte, den
Krieg zu unterdriicken®.

US-Senator Owen im Marz 1926

89Der Innenminister ist beispielsweise der Geschiftsfiihrer der Firmenbehorde Innenministerium.
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Besorgniserregende Zitate

Einige der folgenden Zitate stellen unserer Meinung nach einen Hochverrat bzw. Aufruf
zum Volkermord dar. Jeder sollte sich seine eigene Meinung bilden.

,Denn wir haben wahrlich keinen Rechtsanspruch auf Demokratie und soziale
Marktwirtschaft auf alle Ewigkeit.“

Angela Merkel, Rede am 16.06.2005 zum 60-jihrigen bestehen der CDU

,Es ist Aufgabe der Politik, das Bedrohungsgefiihl in der Bevélkerung zu
starken.”

Angela Merkel, 03.02.2003 im Prasidium der CDU

Es ist beim Regieren sehr hinderlich, wenn man sich beim Andern der Ver-
fassung an die Verfassung halten muf.”

Wolfgang Schduble

»»1us ist Aufgabe der Politik, das Bedrohungsgefiihl in der Bevolkerung zu
starken.”

Angela Merkel am 03.02.2003 im Prdsidium der CDU

,Wir sollten das Wiedervereinigungsgebot aus der Praambel des Grundgeset-
zes streichen.”

Joschka Fischer, “Die Welt” vom 29.Juli 1989

,Deutschland verschwindet jeden Tag immer mehr, und das finde ich einfach
grofartig.“

Jirgen Trittin, Bindnis90/Die Grinen, FAZ vom 02.01.2005
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,Deutschland muss von aufien eingehegt, und von innen durch Zustrom he-
terogenisiert, quasi verdiinnt werden.“

aus Joschka Fischers Buch “Risiko Deutschland”

,Es geht nicht um Recht oder Unrecht in der Einwanderungsdebatte, uns
geht es zuerst um die Zuriickdréangung des deutschen Bevolkerungsanteils in
diesem Land.”

Vorstand der Biindnis90/Die Griinen von Miinchen

,Wir, die Griinen, miissen dafiir sorgen, so viele Auslander wie moglich nach
Deutschland zu holen. Wenn sie in Deutschland sind, miissen wir fiir ihr
Wahlrecht kdimpfen. Wenn wir das erreicht haben, werden wir den Stimmen-
anteil haben, den wir brauchen, um diese Republik zu verédndern.”

Der Neomarxist und Jude Daniel Cohn Bendit (auch Hosentiirl-Bandit
wegen seinen pdadophilen Neigungen und Kindermissbrauch genannt'), von
den GRUNEN

,Deutsche Nation, das ist fiir mich iiberhaupt nichts, worauf ich mich positiv
beziehe — wiirde ich politisch sogar bekampfen.”

Franziska Drohsel, SPD Bundesvorsitzende der Jusos bei Cicero-TV

,Deutschland ist ein Problem, weil die Deutschen fleifliger, disziplinierter
und begabter als der Rest Europas (und der Welt) sind. Das wird immer
wieder zu ‘Ungleichgewichten’ fiihren. Dem kann aber gegengesteuert werden,
indem so viel Geld wie nur moglich aus Deutschland herausgeleitet wird.
Es ist vollkommen egal wofiir, es kann auch radikal verschwendet werden —
Hauptsache, die Deutschen haben es nicht. Schon ist die Welt gerettet.*

Joschka Fischer, Biindnis90/GRUNE
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JWir wollen, daft Deutschland islamisch wird.”

Cem Ozdemir, B@'ndnisQO/Die Grinen, auf Bemerkung von Susanne
Zeller-Hirzel (letzte Uberlebende der Weiffen Rose; Widerstandsgruppe im
3. Reich)

,Deutsche sind Nichtmigranten, mehr nicht!*

Claudia Roth, Biindnis90/Die Grinen

,Ich wollte, dafl Frankreich bis zur Elbe reicht und Polen direkt an Frankreich
grenzt.”

Sieglinde Frief$, Biindnis90/Die Griinen vor dem Parlament im Bundestag,
FAZ vom 6.9.1989

,Deutsche Helden miisste die Welt, tollwiitigen Hunden gleich, einfach tot-
schlagen.” Joschka Fischer, B90/Die
Griinen

,Die Frage, [ob die Deutschen aussterben|, das ist fiir mich eine, die ich an
allerletzter Stelle stelle, weil dieses ist mir, also so wie sie hier gestellt wird,
verhédltnismafig wurscht.“

Renate Schmadt, SPD und ehem. Bundesfamilienministerin, am 14.3.1987
im BR

Souveranitat

”[...] und wir in Deutschland sind seit dem 08. Mai 1945 zu keinem Zeitpunkt
mehr voll souverdn gewesen |...|"

Wolfgang Schduble am 21.11.2011

“Wir haben unseren Auftrag nicht vom Deutschen Volke,
sondern von den Alliierten!”

Konrad Adenauer, deutscher Bundeskanzler
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“Bundeskanzler der Alliierten!”  Herbert Wehner, Mitglied des Bundestages

”[...] mit der Kapitulation der Deutschen Wehrmacht am 08. Mai 1945
ist das Deutsche Reich nicht untergegangen. Es gibt keinen volkerrechtlich
wirksamen Akt durch den die 6stlichen Teile des Deutschen Reiches von die-
sem abgetrennt worden sind ... unser politisches Ziel bleibt die Herstellung
der staatlichen Einheit des Deutschen Volkes in freier Selbstbestimmung.”

Theo Waigel auf Schlesiertreffen in 1989

,lch sage Fuch, wir haben gar keine Bundesregierung. Wir haben — Frau
Merkel ist Geschéftsfiihrerin einer neuen Nichtregierungsorganisation hier in
Deutschland. Das ist das, was hier ist.“

Sigmar Gabriel, Feb. 2010

“Deutschland wird nicht mit dem Ziel der Befreiung besetzt,
sondern als eine besiegte feindliche Nation zur Durchsetzung alliierter Inter-
essen.”

Amerikanische Regierungsanweisung ICG 1067, April 1945

“Germany is an occupied country, and it will stay that way.”

Barack Obama, US-Prisident bei seinem Truppenbesuch 2009 in Rammstein

,Diejenigen, die entscheiden, sind nicht gewahlt und diejenigen, die gewéhlt
werden, haben nichts zu entscheiden.”

Horst Seehofer 2011

90

(vgl. “Welt” vom 4. Juli 1994)
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Allgemeine Zitate

LWir beschliefsen etwas, stellen das dann in den Raum und warten einige
Zeit ab, ob was passiert. Wenn es dann kein grofes Geschrei gibt und keine
Aufsténde, weil die meisten gar nicht begreifen, was da beschlossen wurde,
dann machen wir weiter — Schritt fiir Schritt, bis es kein Zuriick mehr gibt.”

Jean-Claude Juncker 1999 tber die Biirokratie in Briissel

,Bezweifele nie, daf eine kleine Gruppe von Menschen die Welt verdndern
kann. Tatséchlich ist dies das Einzige was je etwas verandert hat.”

Margaret Mead, Das Geldsystem in 6 Minuten]’]

“In Zeiten globalen Betrugs gilt es als revolutionére Tat, wenn man die Wahr-
heit sagt.”

George Orwell

"Zuerst ignorieren sie dich, dann lachen sie iiber dich, dann bekédmpfen sie
dich und dann gewinnst du!"

“Ziviler Ungehorsam wird zur heiligen Pflicht, wenn der Staat den Boden des
Rechts verlassen hat.”

"Wer Unrecht, das ihm zugefiigt wird, schweigend hinnimmt macht sich mit-
schuldig."

Mahatma Gandhi

"Seid misstrauisch gegen ihre Macht, die sie vorgeben fiir euch erwerben zu
miissen!"

"Seid unbequem, seit Sand, nicht Ol im Getriebe der Welt!"

Ginter Eich

9http: / /www.youtube.com /watch?v=aVE4JD Mq A
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,Die Grofsen horen auf zu herrschen, wenn die Kleinen aufhéren zu kriechen.

Friedrich Schiller

“Der auf den Grund geht gehorcht sich selbst;
Unwissenheit tut was ihr diktiert wird.”

Thomas Paine, Rechte des Menschen

“Wenn Du merkst, dafs Du ein totes Pferd reitest, steig ab!”

Indianerweisheit

,Was allgemein als ausgemacht gilt, verdient am meisten untersucht zu wer-
den.”

Georg Christoph Lichtenberg

,Niemand ist hoffnungsloser versklavt als jene, die félschlicherweise glauben,
frei zu sein.

Johann Wolfgang von Goethe

“Die Wenigen, die das System verstehen, werden so sehr an seinen Profiten
interessiert oder so abhingig sein von der Gunst des Systems, daf aus deren
Reihen nie eine Opposition hervorgehen wird. Die grofse Masse der Leute
aber, mental unfdhig zu begreifen, wird seine Last ohne Murren tragen, viel-
leicht sogar ohne zu mutmafen, daff das System ihren Interessen feindlich
ist.”

Rothschild 1863
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Wenn man das Ol kontrolliert, kontrolliert man die Nationen, kontrolliert
man die Nahrungsmittel, so kontrolliert man die Vélker.”

Henry Kissinger, Friedensnobelpreistrdger

,Wir stehen am Rande einer weltweiten Umbildung. Alles, was wir brauchen
ist die richtige, allumfassende Krise, und die Nationen werden in die Neue
Weltordnung einwilligen.”

Dawvid Rockefeller, 1991

“Man schafft niemals Verdanderung, indem man das Bestehende bekdmpft.
Um etwas zu verandern, baut man neue Modelle, die das Alte iiberfliissig
machen.”

Buckminister Fuller

"Natiirlich, das einfache Volk will keinen Krieg [...| Aber schlieflich sind
es die Fiihrer eines Landes, die die Politik bestimmen, und es ist immer leicht,
das Volk zum Mitmachen zu bringen, ob es sich nun um eine Demokratie,
eine faschistische Diktatur, um ein Parlament oder eine kommunistische Dik-
tatur handelt. [...| Das ist ganz einfach. Man braucht nichts zu tun, als dem
Volk zu sagen, es wiirde angegriffen, und den Pazifisten ihren Mangel an Pa-
triotismus vorzuwerfen und zu behaupten, sie brichten das Land in Gefahr.
Diese Methode funktioniert in jedem Land."

Interview mit Gustave Gilbert in der Gefingniszelle, 18. April 1946,
Niirnberger Tagebuch S. 270
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A.3. Dokumente inkl. Schreiben von BRD-"Behorden”

10.

11.

. Person, Mensch, freie Frau, freier Mann - was ist damit gemeint?

Eintragung der NGO “Germany” bei der UNO

Stadt Aschaffenburg: ,Pass und Personalausweis keine Nachweis der deutschen
Staatsangehorigkeit

Landkreis Demmin: ;... daf es eine Staatsangehorigkeit der Bundesrepublik Deutsch-
land, ...., nicht gibt.“ (2 Seiten)

Bayerisches Verwaltungsgericht Regensburg: ,§ 15 GVG und Gesetze weggefallen

Bundesministerium der Justiz, Bonn: ,Uberleitungsvertrag und damit die Besat-
zung noch in Kraft“

Protokoll des franzosischen Vorsitzenden zum 2 + 4 Vertrag: ,Kein Friedensver-
trag"

. Schulamt des Kreises Rendsburg-Eckernforde: ,Ubernahme in das Beamtenver-

héltnis auf Probe nur fiir ,,EU-Staatsangehorige”. Da die EU kein Staat ist, kann
es auch keine , EU-Staatsangehorigkeit geben. Deutsche Staatsangehorige konnen
keine Beamte auf Probe werden !I* (2 Seiten)

ZPOEG vom 22.12.2011 mit Ausfertigungsdatum 30.01.1877
StPOEG vom 29.07.2009 mit Ausfertigungsdatum 01.02.1877

Nr. 354B Anlage 2, Protokoll des franzosischen Vorsitzenden
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UNO-Quelle:

http://esango.un.org/civilsociety/showProfileDetail.do?method=showProfileDetails&profileCode=43653

UNO NGO Branch: Listed Germany

Stand: 27.10.2011

@dvan{;gq Seqrcn SearchiC30 Database ‘

N
v@n‘& NGO Branch
A éil/ United Nations Department of Economic and Sacial Affairs

Quadrennial Reports

Clck here »

7R
WWW.LN.0Fg/2c0s0c/ngo
NGO Branch o
German »Civil Society Database
About us F
_ ) o »Organizational Qverview
Contact us (1Y Consultative Status | Meeting Participation
»Consultative Stetus
ECOSOC Status View General »Sustainable Development
Introducti — » Socisl Development
e Organization name: Garmany N
Apolying for Stat
e Headquan‘gm address s¥Financing for Development
Committes on NGOs § ¥rFomests
Address: Not Availzble ———
NGOREporee Syetery Country Not Available
NGO Participation Oranization type: Non-governmental arganization »Paricipaicy
. »Add tional Profil
M Languages: + English . ‘“f“'lza “"rt';, s
Functional Commissions Py irLOBUEEs
Status
High Level Segment »Login
Calendar of Events
Conference Registration Oniine Application

Applying for s
ECOS0C iy
Consultative Status?

C50 Net
. Click here »
Quadrennial Reports
Quadrennial report UN Grounds Pass
ldue? Read more on @ Obtzining a UN -
our updated page. Grounds Pass
Click here » Click here »
€S0 Net Conference Registration
Vit C30 Net - the Registering for a UN
Civil Society Conference?
Hetwork
Click here »

Aussenminister Genscher hat am 03.Oktober 1990 im Auftrag der 5 Alliierten die
Bundesrepublik Deutschland (,BRD“) bei der UNO abgemeldet und an Stelle dessen
Deutschland ,Germany“ angemeldet. Status von Deutschland/Germany seit Anmeldung
durch Genscher bei der UNO: gelistet als Nicht-Regierungsorganisation, englisch: NGO.

Ein Staat mit dem Namen Bundesrepublik Deutschland existiert bei der UNO nicht.



Aschaffenburg Online - Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit 19.11.13 20:04

Dienstag, 19. Novernber 2013

STADT
ASCHAFFENBURG

Startseite | Biirger in Aschaffenburg | Blrgerservice | Staatsangehorigkeits- wesenl Feststellung der
deutschen Staatsangehorigkeit

FESTSTELLUNG DER DEUTSCHEN STAATSANGEHORIGKEIT

Fur die Feststellung der deutschen Staatsangehorigkeit kann ein Staatsangehérigkeitsausweis beantragt
werden.

Der Bundespersonalausweis oder der deutsche Reisepass sind kein Nachweis Uber den Besitz der
deutschen Staatsangehorigkeit. Sie hegriinden lediglich die Vermutung, dass der Ausweisinhaber die
deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt.

Die deutsche Staatsangehdrigkeit wird durch eine Staatsangehérigkeitsurkunde
(Staatsangehdrigkeitsausweis) nachgewiesen.

Die Gebiihr fur einen Staatsangehorigkeitsausweis betrégt 25 Euro.

LINKS

[ Bayerisches Staatsministerium des Inneren

[2 weitere Informationen

KONTAKT ZUR STADTVERWALTUNG

Stadt Aschaffenburg
Blrgeramt

Dalbergstr. 15

63739 Aschaffenburg

Telefon: 06021 330 - 1481
Telefax: 06021 33 06 26
Email: M buergeramt@aschaffenburg.de
t schaffe
http:/ fwww.aschaffenburg.de/de/Buerger_in_Aschaffenburg/Buergerser . tellung_der_deutschen_Staatsangehoerigkeit/normal/badc/index.htmi Seite 1 von 1

Der Hintergrund ist, dafs sowohl Personalausweis wie auch der Reisepass ohne vorherige
Priifung der Staatsangehorigkeit ausgestellt werden.
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NDKREIS DEMMIN
¢ I LANDRAT

B (ALY
/ ! a‘? 38 eﬁ'f—
> \__“ 2 HAUPTRIENSTGEBAUDE
< ‘

Hausnschrifl
Adolf-Pompe-Strale 12+ 15
17109 Demmin

17102 Demmin

| NEU: www.landkreis-demmin.de |
Amt
Frau Ordnungsamt

Frau Affeldt 319
17153 Stavenhagen Sie finden uns & Tel-Nr.:
Hanseufer 3 (03998) 4 34-3 85
E-Mail-Adresse

Demmin - Der Landrat - PF 12 54 - 17102 Desmin Pomach 1256 38 S O oty 42430

Datum und Zeichen [hres Schreibens Mein Zeichen On Datum
33.30.20 Demmin 1. Miirz 2006

Antrag auf Einbiirgerung vom 24. November 2005

Sehr geehrte Frau I,

eine Grundvoraussetzung fiir eine Antragstellung auf Einbiirgerung ist, dass der Antragsteller
Auslander ist.

Sie geben an, Staatébﬁrgerin der DDR zu sein und die Staatsangehdrigkeit der Bundesrepublik
Deutschland erwerben zu wollen.

Personen, die die Staatsangehdrigkeit der ehemaligen DDR besafBen, waren aber auch deutsche
Staatsangehdrige. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem Beschluss vom 21. Oktober 1987
— 2BVR 373/83 — BVerfGE 77, 137 Ausfithrungen zum Fortbestand der einheitlichen deutschen
Staatsangehorigkeit gemacht. Daraus ergibt sich, dass der Erwerb der Staatsbiirgerschaft der
DDR zum Erwerb der deutschen Staatsangehdrigkeit gefilhrt hat. Grundsétzlich sind alle
Personen, die bis zum Ablauf des 2. Oktober 1990 die Staatsbilrgerschaft der DDR besessen
haben, mit der Herstellung der Einheit Deutschlands — in den Grenzen des ordre public —
deutsche Staatsangehorige geblieben. Die Bundesrepublik Deutschland hatte am Fortbestand
einer fiir alle Deutschen geltenden gemeinsamen deutschen Staatsangehdrigkeit im Sinne des
Reichs- und Staatsangehtrigkeitsgesetzes (RuStAG jetzt StAG) von 1913 stets festgehalten. Aus
dem Grundsatz ‘des Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt, dass es eine
Staatsangehorigkeit der Bundesrepublik Deutschland, deren Erwerb Sie anstreben, nicht gibt.

AUSSENSTELLE ALTENTREPTOW AUSSENSTELLE MALCHIN KONTO DER KREISKASSE

Bnmnenstr, & Posifach 15 69 Fritz-Revter-Plaz § Posfach 12 €2 Sparkasse Neubrandenbarg-Demmin
17087 . 17081 Al P 17139 Makhin 17132 Malchin Kio -Nr. 310007305
®  Vemittung (D3961)2 700 ®  Gesundhcilamt (I9M) 2999884 (BLZ 15050200)
Telefax (039 61)270-200 Jugendami (IS IR
Telefax (03954) 23579

96



2

Ein Antrag auf Einbiirgerung kann nur ein Auslinder stellen, also eine Person, die njcht
Deutscher im Sinne des Art. 116 Abs. 1 Grundgesetz ist. Threr Antragstellung nach zu beurteilen,
ist dies bei Thnen offensichtlich nicht der Fall.

Es wird Thnen hiermit Gelegenheit gegeben Ihren gestellten Antrag schrifilich zuriickzunehmen.
Dieses Schreiben ist gleichzeitig eine Anhdrung im Sinne des § 28 des
Verwaltungsverfahrensgesetzes.

Mit freundlichem Gruf3

Im Aufirag

g

Die Obereinstimmung der vorstenenden/urstonenaen-AbsentHl/Vervisltiitigung mit

g Houtrag Cef &edstralriesy v b Wb Jeos
/ (penaue Befeichaung des Sehrinsisties) 174 -
wird hiermit amtlich beglaubigt.
Dis amtliche Beglaubigung dlent zur Vorlage bei
’ o OF

Anschreiben des "Landkreises Demmin ", im Blatt 1 den beiden untersten Zeilen wird klar
gesagt, daB es eine Staatsangehérigkeit der "Bundesrepublik Deutschland” nicht gibt.
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Baysrisches Verwaltungsgericht Regensburg

Eimone, Vars GOSRTX, PORGRSN 110126, 3014 Naaaniugs

Per Tglafax

Herm

gmfrldsizmr

94588 Dswald

e s T s IRt s, O P
02.06,2010 urdd GSL-0228 400 07.06.2010
03.05.2010

ihre Anfragen vom 02.08.2010 und 03.05.2010

Sahr geshrior Herr Mocker, :

im Auftrag des Herm Priisidentsn beantworte ich thnen ihe o, g. Schraiben.

2um Schreiben vom 02.05,2010:

Das von Ihnen angefOhrts Verfahren wird beim Landgericht Pessau betriaban. Dia Dienst-
mm (bar das Landgericht Passau wird pight vom Verwaitungsgencht Regenaburg ge-

Zum Schrelben vom 03.08.2010:
2:mlhmaufosl’ﬁhmsunmdndniﬁwtmehramhm‘nmhsﬂevemmggml—
Mit froundiiohen Griften
v odie Richicgkeid dieses
Schreibeq ofeb/ [Herr
red  Glr
Wmh:m. m:mm Altstacious ) 8022:0 pasismsadivp-r hayern.ge
xm;;ag: mmm %ﬂz . m»m’

Der § 15 des Gerichtsverfassungsgesetzes (GVG) besagte: “Die Gerichte sind Staatsge-
richte.”
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Bundesministerium der Justiz Berlin, den 29. Marz 2004

Postanschrift:
Bundesministerium der Justiz, 11015 Berli

Geschaftszeichen: E 4 - 9161 Il E2 355/2004 Hausanschrift: Mohrenstrate 37, 10117 B
(bei Antwort bitte angeben) ; Lieferanschrift: Kronenstrafe 41, 10117 B«
Telefon: 01888580-0
(030)2025-70

bei Durchwahl: 0 18 88 580 - 95 14
(030)2025-95 14
Telefax: 01888580-9525
(030)2025-9525

Schutzbund der Kreditnehmer

Landesverband Hessen e. V. EINGEGANGEN
- Postfach 1253. :
35315 Homberg / Ohm 31 MRZ 2004
T Betr.  Uberleitungsvertrag

Bezug: |hr Schreiben vom 20. Marz 2004

Sehr geehrter Herr Weisheit,

vielen Dank fur [hr Schreiben vom 20. Marz 2004, mit dem Sie sich nach der Geltung von
Artikel 2 des Uberleitungsvertrages erkundigt hatten.

- lhre Ahnéhme, wonach Artikel 2 Abs. 1 des Uberleitungsvertrages (BGBI. 1955 11 S. 405)
& weité?hin in Kraft sei, ist zutreffend. In der Vereinbarung vom 27. / 28. September 1990 zu
dem Vertrag tiber die Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den drei ‘
Méachten (in dér geanderten Féssung) sowie zu dem Vertrag zur Regelung aus Krieg und Be-

satzung entstandener Fragen (in der geanderten Fassung) (BGBI.1990 II S. 1386) ist unter ‘
Ziffer 3 bestimmt, dass unter anderem Artikel 2 Abs. 1 des Uberleitungsvertrages in Kraft

bleibt.

Mit freundlichen Gn‘if&en
Im Auftrag

(Dr. Hiestahd\ '
Der Uberleitungsvertrag regelt die Besatzung der deutschen Gebiete. Da dieser Vertrag
weiterhin in Kraft ist, scheint Deutschland noch immer durch die Alliierten besetzt zu

sein.
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Schulamt £
des Kreises Rendsburg-Eckernférde

Kreis Rendsburg-Eckemnférde « Postfach.905 - 24758 Rendsburg

Auskunft erteilt:

; i Frau Luer
Frau ; Durchwahl: . D4331/202-543
¢ Fax-Nr.: '04331/202-263
Zimmer: 611

E-mail-Adresse:
Christiane.lueer@schulamt.landsh.de

d.d. Schulleitung

Ihr Zeichen, [hr Schreiben.vom .Mein Zeichen, mein Schreiben vom Rendsburg

FE5.3 : 20.01.2014

. Ubernahme in das Beamtenverhaltnis auf Probe

Sehr geehrte Frauyuijme,

es ist beabsichtigt, sofern die beamtenrechtiichen Voraussetzungen erfiill sind, Sie zum
-néchstmoglichen Termin in das Beamtenverhaltnis auf Probe zu Ubernehmen.

Wenn Sie. damit einverstanden 'sind," bitte ich Sie, die nachstehend gekennzeichneten
Unterlagen an.das Schulamt des Kreises Rendsburg-Eckernférde zurlickzusenden:
. Einverstandniserkldrung ey
« Erklérung Uber Vorstrafen oder schwebande Strafverfakiren
(e Nachweis der EU-Staatsangehérigkeit

. Eine Auskunft aus--dérn::Bun'deszentralregist‘er wird durch das 'Ministerium fir Bildung und
Wissenschaft des Landes' Schieswig-Holstein angefordert.

Wegen der amtsarztlichen ‘Untersuchung erhalten Sie ein weiteres Schreiben.

Mit freundlichen GriiRen
a2 et _,_,._‘::.-_\J «—4—-{\_
A. Dube '

Schulratin - . .. Anlagen
T:\Sekretariat\Christiane.LueenObernahme
‘ ’ Beamtenvidubernahme-beamte-ansch-lehrkraft.doc
Dienstgebaude: - - Telefon: 0.43 31/20.20 Konten der Kreiskassa: 3 ;
KaiserstraBe 8_ Telefax: 0 43 31/2 02-295 ~- * 'Férde Sparkasse (BLZ 210501 70) Konto-Nr. 144 006
| 24768Rendsburg . - AL DR OOl GISONOLADERINE. | - oo
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Vor- und Zuname ..} e TTE LI COURTOTN

Anschrift .

Erkldarung

Mir ist bekannt, dass meine Ernennung zur/zum Beamtin/Baam{éﬁ nichtig ist, wenn ich nicht die
Staatsangehérigkeit eines Mitgliedsstaates der Européischen Union* besitze, -

Eine von der Behérde ausgestelite, Urkunde, die den vollen Beweis meiner Staatsangehérigkeit
_erbringt (Staatsangehérigkeitéurkunde, Urkunde tber die Efgensch_aﬁ als Deutscher, Einburgerungs- ?

urkunde), besitze ich nicht.
e i e

Mir sind jedoch auch keine Tatsachen bekannt, die dagegen sprechen kénnten, dass ich die oben

-~

genannten Bedingungen erfille.

" loh bin im Besitze des Bestatigung durch eine Behérde:

Reisepasses
Der nebenstehend bezeichnete

‘| Reisepass/Personalausweis

hat vorgi;elegen

(wenn Rejsepass nicht vorhanden ist und erst

beantragt werden misste);

Personalausivei :
( N* -----------

- ausgestellt_ ) ht .
von .L[lt’.\df S.hCLLL. {.K( E—L

‘(Unterschrift

* Ausnahmen k8nnen fiir Bewerberinnen und Bewerber bestehen, die als Fiuchﬂfnge oder Vertriebene deutscher )
Volkszugehbrigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkémmling in dem Gebiete des Deutschen Reiches nach dem Stande vom
31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden haben. S 83 '

En; EU—Staatsangehéﬁgkeit kann es nicht geben, da die EU kein.Staft lilst.D Wir(i}elté
durch die Erklarung “Staatsangehorigkeitsurkunde [. .. | besitze ich nicht” alle Deuts

Staatsangehorige vom “Beamtenstatus” ausgeschlossen?
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Bundesministerium

$ |der.luatiz ]urls

Gesetz, betreffend die Einfitlhrung der ZivilprozeRordnung
Nichtamiliches Inhaltsverzeichnis
ZPOEG
Ausfertigungsdatum: 30.01.1877
Volizitat:
“Gesetz, betreffend die Einfuhrung der ZivilprozeRordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil I, Gliederungsnummer
310-2, verbifentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2011 (BGBI. |
S. 3044) ge#ndert worden ist”

5 Stand:  Zuletzt gedndert durch Art. 4 G v. 22.12.2011 | 3044

Né&heres zur Standangabe finden Sie im Menil unter Hinweise
FuBnote

{+++ Textnachweis Geltung ab: 1. 7.1977 +++)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Eingangsformei

Wir ...

verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, was folgt:
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§1
(weggefallen)
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
= §2
(weggefallen)
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
§3
(1) Die Zivilprozeflordnung findet auf alle biirgerlichen Rechtsstreitigkeiten Anwendung, welche vor die ordentiichen

Gerichte gehéren.
(2) Insowelit die Gerichtsbarkeit in birgerlichen Rechtsstreitigkeiten, filr welche besondere Gerichte zugelassen sind,

durch die Landesgesetzgebung den ordentlichen Gerichten Gibertragen wird, kann dieselbe ein abweichendes Verfahren
gestatien.

Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
§4

FUr burgerliche Rechtsstreitigkeiten, fir welche nach dem Gegenstand oder der Art des Anspruchs der Rechtsweg
2uléssig ist, darf aus dem Grund, weil als Partei der Fiskus, eine Gemeinde oder eine andere Sffentliche Korporation
beteiligt ist, der Rechtsweg durch die Landesgesetzgebung nicht ausgeschlossen werden.

Nichtamtiiches Inhaltsverzeichnis

§§ 5 und & (weggefallen)

Nichtamtliches Inhaltsverzeichni

Nur souverédne Staaten kénnen (neue) Gesetze erlassen, nicht aber Mandatsregierungen.
Die Einfiihrung des (neuen) Gesetzes der ZPO(EG) bedarf offensichtlich des Bezuges
auf das originale Gesetz von 1877 als Basis, sowie der Formulierung “Deutsche Reich” in
der Eingangsformel.

102



Py

Bundesministerium

&ldarludiz - jurls

Einflihrungsgesetz zur StrafprozeBordnung
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis
StPOEG
Ausfertigungsdatum: 01.02.1877
Volizitat:
“Einflthrungsgesetz zur StrafprozeRBordnung in der im Bundesgesetzblatt Teil Ill, Gliederungsnummer 312-1,

verdfientlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1a u. 8 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBI. | 8. 2274)
geéndert worden ist”

Y Stand:  Zuletzt geandert durch Art. 1a u. 8 G v, 29.7.2009 | 2274
Naheres zur Standangabe finden Sie im Mend unter Hinweise
FuRnote

(+++ Textnachweis Geltung ab: 1.1.1977 +++)
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

Eingangsformel

Wir ...
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des Bundesrats und des Reichstags, was folgt:

Nichtamliches Inhaltsverzeichnis

§1
(weggefallen)
Nichtamfliches Inhaltsverzeichnis

§2
-i tliches Inhaltsverzeichnis

§3

(1) Die Strafprozefordnung findet auf alle Strafsachen Anwendung, welche vor die ordentlichen Gerichte gehtren.

(2) Insoweit die Gerichtsbarkeit in Strafsachen, fiir welche besondere Gerichte zugelassen sind, durch die
Landesgesetzgebung den ordentlichen Gerichten Ubertragen wird, kann diese ein abweichendes Verfahren gestatten.
(3) Die Landesgesetze kénnen anordnen, dalt Forst- und Feldriigesachen durch die Amtsgerichte in einem besonderen
Verfahren, sowie chne Zuziehung von Schéffen verhandelt und entschieden werden.

Nichtamtliches Inhalisverzeichnis

§4
I—\lichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§5
(weggefallen)
Nichtamtliches Inhaltsverzeichnis

§6

(1) Die prozeRrechtlichen Vorschriften der Landesgesetze treten fur alle Strafsachen, tiber die gem&R § 3 nach den

Auch hier fiihrt die “BRD” ein neues Gesetz ein und nutzt folgende Eingangsformel
“Wir [...] verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des

Bundesrats und des Reichstags, was folgt:”
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Nr. 354B

Anlage 2
Protokoll des franzbsischen Vorsitzenden

Zusammenkunft der Auflenminister
Frankreichs,

Polens,

Der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken,
Der Vereinigten Staaten von Amerika,

und der Deutschen Demokratischen Republik

in Paris am 17. Juli 1990

Protokoll1

1. Das Prinzip Nr. | hinsichttich der Frage der deutschen Grenzen, aul das sich die sechs
Mitgliedstaaten der in Ottawa eingesetzten Gruppe geeinigt haben, wird durch folgenden Satz
ergiinzt: »Die Bestitigung des endgiiltigen Charakiers der Grenzen wird einen wesentlichen
Bestandteil der Friedensordnung in Europa darstellen.«

2. Der Wortlaut des 2. Prinzips hinsichtlich der Frage der deutschen Grenzen wird wie foigl
gedndert: Die Worte ndie bestehende Westgrenze Polense werden durch dic Worte »die zwischen
ihnen bestehende Grenze« ersetzi.

3. Der Aubenminister der Bundesrepublik Deutschland, Hans-Dietrich Genscher, erklirt, dafl nder
Vertrag {iber die deutsch-polnische Grenze inneshalb der kilrzestmaglichen Frist nach der
Vereinigung und der Wiederherstellung der Souverdnitdt Deutschlands unterzeichnet und dem
gesamtdeutschen Parlament zwecks Ratifizierung unterbreitet werden wird.2

Der AuBenminister der Deutschen Demokratischen Republik, Markus Meckel, hat darauf
hingewiesen, dafl sein Land dieser Erkiirung zustimmL

4. Die vier Siegermiichte erkldren, daB die Grenzen des vercinigten Deutschiand einen endgiiltigen
Charakter haben, der weder durch ein @ufieres Ercignis noch durch dufiere Umstéinde in Frage
gestetit werden kann.
mmmmmmrmmmwnmmmw

rmmummwmmw 7. 1990. Dex “ms.m{m'mm;,s
1369-1370) (c) Oldenbourg Verlag]

Nach dem Volkerrecht (HLKO) befindet sich Deutschland weiterhin im Waffenstillstand
/ Kriegszustand.

104



A.4. FAX-Nummern und Adressen

Folgende Daten konnen sich mit der Zeit &ndern. Deshalb bitten wir darum die Aktua-
litdt zu priifen.

Area Claims Office (North West Europe) G 8

Headquarter Britisch Forces Germany — BFPO 140
Catterick Barracks, Detmolder Str. 440, [33605] Biclefeld
Fax: 0521 - 9254 2545

Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf
Sternwartstralle 31, zu Handen Herrn Topp
[40223] Diisseldorf

FAX: 0211 -9016 200

Bundesgerichtshof D-U-N-S Nr. 551502420
Verantwortlich: Herr Giinter Hirsch, Herr Klaus Tolksdorf,
Herr Wolfgang Schlick

FAX: 0721 - 159 2512

Bundesverfassungsgericht, Karlsruhe D-U-N-S Nr. 332619956
Herr Ferdinand Kirchhof, Herr Andreas Vol3kuhle
FAX: 0721 -9101 382

Bundesministerium des Inneren D-U-N-S Nr. 507111040
Verantwortlich: Herr Thomas de Maiziere
FAX: 030 - 1868 12926

Ministerium fiir Inneres NRW D-U-N-S Nr. 313206849
Verantwortlicher: Herr Ralf Jager
FAX: 0211 - 871 3355

British Forces
Britischer Verbindungsoffizier Herrn lan Grant
FAX: 05254 - 982 3770

030 - 2299 397 Russische Foderation (Botschaft)
030 - 8305 1215 USA (Botschatft)

001 -2129 634 879 UNO, New York

030 - 2758 8221 China (Botschaft)

030 -590 039039  Frankreich (Botschaft)

030 —2045 7579 Grofbritannien (Botschaft)
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Botschaft der U.S.A.

z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militdrregierung Herrn Botschafter S.E. Philip D. Murphy
Pariser Platz 2

14191 Berlin

FAX: 030 - 8305 1215

Botschaft der Russischen Foderation

z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militarregierung Herrn Botschafter S.E.
Vladimir M. Grinin

Unter den Linden 63-65

10117 Berlin

FAX: 030 — 229 9397

Botschaft des Vereinigten Konigreichs von England
z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militdrregierung
Herrn Botschafter Sir Michael Arthur

Wilhelmstr. 70-71

10117 Berlin

Botschaft von Frankreich

z. Hd. Des Hohen Kommissars der Militarregierung Herrn Botschafter Bernard de Montferrand
Pariser Platz 5

10117 Berlin

FAX: 030 —5900 39 110

Botschaft der Volksrepublik China

z. Hd. Herrn Botschafter S.E. Herr Wu Hongbo
Markisches Ufer 54

10179 Berlin

FAX: 030-9651 3119

Supreme Court to hands of Chief Judge Mr. John Roberts E Capitol St NE and 1st St NE
Washington, DC 20001

U.S. Court of Appeals for the Armed Forces to hands of Chief Judge Mr. Andrew S. Effron 450 E.
Street N.W.
Washington, DC 20442

Internationaler Strafgerichtshof (ISTGH), International Criminal Court (ICC)
Maanweg 174
2516 AB Den Haag, Niederlande

Mr. Ban Ki-Moon, Secretary-General
United-Nations

New York, NY

10017 USA

FAX: 001 —2126 8291 85
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A.5. Zehn Strategien die Gesellschaft zu manipulieren
Von Noam Chomsky™

1 — Kehre die Aufmerksamkeit um Das Schliisselelement zur Kontrolle der Gesell-
schaft ist es die Aufmerksamkeit der Offentlichkeit auf Ereignisse umzulenken, damit
man von wichtigen Informationen iiber tatséchliche Anderungen durch die politischen
und wirtschaftlichen Fiihrungsorgane auf unwesentliche Nachrichten ablenkt, der Tech-
nik des stetigen Prasent-Sein. Jene Strategie ist der Grundstein, der das Basisinteresse
aus den Bereichen Bildung, Wirtschaft, Psychologie, Neurobiologie und Cybernetik ver-
hindert. Somit kehrt die 6ffentliche Meinung den wirklichen gesellschaftlichen Problemen
den Riicken zu, berieselt und abgelenkt durch unwichtige Angelegenheiten. Schaffe es,
daf die Gesellschaft beschéaftigt ist, beschiftige sie, beschiftige sie so, damit sie keine
Zeit hat iiber etwas nachzudenken, entsprechend auf dem Level eines Tieres.

2 — Erzeuge Probleme und liefere die Losung Diese Methode wird die ,Problem-
Reaktion-Losung* genannt. Es wird ein Problem bzw. eine Situation geschaffen, um eine
Reaktion bei den Empfingern auszulosen, die danach eine préventive Vorgehensweise
erwarten. Verbreite Gewalt oder zettle blutige Angriffe an, damit die Gesellschaft eine
Verschérfung der Rechtsnormen und Gesetze auf Kosten der eigenen Freiheit akzeptiert.
Oder kreiere eine Wirtschaftskrise um eine radikale Beschneidung der Grundrechte und
die Demontierung der Sozialdienstleistungen rechtzufertigen.

3 — Stufe Anderungen ab Verschiebe die Grenzen von Anderungen stufenweise,
Schritt fiir Schritt, Jahr fiir Jahr. Auf diese Weise setzte man in den Jahren 1980 und
1990 die neuen radikalen sozio-tkonomischen Vorraussetzungen durch (Neoliberalismus):
Minimum an Zeugnissen, Privatisierung, Unsicherheit, was der Morgen bringt, Elastizi-
tat, Massenarbeitslosigkeit, Hohe der Einkiinfte, das Fehlen der Garantie auf gerechte
Lohnénderungen.

4 — Aufschub von Anderungen Die folgende Moglichkeit auf Akzeptanz einer von
der Gesellschaft ungewollten Anderung ist es, sie als ,schmerzhaftes Muss* vorzustellen,
damit die Gesellschaft es erlaubt, sie in Zukunft einzufiihren. Es ist einfacher zukiinftige
Opfer zu akzeptieren, als sich ihnen sofort auszusetzen. Zudem hat die Gesellschaft, die
naive Tendenz negative Veranderungen mit einem ,alles wird gut” zu umschreiben. Diese
Strategie gibt den Biirgern mehr Zeit um sich der Anderung bewusst zu werden und die
Akzeptanz in eine Art der Resignation umzuwandeln.

5 — Sprich zur Masse, wie zu kleinen Kindern Die Mehrheit der Inhalte gerich-
tet an die 6ffentliche Meinung missbraucht die Art der Verkiindung, durch Argumente
oder sogar durch einen gonnerhaften Ton, den man normalerweise in einer Unterhal-
tung mit Kindern oder geistig behinderten Menschen verwendet. Je mehr man seinem
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Gespréichspartner das Bild vor Augen vernebeln will, umso lieber greift man auf diese
Technik zuriick. Warum? Wenn du zu einer Person sprichst, als ob sie 12 Jahre alt wére,
dann, aus dem Grund der Suggestion, wird mit hochster Wahrscheinlichkeit jene Person
kritiklos reagieren oder antworten, als ob sie tatsédchlich 12 Jahre alt wére.

6 — Konzentriere dich auf Emotionen und nicht auf Reflexion Der Missbrauch des
emotionalen Aspektes ist die klassische Technik, das Ziel habend, eine rationale Analyse
und den gesunden Menschenverstand eines Individuums zu umgehen. Dariiber hinaus
offnet eine emotionale Rede Tiir und Tor, Ideolgie, Bediirfnisse, Angste und Unruhen,
Impulse und bestimmte Verhaltensweisen im Unterbewusstsein zu initiieren.

7 — Versuche die Ignoranz der Gesellschaft aufrechtzuerhalten Die Masse soll
nicht fahig sein die Methoden und Kontrolltechniken zu erkennen. Bildung, die der ge-
sellschaftlichen Unterschicht angeboten wird, soll so einfach wie moglich sein, damit das
akademische Wissen fiir diese nicht begreifbar ist.

8 — Entfache in der Bevélkerung den Gedanken, dal® sie durchschnittlich sei
Schaff es, daf die Biirger zu glauben beginnen, dafl es cool und norml sei dumm, vulgér
und ungebildet zu sein.

9 — Wandle Widerstand in das Gefiihl schlechten Gewissens um Erlaube es, da
die Gesellschaft denkt, daf sie aufgrund zu wenig Intelligenz, Kompetenz oder Bemii-
hungen die einzig Schuldigen ihres Nicht-Erfolges sind. Das ,System” wirkt also einer
Rebellion der Bevolkerung entgegen indem dem Biirger suggeriert wird, daf er an allem
Ubel schuld sei und herabwiirdigt damit dessen Selbstwertgefiihl. Dies fiihrt zur Depres-
sion und Blockade weiteren Handelns. Ohne Handeln gibt es ndmlich keine Revolution!

10 — Lerne Menschen besser kennen, als sie sich selbst es tun In den letzten 50
Jahren entstand durch den wissenschaftlichen Fortschritt eine Schlucht zwischen dem
Wissen, welches der breiten Masse zur Verfiigung steht und jenem, das fiir die schmale
Elite reserviert ist. Dank der Biologie, Neurobiologie und der angewandten Psycholo-
gie erreichte das ,System“ das Wissen zur Existenz des Menschen im physischen als
auch psychischen Bereich. Gegenwirtig kennt das ,System™ den Menschen, den einzel-
nen Biirger besser, besser als dieser selbst und verfiigt somit iiber eine grofere Kontrolle
des einzelnen.
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A.6. Briefvorlagen und Formulare

Einige Vorlagen der Gemeinde Neuhaus i. W. liegen im offenen Dokumentenformat
(ODT) vor. Sie kénnen die Datei mit dem kostenlosen freien Programm LibreOfficd™)|
bearbeiten. Die Dateien konnen auf der Internetseite der Gemeinde Neuhaus herunter-
geladen werden:

http:/ /gemeinde-neuhaus.de

Nachfolgend sind folgende Formulare zusammengestellt:

1.

2.

Schreiben an die Krankenkasse (AOK NORDWEST)
Antwortschreiben der AOK NORDWEST
Russischen Anweisungen

Beweisantrage (15) die die Finanzbehorde veranlasst hat beim Amtsgericht alle
Drittschuldnererklarunge zuriick zu ziehen

Schriftverkehr mit dem Hauptzollamt Bielefeld bzgl. der “Kraftfahrzeugsteuer”
(Schenkung)

. Schreiben an die Polizei des Kreises Paderborn

93https://de.libreoffice.org/
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MAX MUSTERMANN
Postfach ...
[33104] Neuhaus in Westfalen

An die Firma zur Kenntnis an die
AOK NORDWEST in Westfalen-Lippe Direktion der AOK NORDWEST
Postfach 1140 Kopenhagener Strale 1
33041 Paderborn 44269 Dortmund
gerichtsfest per FAX an 05251-124-499 gerichtsfest per FAX an 0231-419311139
per Email an ernst.rohe@nw.aok.de, per Email an kontakt@nw.aok.de
...@nw.aok.de,
...@nw.aok.de,
...@nw.aok.de

in Kopie an das Netzwerk der Staatsangehorigen (NESTAG)

z. Hd. Martin Litsch als Vorsitzender des Vorstands der AOK NORDWEST, Herrn Ernst Rohe
(Regionaldirektion Paderborn der AOK NORDWEST), Frau ..., Hermn ...

Betreff: Versuchte rechtswidrige Zwangsanmeldung meiner abgemeldeten juristischen Person
durch die AOK NORDWEST

Neuhaus in Westfalen, den 12.09.2015

Sehr geehrter Herr Martin Litsch, sehr geehrter Herr Ernst Rohe, sehr geehrte Damen und Herren,

es wird aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit geschrieben und angezeigt, dall Herr Max
Mustermann Staatsangehoriger des Konigreich Preulen seinen Wohnsitz nach § 7 BGB von 1896 in
der Gemeinde Neuhaus i. W., Musterstral8e Str. ... begriindet. Schreiben an andere Stellen kénnen
und werden nicht entgegengenommen.

Als Firma (mit D-U-N-S® Nummer 551171098) wird es Ihnen sicher nicht entgangen sein, dafl das
Jahr 1990 das bedeutendste Jahr seit 1918 war. Die Alliierten haben im sogenannten 2+4-Vertrag
unser Land zum Rechtsstand des Jahres 1918 in die Staatlichkeit freigegeben. Der Art. 7 besagt:

Artikel 7 (1) ,,Die Franzésische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das

Vereinigte Konigreich GroBbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika
beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als
Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen
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Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier
Midchte aufgeldst.“ (1918 waren es beim Waffenstillstand 3 Alliierte.)

Deutschland ist das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937. (SHAEF Vertrag von 1944)

Das bedeutet, daf sich jeder Staatsangehorige fiir die Staatlichkeit vor 1914
oder den handelsrechtlichen Verwaltungsbereich der BRD entscheiden kann.

In den Jahren 2009 bis 2013 wurden Fakten gesammelt damit sich die Gemeindemitglieder ein Bild
von der Lage in unserem Land machen kénnen. Dieses Wissen wurde im Buch ,,Weltfrieden — er
liegt in unserer Hand!“ dokumentiert. Sie konnen das Buch kostenlos herunterladen:

http://gemeinde-neuhaus.de/buch.html

Sichtbar wurde die Anderung des Rechtes auch mit der Streichung des Geltungsbereichs im Grund-
gesetz durch den Hauptalliierten Aulenminister J. Baker, USA und durch die von den Alliierten
angeordneten Bereinigungsgesetze die alle Gesetze der BRD aufheben. Die Streichung des
Geltungsbereiches eines Gesetzes bewirkt dessen Aufhebung.

Auf den Internetseiten der Stadt Aschaffenburg war Folgendes zu lesen: ,,Der Bundespersonalaus-
weis oder der deutsche Reisepass sind kein Nachweis liber den Besitz der deutschen Staatsangeho-
rigkeit. [...]“ und der Landkreis Demmin schreibt: ,,Aus dem Grundsatz des Fortbestandes des
deutschen Staatsvolkes folgt, dass es eine Staatsangehdrigkeit der Bundesrepublik Deutschland,
[...] , nicht gibt.

Der Mann Max aus der Familie Mustermann, geboren am .... in Musterstadt in der Provinz
Westfalen des Konigreichs Preullen, schreibt aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit beziiglich
seiner abgemeldeten juristischen Person MAX MUSTERMANN welche von der AOK
NORDWEST angeschrieben wurde und welche Sie versucht haben zwangsweise anzumelden. Der
Mann Max aus der Familie Mustermann nennt sich grundsatzlich und insbesondere im Folgenden
kurz Max. Seine abgemeldete juristische Person wird im Folgenden mit MAX MUSTERMANN
bezeichnet.

Die juristische Person MAX MUSTERMANN wurde von der damaligen BRD-Verwaltung
erschaffen. Nach dem Verursacherprinzip obliegen der BRD-Verwaltung samtliche Kosten und
Pflichten dieser Person. Die juristische Person MAX MUSTERMANN wurde dem Mann Max
aus der Familie Mustermann zugeschrieben. Der Mann Max hat sich auf den § 119 des BGB
(“Anfechtung wegen Irrtums”) berufen und diese Person abgemeldet! Die Abmeldung von der
Firma Stadt Paderborn ist erfolgt; die Abmeldebescheinigung ist als Anlage beigefiigt. Max ist in
der nach Volkerrecht aktivierten staatlichen Gemeinde Neuhaus in Westfalen gemeldet; die
Anmeldung ist als Anlage beigefiigt. Hiermit erfiillt Max die von den Alliierten Besatzern
geforderte Meldepflicht! Sein standiger Wohnsitz befindet sich auf dem Boden der
Gebietskorperschaft Gemeinde Neuhaus in Westfalen und damit au8erhalb der
Wirtschaftszonen der BRD (siehe Grundgesetz Art. 133)! Dadurch fillt die wesentliche
Voraussetzung fiir eine Zwangsmitgliedschaft bei einer Korperschaft des éffentlichen Rechts
weg! Die AOK NORDWEST ist laut eigener offizieller Aussage eine Korperschaft des
offentlichen Rechts. Als solche befindet sich diese immer im Handelsrecht.

Der Mann Max aus der Familie Mustermann erklért hiermit nochmals seinen Willen PreuRSischer
Bundesstaatsangehoriger nach RuStAG 1913 4.1 entsprechend seiner Abstammung zu sein, sowie
die fiir ihn geltenden Gesetzes aus dem Rechtskreis von vor 1913 anzuerkennen, sich auf diese zu
berufen und entsprechend diesen behandelt zu werden! Die fiir die abgemeldete juristische
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Person MAX MUSTERMANN geltenden Gesetze resp. der Rechtskreis sind insbesondere die
Haager Landkriegsordnung (HLKO), das Internationale Deutsche Recht mit dem HGB von
1896, dem BGB von 1897 und dem GVG von 1877.

Entgegen Threm Schreiben vom 03.06.2015 besteht kein Vertragsverhaltnis zwischen der juris-
tisch abgemeldeten Person MAX MUSTERMANN und der AOK NORDWEST. Der vormals
bestehende Vertrag wurde zum 30.11.2011 gekiindigt. Diese Kiindigung wurde von der AOK
NORDWEST mit einem Schreiben vom 30.09.2011 nach §175 Abs. 4 Satz 3 SGB V bestitigt. Mit
der versuchten Zwangsanmeldung verletzen Sie meine Privatautonomie; das Schliefen von
Vertrdgen zu Lasten Dritter ist gesetzeswidrig.

Der AOK NORDWEST wurde bereits mitgeteilt, dass sich der Mann Max resp. er seine natiirliche
Person anderweitig absichert um die Versicherungspflicht zu erfiillen die der Gesetzgeber fordert
obwohl er nicht den Anordnungen, Verordnungen und Empfehlungen (,,Gesetzen*) der BRD
unterliegt, da er im Rechtskreis der Staatlichkeit und nicht im Handelsrecht agiert bzw. lebt.

Das Amt Neuhaus der Gemeinde Neuhaus ist nach der Landgemeindeordnung fiir die Provinz
Westfalen vom 19. Marz 1856 gemalR § 5 berechtigt der Trager der Gemeindekrankenversi-
cherung zu sein und nimmt diese Aufgabe wahr!

Auch der GKV Spitzenverband ( D-U-N-S® Nummer 341459401) ist eine private Firma im
Handelsrecht ohne staatliche Befugnisse! Diese Korperschaften, privaten Firmen und Vereine
achten nicht das Primat der Politik und handeln somit gegen das Recht und gefdhrden somit die
offentliche Ordnung!

Hiermit wird die AOK NORDWEST letztmalig und unmissverstindlich aufgefordert das Einzie-

hen von Geldern fiir die Sozialversicherung, Krankenversicherung, Rentenversicherung, Pflege-
versicherung und Arbeitslosenversicherung zu unterlassen! Bereits eingezogene Betrdge sind an
den Arbeitgeber, die Fels Kunststofftechnik GmbH zuriick zu iiberweisen!

Die AOK NORDWEST als Korperschaft des 6ffentlichen Rechts wird aufgefordert sich an
deutsches Recht zu halten und dementsprechend Thre Forderungen zu unterlassen sowie alle Daten
die einen Bezug zu der Person MAX MUSTERMANN aufweisen bis zum 15. Oktober 2015 zu
16schen, was schriftlich und gerichtsfest zu bestdtigen ist! Sollten Sie diese Frist verstreichen lassen,
so wird davon ausgegangen, dall Thre Forderungen sowie die versuchte Zwangsanmeldung
hinfallig sind und daf8 Sie durch konkludentes Handeln rechtsverbindlich einem Vertrag mit
folgenden Vertragsbedingungen zustimmen. Sie — die angeschriebenen Privatpersonen —
verpflichten sich zur Zahlung von 300 € (in Worten dreihundert Euro) an die Gemeinde Neuhaus in
Westfalen als Aufwandsentschadigung fiir jedes — durch uns zu verfassende — Antwortschreiben,
sowie zur Zahlung von 5.000 € (in Worten fiinftausend Euro) falls eine Zwangsmitgliedschaft /
Zwangsanmeldung vorgenommen wird oder falls Sie Dritte beauftragen durch deren Handeln dem
Mann Max resp. der Gemeinde Neuhaus ein weiterer Aufwand oder ein Schaden entsteht.

Fiir den Fall daB Sie meinen Forderungen nicht nachkommen, wird die ladungsfihige
Anschrift der verantwortlichen Person(en) gefordert. Gegen diese ergeht dann Strafantrag!

Des Weiteren behalten wir uns vor den Schaden gegen Sie einzuklagen der uns durch die erzwunge-
ne Korrespondenz und die notwendige Rechtsberatung entstanden ist. Die Hohe des uns entstande-
nen Schadens betrdgt zum jetzigen Zeitpunkt 500 € (in Worten fiinfhundert Euro). Hiermit setzen
wir Sie dartiber in Kenntnis, dal$ Sie vollumfanglich mit IThrem Privatvermogen haften.
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Des Weiteren wird der AOK NORDWEST ausdriicklich untersagt weitere Angebotsschreiben an
den Mann Max a.d.F. Mustermann oder seine juristisch abgemeldete Person MAX
MUSTERMANN zu schicken! Damit sind insbesondere Angebote zu Versicherungsleistungen,
Krankenkassenkarte, Mitgliederzeitschriften und Organspendeausweise gemeint!

Nutzen Sie fiir Antworten die Melde-/Wohnsitzadresse der juristischen Person MAX
MUSTERMANN

Postfach ..., [33104] Neuhaus in Westfalen.

Hiermit erkliart der Mann Max aus der Familie Mustermann fiir Sie verbindlich, daf er die
Freiwillige Gerichtsbarkeit (FGG) sowohl fiir sich als auch fiir seine abgemeldete juristische

Person ablehnt. Damit sind BRD-Gerichte weder in der Form, noch in der Sache fiir den
Mann als auch fiir die Person zustandig!

Weitere Einlassungen finden zum jetzigen Zeitpunkt nicht statt!

Hochachtungsvoll

Thr Max a.d.F. Mustermann

Bundesstaatsangehdriger des Kgr. Preuffen nach RuStAG 1913 4.1
Mitglied im Netzwerk der Staatsangehdrigen (NESTAG)
Nattirliche Person gemal§ §1 des staatlichen BGB

Anlagen
1. Abmeldung von der AOK NORDWEST Paderborn

2. Abmeldung von der Firma Stadt Paderborn
3. Anmeldung bei der nach Vélkerrecht aktivierten staatlichen Gemeinde Neuhaus i. W.
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‘ NorDVWVEST

Dée Gesundheitskasss,

AOQK NOROWEST | 44114 Dortmund Ihr Gesprachspartner
Telefon

Herrn
Telefax

0231 4194-8331

E-Mail
Unser/lhr Zeichen

Datum
22.09.2015

Ihr Schreiben vom 14.09.2015

Sehr geehrter Herr

unser Vorstandsvorsitzender Herr Litsch hat Ihr Schreiben erhalten und mich damit beauftragt,
lhnen zu antworten.

Der Gesetzgeber hat alle Krankenkassen dazu verpflichtet, ihre Mitglieder zum Thema Organ-
spende zu informieren. Sie haben naturlich Recht damit, dass Sie nicht zu unseren Versicherten
gehoren. Im Rahmen Ihrer Tatigkeit sind Sie jedoch von Ihrem Arbeitgeber zur Renten- und Ar-
beitslosenversicherung zu melden. Wir haben Ihre Daten in unserem Bestand, weil die Kranken-
kasse die Einzugsstelle fir die 0.g. Meldungen ist. Dies bedeutet, dass Ihr Arbeitgeber diese
Meldungen an uns Ubermittelt und wir die Daten an den Rentenversicherungstrager sowie die
Agentur fir Arbeit weitergeben.

Fir die Tatsache, dass Sie als ,unser Versicherter* angeschrieben wurden, bitten wir Sie um
Entschuldigung. Wir werden bei zukiinftigen Anschreiben die Auswertungen der anzuschreibenden
Personen anpassen. Unabhangig hiervon wiirden wir uns natirlich freuen, wenn Sie den LZufallig*
erhaltenen Ausweis nutzen.

Wenn Sie Fragen haben, beantworten wir diese gern.

Mit freundlichen Gru3en

Kopenhagener Str. 1 Offnungszeiten
44269 Dartmund montags bis frestags 08:00-18:00 Uhr
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Die Sowjetische Militérregierung in Berlin — SMR, in der Britischen Besatzungs-Zone
vertreten durch die Sowjetische Militarverbindungsmission und -inspektion in
Deutschland, erlaBt zur Regelung der Kommunikationswege der deutschen
Gerichtsbarkeit und Uber die rechtlichen Folgen ihres MiBbrauchs die Verordnung
gemaB dem, das folgt.

Artikel I

1. Die Generalstaatsanwaltschaft Dusseldorf fihrt offenkundig als Behorde des
Deutschen Reichs als die Dienst-, Sach- und Fachaufsicht Gber die deutsche
Gerichtsbarkeit (Artikel III der Verordnung Nr. 47 der Britischen Militarregierung vom
30. August 1946) unter Bezug auf das fihrenden Verfahren der
Generalstaatsanwaltschaft Disseldorf mit dem Aktenzeichen 2 AR 355/10. 2. Die
Generalstaatsanwaltschaft Dlsseldorf fiUhrt nunmehr die Weisungen an die ihr wegen
Dienst-, Fach- und Sachaufsicht unterstellten Staatsanwaltschaften, Landgerichte und
Amtsgerichte im Auftrage der Sowjetischen Militérregierung in Berlin — SMR aus als
Besprechungsergebnis laut Protokoll vom Dienstag, den 4. Januar 2010 mit Leitung
der Dienststelle und der zustandigen Dezernentin. 3. Die offenkundige
Sachstandsklarung erfolgte, daB das Alliierte Kontrollrecht der Sowjetischen
Militérregierung in Berlin — SMR, in der Britischen Besatzungs-Zone vertreten durch
die Sowjetische Militéarverbindungsmission und -inspektion in Deutschland AUCH im
Bereich der Britischen Besatzungs-Zone, insbesondere im Kontrollbezirk Dusseldorf,
wahrgenommen und ausgelbt wird.

Artikel II

1. Fur alle Dienststellen in den Behdérden des Deutschen Reichs und in allen
Verwaltungseinrichtungen in Sukzession der Verwaltung der Britischen Militarregierung
im Land Nordrhein-Westfalen (insbesondere Artikel I und IV der Verordnung Nr. 46 der
Britischen Militarregierung vom 23. August 1946) und im Bund gemaB Text von den
drei Militargovuerneuren am 12. Mai 1949 genehmigten und am Illuminatentag 23.
Mai im Jahre 1949 in Kraft gesetzten Militdrgesetzes ,Grundgesetz FUR die
Bundesrepublik Deutschland" gilt mit rickwirkender Kraft unanfechtbar (siehe Art 79
GG) die Einhaltung des Dienstweges mit der Aufsicht fihrenden Behdrde des
Deutschen Reichs Generalstaatsanwaltschaft Dusseldorf und des
Kommunikationsweges in Bezug auf die Sowjetische Militarregierung in Berlin — SMR,
in der Britischen Besatzungs-Zone vertreten durch die Sowjetische
Militdrverbindungsmission und -inspektion in Deutschland. 2. Uber die unter Abs. 1
genannten Dienststellen wird das Verbot mit rickwirkender Kraft unanfechtbar
verhangt, an bei den Dienststellen der kommunalen Verwaltungen (beispielsweise
Einwohnermeldeamt, Fachbereich Blrgerservice GmbH) geléschte JURISTISCHE
PERSONEN a) Schriftstlicke

i. zu versenden ii. zuzustellen

iii. sogenannte ,Postzustellungsurkunden™ (PZU) einzusetzen. b) Wegen dieser
Personen i. Amtshilfeersuchen als Vollstreckungsauftrag und/oder Vollziehungsauftrag
an Polizeivollzugskrafte zu richten. ii. Amtshilfe durch Polizeivollzugskréafte vollziehen
zu lassen. iii. Die Ausfihrung wird naher bestimmt. Polizeivollzugskrafte in diesem
Sinne sind: 1. Krafte des ,, Innenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen®™

2. alle Polizeien der BRD GmbH als Vollstreckungs- und Vollzugskrafte wie
Bundespolizei, Zoll usw. 3. kommunale Vollstreckungs- und Vollzugskrafte.

Artikel ITI

1. Jeglicher Schriftverkehr und jegliche andere Kommunikation hat an die Dienst-,
Sach- und Fachaufsicht der Generalstaatsanwaltschaft Dlsseldorf gerichtet werden. 2.
In dieser Hinsicht wird ein Naherungs-, Betretungs- und Hausverbot mit
rickwirkender Kraft unanfechtbar auf Dauer erlassen. 3. Fur die Bestimmung der




Ausflhrung gilt die Bannmeile im Umkreis von zehn Kilometern.

Artikel IV

1. Der §. 18. GVG (Gerichtsverfassungsgesetz) ist zu beachten: ,Die Mitglieder der im
Geltungsbereich dieses Gesetzes errichteten diplomatischen Missionen, ihre
Familienmitglieder und ihre privaten Hausangestellten sind nach MaBgabe des Wiener
Ubereinkommens Uber diplomatische Beziehungen vom 18. April 1961
(Bundesgesetzbl. 1964 II S. 957ff.) von der deutschen Gerichtsbarkeit befreit. Dies
gilt auch, wenn ihr Entsendestaat nicht Vertragspartei dieses Ubereinkommens ist; in
diesem Falle findet Artikel 2 des Gesetzes vom 6. August 1964 zu dem Wiener
Ubereinkommen vom 18. April 1961 Uber diplomatische Beziehungen
(Bundesgesetzbl. 1964 II S. 957) entsprechende Anwendung."

Artikel V

1. Samtliche Dienststellen gemaB Artikel II haben jeweils eine Genehmigungsnummer
bei der Alliierten Militarregierung — Sowjetische Militarregierung in Berlin — zu
beantragen, damit eine von der Aufsicht geflihrte Behoérde tatig werden kann. 2. Zur
naheren Ausflihrungsbestimmung wird verordnet, was folgt. Der Umschlag des
Schreibens tragt auBen oben links handschriftlich den deutlich lesbaren Vermerk: a)
~Antrag auf Erteilung der Genehmigungsnummer der Alliierten Militarregierung,
zustandig: - Sowjetische Militarregierung in Berlin — wegen begehrter Auslibung der
deutschen Gerichtsbarkeit gemaB Art 72 Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen
b) mit Angabe der Amtsbezeichnung der deutschen Gerichtsbarkeit (im ,Land
Nordrhein-Westfalen™: gemaB Verordnung Nr. 47 der Britischen Militarregierung) c)
mit der eigenhandig geleisteten Unterschrift d) und zusatzlich der leserlichen
Namensangabe mit Vorname und Zuname in handschriftlichen Druckbuchstaben e)
das aufgebrachte Amtssiegel

Artikel VI

1. Wer rechtsmiBbrauchlich gegen diese Verordnung verstdBt und rechtsmiBbrauchlich
deutsche Gerichtsbarkeit ausibt, erforderliche Urkunden und Amtsausweise, Siegel
und ahnliches nicht vorgezeigt, die Legalisation verweigert, insbesondere durch Betrug
mittels Dienstsiegeln und Dienstausweisen, Dienstwaffen mit sich fuhrt und einsetzt
anstatt einer Amtswaffe, bei der Erfullung von Dienstobliegenheiten wahrheitswidrig
behauptet, Amtshandlungen zu vollziehen, wird zum Verfolg gegeben wegen
AmtsanmaBung und AmtsmiBbrauch bei der Staatsanwaltschaft. — Dartber hinaus
erfolgt die Klageeinreichung nach dem Zivilrecht gemaB §. 920. ZPO (Arrest). 2. Die
Bediensteten des Vollzugsdienstes im Sold des “Innenministers NRW” handeln als
Polizeivollzugskrafte und haben daher untergeordnete Rechte gegeniiber den
Militarpersonen und Soldaten der und im Auftrage der Sowjetischen Militarregierung in
Berlin — SMR. Den Befehlen der Soldaten und der Sowjetische Militarregierung in
Berlin — SMR ist unbedingte Folge zu leisten und die aufgegebenen Pflichten sind
widerspruchslos zu erfullen.

Artikel VII

1. Der Militargouverneur ist nur seiner eigenen Regierung und den Gesetzen seines
Heimatlandes verantwortlich. 2. Ein Militdrgouverneur ist der Machthaber in einem von
fremden Truppen besetzten, annektierten oder sonst wie nicht unter Eigen-, sondern
fremder Militarregierung stehenden Land.

Artikel VIII
Diese Verordnung tritt in Kraft am 5. Januar 2011 mit rickwirkender Kraft
unanfechtbar.

IM AUFTRAG DER SOWJETISCHEN MILITARREGIERUNG BERLIN, 5 Januar
2011



Wegen der Bedeutung dieses Falles wird beantragt die 15 Beweisantrige zu
priifen. (sieche auch Artikel 103 GG von 1949 Grundrechte des Angeklagten Abs.
1 ,,Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehor.*)

Zur Erklarung:

Laut SHAEF-Vertrag im Handelsrecht der Alliierten von 1944 ist der Begrift ,,Deutschland* das Deutsche
Reich in der Grenzen vom 31.12.1937 (Das sogenannte 111 Reich).

Der Begriff ,,Deutsches Reich,, ist das Kaiserreich mit seinen Bundesstaaten im Staatsrecht in der Zeit vor
1914/ 1918.

Antrag 1.

Es ist zu priifen, ob die Finanzbehdrde NRW der Auskunftspflicht unterliegt. Es wurde um Auskunft nach §
25 Satz 1 und 2 VWVIG gebeten. Dies hat das Finanzamt bisher durch Nichtbeantwortung aller Schreiben
seit Jahren abgelehnt.

Die Betroffenen haben seit Jahren um Gespriache und Auskunft nach § 25 Satz 1 und 2 VwV{G des Landes
NRW gebeten. Kein Schreiben wurde beantwortet. Der / Die Betroffenen hat immer wieder
Zahlungsbereitschaft bei berechtigten Forderungen angezeigt und niemals eine Antwort erhalten.

,Pflicht jeder Behorde ist, Auskunft {iber die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte
und Pflichten zu erteilen. Die Auskunftspflicht ist Teil der Fiirsorgepflicht der Behorde gegeniiber den direkt
Beteiligten im allgemeinen Verwaltungsverfahren. Rechtlich verpflichtend ist die Pflicht in Satz § 25 Satz 2
des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwV{G) des Bundes und den entsprechenden Landesgesetzen geregelt.*

§ 25 VwWVFG
Verwaltungsverfahrensgesetz fiir das Land Nordrhein-Westfalen (VWV{G.NRW)

(1) Die Behorde soll die Ausgabe von Erkldarungen, die Stellung von Antrigen oder die Berichtigung von
Erklarungen oder Antridgen anregen, wenn diese offensichtlich nur versehentlich oder aus Unkenntnis
unterbleiben oder unrichtig abgegeben oder gestellt worden sind. Sie erteilt, soweit erforderlich, Auskunft
iiber die den Beteiligten im Verwaltungsverfahren zustehenden Rechte und die ihnen obliegenden
Pflichten.

(2) Die Behorde erortert, soweit erforderlich, bereits vor Stellung eines Antrags mit dem zukiinftigen
Antragsteller, welche Nachweise und Unterlagen von ihm zu erbringen sind und in welcher Weise das
Verfahren beschleunigt werden kann. Soweit es der Verfahrensbeschleunigung dient, soll sie dem
Antragsteller nach Eingang des Antrags unverziiglich Auskunft tiber die voraussichtliche Verfahrensdauer
und die Vollstédndigkeit der Unterlagen geben.

Antrag 2.

Es ist zu priifen, ob das Programm ,,Elster das von den Finanzbehorden zwingend bei MWST / Vorsteuer
vorgeschrieben ist der Rechtsprechung der Bundesrepublik Deutschland entspricht.

(Siehe Anlage: Lizenzvertrag des Programm ,,Elster®)

§1 Vertragsparteien

Das LfST (Steuerverwaltung) handelt hier fiir den Freistaat Bayern in seiner Eigenschaft als bundesweiter
Koordinator des Projektes ELSTER der Finanzverwaltungen von Bund und Landern.
§6 Haftung (Programm Elster)

(1) Die Haftung fiir die Verletzungen von Amtspflichten (§839 BGB, Artikel 34 GG) wird durch den Vertrag
und insbesondere § 6 nicht beschrinkt. Unbeschriankt haftet die Steuerverwaltung in den Féillen der
Verletzung von Leben, Korper und Gesundheit sowie nach dem Produkthaftungsgesetz.
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(2) Im Ubrigen haftet die Steuerverwaltung nach den gesetzlichen Bestimmungen des Schenkungsrechts.

§ 12 Deutsches Recht

Auf diesen Vertrag ist ausschlieflich deutsches Recht mit Ausnahme des EGBGB anwendbar.
Nach aktueller Rechtsprechung ist die Beschrinkung der Haftung, wie in diesem Fall der § 823
(Schadensersatzpflicht) BGB unzuléssig.

Bei einem Schaden aus Staatsaufbauméngeln kommt es nicht darauf an ob das verschulden der Legislative,
Judikative oder Exekutive anzulasten wére. (vgl. Urteil vom 30 September 2003 — Rs C-224/01 — Kobler -
NJW 2003, 3539 zu Rn. 30, 31 m. Umfangr. w.N.; aus der Rechtsprechung des Senats BGHZ 134, 30: 146,
153, 158f; Beschluss vom 28 Oktober 2004 — I1I ZR 294/03)

Antrag 3.

Es ist zu priifen, ob die Finanzverwaltung NRW (Finanzministerium NRW, D-U-N-S Nr. 332633767) nach
dem Handelsrecht als Firma organisiert ist.

Das Finanzamt Miesbach gibt im Schreiben vom 09.08.2013 zu, daB3 das Staatsministerium der Finanzen in
der UPIK-Datenbank mit D-U-N-S Nummer gefiihrt wird. Es bestreitet aber, da3 es dort als Firma gefiihrt
wird. (Anlage: Schreiben des Finanzamt Miesbach vom 09.08.2013)

Die Firma D&B (Dan & Bradstreet) — Internationale Auskunftsdatei) bestétigt im Schreiben vom 11.06.2013
,Bisnote D&B sammelt Daten zur Zahlungsfahigkeit und Kreditwiirdigkeit von ausschlielich Firmen.*
Damit kann der Beweis erbracht werden, dafl das Finanzministerium NRW als Firma gefiihrt wird.

(Anlage: Schreiben der Firma D&B vom 11.06.2013, Schreiben des Finanzamt Miesbach vom 09.08.2013)

Antrag 4.

Es ist zu priifen, ob die Finanzbehorde nach von den Alliierten verbotenen Gesetzen arbeitet.

Das Bayerische Staatsministerium der Finanzen, fiir Landesentwicklung und Heimat hat am 13. Dezember
2013 tiber die Giiltigkeit des Einkommenssteuergesetzes folgendes geschrieben: ,,Das
Einkommensteuergesetz ist in seiner erstmaligen Fassung 1934 in Kraft getreten. Das war nach dem
Ermichtigungsgesetz des III Reiches. Die Alliierten haben alle Gesetze aus dieser Zeit verboten. Das
Tribunal General de la Zone Francaise D'Occupattion Rastatt als oberste Instanz auch fiir die iibrigen
Alliierten hat in seiner Entscheidung vom 06.01.1947 alle Gesetze des Erméchtigungsgesetzes vom
23.03.1933 und folgend nochmals ausdriicklich fiir ungiiltig erklart. Siehe auch SHAEF-Gesetz und GG.

(Anlage: Schreiben des Bayerischen Staatsministerium der Finanzen vom 13. Dezember 2013, ESTG vom
16.10.1934)

Antrag S.

Es ist zu priifen, ob das UStG wegen Versto3es gegen das Zitiergebot noch Giiltigkeit hat.

Das Umsatzsteuergesetz ist seit dem 01.01.2002 wegen VerstoBes (gegen das den einfachen Gesetzgeber
zwingende grundgesetzliche Giiltigkeitsvorschrift gemal3 Artikel 19 Abs.1 Satz 2 GG — Zitiergebot) ungiiltig.
Die Vorschrift §§ 26a und 27b schrianken die Grundrechte des Artikel 2.2 GG (Unverletzlichkeit der Person,
Freiheit der Person) und Artikel 13 GG (Unverletzlichkeit der Wohnung) ein. Damit wurde das UStG zum
01.01.2002 ,,zitierpflichtig®. Gegen das Zitiergebot verstoBende Gesetze erlangen keine Gesetzeskraft, sie
sind und bleiben ungiiltig.

Auf einem ungiiltigen Gesetz basierende Verwaltungsakte, hier Ust-Bescheide, sind nichtig. Wenn
Finanzbehorden die ungiiltigen Verwaltungsakte nicht von Amts wegen ersatzlos aufheben, ist vor dem
ordentlichen Gericht, dem Amtsgericht gegen die sachliche unzustindige Finanzbehorde (hier Finanzbehorde
NRW) zwecks ersatzloser Aufhebung der ungiiltigen Verwaltungsakte und deren dadurch ausgelosten
Drittschuldnererklarungen, die keine Steuerbescheide sind, weil es am giiltigen Gesetz mangelt, begriindet.
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Der Finanzrechtsweg ist ausgeschlossen, da auch die Finanzgericht sachlich unzusténdig sind. (Art. 19 Abs.
4. S. 2 GG in Verbindung mit § 1 AO i.V.m. VwGO).

Es ist weiter zu priifen ob die zum 01.01.1977 in Kraft getretene Abgabenordnung der Zitierpflicht nach
Artikel 19 Abs. 1 Satz 1 GG geniigt. Das zwingende Gebot, das Grundrecht unter Angabe des Artikel im
Gesetz — der AO 1977 — zu nennen wurde verletzt. Damit scheint festzustehen, das die AO 1977 seit dem
01.01.1977 wegen dieses nachtriaglich unheilbaren VerstoBes gegen das grundgesetzlich zwingend
vorgeschriebene Zitiergebot geméf Artikel 19 Abs. 1 Satz 2 GG ungiiltig und nichtig.

Auch Argumente, das nicht zitiert werden miisse da es sich nur um Vermdgen handele kann keine Besserung
erbringen.

,, Vermégen ist grds. die Gesamtheit aller geldwerten Giiter einer natiirlichen oder juristischen Person,
abziiglich der Verbindlichkeiten (§262 Rn. 55). Beispielhaft aufgefiihrt sind: Eigentum, Besitz, dringliche
Rechte, Forderungen ....*

Antrag 6.

Es ist zu priifen, ob durch Urteile des Bundesverfassungsgerichts zum Wahlrecht die ,,Gesetze™ nach 1956
noch Giiltigkeit haben.

Das Bundesverfassungsgericht hat in hochstrichterlicher Rechtsprechung bindend fiir alle Behdrden,
Gerichte und die Regierung mit Aktenzeichen 2 BvE 9/11 vom 25.07.2012 geurteilt, daB jegliche Wahlen seit
dem Jahr 1956 nicht verfassungskonform vom verfassungsgemissen Gesetzgeber durchgefiihrt wurden.
Bereits am 03.07.2008 urteilte das Bundesverfassungsgericht unter Aktenzeichen 2 BvC 1 7 und 2 BvC 7 7
das bisherige Wahlverfahren fiir ,,widersinnig®, willkiirlich und daher ,,verfassungswidrig*.

,»Verletzt eine gesetzliche Regelung das Grundgesetz, so hat das grundsétzlich zur folge, daB sie fiir nichtig
zu erkldren sind.” .... BverfGE — 2 BvG 1 51 vom Oktober 1951.

Antrag 7.

Es ist zu priifen, ob der Uberleitungsvertrag aus dem Jahr 1955 noch in Kraft ist und damit Deutschland noch
unter Besatzungsstatus liegt. Im Schreiben des Bundesministerium fiir Justiz, Berlin vom 29. Mérz 2004
wird bestitigt, daB der ,,Uberleitungsvertrag in Kraft bleibt.“ Das heiBt: Bis zu einem Friedensvertrag, der
von der BRD Regierung 1990 abgelehnt wurde, gilt die Haager Landkriegsordnung (HLKO). Es sind
besonders die Artikel 42 (Begriff der Besatzung), der Artikel 43 (Wiederherstellung der offentlichen
Ordnung, der Artikel 46 (Schutz des Einzelnen und des Privateigentum), und der Artikel 47
(Plinderungsverbot) zu beachten. Das Finanzamt Stuttgart hat mit Hinweis des noch giiltigen
Uberleitungsvertrages und die damit noch giiltige HLKO Pfindungsverfiigungen zuriickgezogen.

(Anlagen: Schreiben des Bundesministerium fiir Justiz, Berlin vom 29. Mérz 2004, Vertrag zur Regelung aus
Krieg und Besatzung entstandener Fragen (,,Uberleitungsvertrag®), HLKO, Schreiben an das Finanzamt
Stuttgart und Riicknahme der Pféndungen, Protokoll des franzosischen Vorsitzenden Nr. 354B mit der
Ablehnung des Friedensvertrag)

Antrag 8.

Es ist zu priifen, ob durch die Bereinigungsgesetze aus den Jahren 2006, 2007, bis 2010 und dem damit
weggefallenen Geltungsbereich der Gesetze diese noch in Kraft sind. Das Bundesministerium der Justiz hat
mit Schreiben vom 10 Mérz 2011 bestétigt, dal das erste und das zweite Gesetz iiber die Bereinigung von
Bundesrecht in Kraft sind. (Siehe Anlage: Schreiben des Bundesministerium der Justiz vom 10. Mirz 2011)

Das Bundesverwaltungsgericht urteilt (BvermGE 17, 192 =DVBI 1964, 147)
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"Jedermann muss, um sein eigenes Verhalten darauf einrichten zu kénnen, in der Lage sein,
den rdumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weiteres feststellen zu konnen.
Ein Gesetz das hieriiber Zweifel aufkommen 148t, ist unbestimmt und deshalb wegen Verstof3es
gegen das Gebot der Rechtssicherheit ungiiltig."

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil (BVerfG 3, 288 (3191:6,309 (338,363))
folgendes geurteilt:

"Gesetze ohne Geltungsbereich besitzen keine Giiltigkeit und Rechtskraft." und ...

"Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden die Verfassungsorgane des Bundes
und der Lander sowie alle Gerichte und Behorden." (BVerfGG § 38)

Siehe auch: Artikel 20 GG. (Verfassungsgrundsiitze, Widerstandsrecht)

(3) "Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmifBige Ordnung, die vollziehende Gewalt
und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden."

(4) "Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen
das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht mdglich ist."

Antrag 9.

Es ist zu priifen, wenn es keine Staatsangehdrigkeit der Bundesrepublik Deutschland gibt, sind die deutschen
Bundesstaatsangehorigen wie zur Beispiel Konigreich PreuBlen (Staatsangehdrigkeit nach RuStAg 1913 4.1
durch Geburt) die sich ordnungsgemill und mit Berufung auf den § 119 BGB von 1896 (Anfechtbarkeit
wegen Irrtums) als juristische Person abgemeldet haben und ihren Wohnsitz nach Art. 7 BGB von 1896 in
der aktivierten Gemeinde Neuhaus i.W. begriinden, im System der Firma Finanzbehdrde NRW iiberhaupt
abgabepflichtig?

1.

4.

Die Stadt Aschaffenburg teilt auf ihrer Internetseite mit: ,Der
Bundespersonalausweis oder der deutsche Reisepass sind kein Nachweis iiber
den Besitz der deutschen Staatsangehorigkeit. Sie begriinden lediglich die
Vermutung, dass der Ausweisinhaber die deutsche Staatsangehdérigkeit besitzt. “

Ist diese offizielle Behérdeninformation bedeutungsvoll resp. rechtskraftig?

Der Landkreis Demmin teilt im beglaubigten Schreiben vom 01. Marz 2006 mit:
»Aus dem Grundsatz des Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt, dass es
eine Staatsangehorigkeit der Bundesrepublik Deutschland, [...] nicht gibt.“

I m Ausléndergesetz (AuslG-VwV) ist unter dem Pkt. 1.2.3.1 geregelt: ,, Bestehen Zweifel, ob
jemand Deutscher ist, obliegt die Kldirung der Staatsangehorigkeitsbehorde. Bis zur Klirung ist er
als Auslinder zu behandeln. “

Mit Bezug auf die Aussage der Stadt Aschaffenburg sollte folgende Frage legitim sein; ist eine
Person die lediglich einen Pass und / oder Personalausweis besitzt, somit Ausldnder?

Das Schulamt des Kreises Rendsburg-Eckernforde fordert im Schreiben vom 20.01.2014 von einer
Anwirterin auf das Beamtenverhiltnis auf Probe den ,, Nachweis der EU-Staatsangehérigkeit . Des
Weiteren soll die Frau folgenden Passus bestitigen: ,, Eine von der Behirde ausgestellte Urkunde,
die den vollen Beweis meiner Staatsangehorigkeit erbringt (Staatsangehérigkeitsurkunde,
Urkunde iiber die Eigenschaft als Deutscher, Einbiirgerungsurkunde), besitze ich nicht. “
Ist die Europédische Union ein Staat? Gibt es eine EU-Staatsangehorigkeit? Warum kann man im
Kreis Rendsburg-Eckernférde als deutscher Staatsangehoriger keine ,, Ubernahme in das
Beamtenverhdltnis auf Probe“ erwerben? Verstofit die Forderung des Schulamtes nicht gegen das
Diskriminierungsverbot, wie es im Grundgesetz Art. 3 festgelegt ist?

Das ,,Protokoll des franzdsischen Vorsitzenden Nr. 354B“ zum 2+4-Vertrag besagt: ,, Die BRD
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stimmt der Erkldrung der vier Mdchte zu und unterstreicht, dafs die in dieser Ervkldrung erwdhnten
Ereignisse oder Umstinde nicht eintreten werden, d. h.daff ein Friedensvertrag oder eine
Friedensregelung nicht beabsichtigt sind. “

Belegt diese Urkunde, dass die BRD den Kriegszustand (Waffenstillstand von 1945) nicht zu
beenden gedenkt?

5. Das Bundesministerium der Justiz, Berlin hat im Schreiben von 29.Marz 2004 bestatigt: ,,/...] dafs
unter anderem Artikel 2 Abs. 1 des Uberleitungsvertrages in Kraft bleibt.
Wird damit bestétigt, da3 der Besatzungsstatus noch in Kraft ist?

6. Das Bayerische Verwaltungsgericht Regensburg schreibt am 07.05.2010: ,,Die von Ihnen
aufgefiihrten Gesetze sind nicht mehr existent, auch § 15 GVG ist weggefallen.” Sind mit den
nicht mehr existenten Gesetzen die Bereinigungsgesetze aus den Jahren 2006, 2007, 2010 gemeint?
Das Gerichtsverfassungsgesetz § 15 regelt den Begriff ,,Staatsgerichte. Gesetze, die keinen
raumlichen Geltungsbereich definieren, sind nichtig.

Gehe ich recht in der Annahme, dass diese Regelung gilt?

7. Die Bundesrepublik Deutschland erlie am 22.12.2011 die ZPOEG mit dem Ausfertigungsdatum
30.01.1877 und der Eingangsformel: ,,Wir ... verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach
erfolgter Zustimmung des Bundesrates und des Reichstags, was folgt:*

Am 29. Juli 2009 wurde die StPOEG mit dem Ausfertigungsdatum 01.02.1877 und der gleichen
Eingangsformel erlassen.

Deutet diese Vorgehensweise darauf hin, daB die Bundesrepublik Deutschland eine
Mandatsregierung ohne eigene Gesetzeskompetenz ist und sich wie beim RuStAg auf Gesetze aus
der Zeit vor 1918 berufen muf3? (Siehe auch Eintrag der BRD bei der UNO als NGO unter der
Bezeichnung Germany).

Antrag 10.

Es ist zu priifen, ob die Bundesrepublik Deutschland tiberhaupt fiir deutsche Staatsangehorige nach RuStAG
1913 4.1 durch Geburtsrecht seit 1990 noch zustindig ist. (Abgemeldete juristische Personen).

Es scheint unbestritten, dal Deutschland bis zu einem Friedensvertrag noch besetztes Gebiet ist. Davon
zeugen auch die anwesenden Besatzungstruppen. Allerdings scheint sich der Status der Bundesrepublik
Deutschland im Jahr 1990 vom Besatzungskonstrukt zu einer selbstindig operierenden NGO im
Handelsrecht gedndert zu haben. Die 2+4 Vertrdge wurden mit einem ,,Vereinten Deutschland“ - was auch
immer das ist — geschlossen. (Siehe auch Eintrag der BRD bei der UNO als NGO unter der Bezeichnung
Germany)

Als Firma (Behorde) der BRD — Verwaltung wird es Thnen sicher nicht entgangen sein, dafl das Jahr 1990
das bedeutendste Jahr seit 1918 war. Die Alliierten haben im sogenannten 2+4 Vertrag unser Land zum
Rechtsstand 1918 in die Staatlichkeit freigegeben. Der Art. 7 besagt:

Artikel 7 (1) ,,Die Franzosische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte
Konigreich Grofbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre
Rechte und Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die
entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet
und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier Mdchte aufgelost. *

Die BRD ist kein Staat. Ein souverdner Staat benoétigt allerdings ein Staatsvolk, ein Staatsgebiet, die
Staatsgewalt und eine Verfassung.

1. Ein Staatsvolk hat die BRD nicht, denn sie beruft sich auf RuStAG oder eine sogenannte ,,EU-
Staatsangehdrigkeit. Da die EU ein Verein und kein Staat ist, kann es auch keine EU-
Staatsangehorigkeit geben.

2. Ein Staatsgebiet hat die BRD nicht, denn der Deutsche Bund von 1871 mit seinen Bundesstaaten ist
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existent und rechtsfahig und bereits in Teilbereichen organisiert. (Siehe auch Urteil vom BvG).

3. Eine Staatsgewalt liegt nicht vor, denn sie unterliegt immer noch alliierten Vorbehalten und
Vertrdgen aus der Zeit der Besatzung. Die Alliierten haben zum Beispiel die Medienhoheit, die
Pfandung der Goldreserven und mit der sogenannten Kanzlerakte muf3 sich jeder Bundeskanzler den
Anordnungen der Alliierten unterwerfen.

4. Eine Verfassung hat die BRD nicht, denn ein Grundgesetz das nicht vom Souverdn beschlossen
wurde ist nur als eine Besatzungsanweisung zu werten. (Siehe auch Carlo Schmidt 1949 —
Radioansprache) Die letzte giiltigen Verfassungen sind die Bundesstaatenverfassungen wie zum
Beispiel die Verfassung des Konigreich Preufien von 1850 und die Verfassung des deutschen Bundes
von 1871.

Antrag 11.

Nach Ansicht der Rechtsprechung der BRiD geniigt es nicht mehr z.B. einen Steuerbescheid an die Bank zu
iibersenden, aus dem anschlieBend vollstreckt wird. Dieses ,,Selbsttitulieren“ von offentlich-rechtlichen
Korperschaften ist nach der vom Bundesverfassungsgericht(BverfG) bestitigten Ansicht des
Oberlandesgerichtes(OLG) Oldenburg eindeutig verfassungswidrig. Das Erstellen von vollstreckbaren
Titeln verstoBe gegen den Justizgewéhrleistungsanspruch aus Art. 20 Grundgesetz(GG) und das
Rechtsprechungsmonopol aus Art. 92 GG. Das Schaffen von Vollstreckungstiteln gehoére zum Kernbereich
der dem Richter iibertragenen Rechtsprechung, so das OLG Oldenburg.

Diese Rechtsprechung des OLG Oldenburg (Az: 8U139/10 vom 17.3.2011) sowie des BverfG (Az: 1BvL
8/11 und 1 BvL 22/11) ist zwar im Moment nur fiir Banken ergangen, allerdings ist der grundlegende
Kerngedanke, dass der Biirger es mit ungepriiften Titeln der Verwaltung zu tun hat, entsprechend

anzuwenden auf vollstreckbare Bescheide aller Art.

Daraus folgt, dass es in Zukunft nicht mehr mit der Ubersendung von z.B. Steuerbescheiden usw. sein
Bewenden hat, sondern um diese vollstreckbar zu machen, muss das gerichtliche Erkenntnisverfahren

durchlaufen werden!

Die Rechtsgrundlagen des Einkommensteuergesetzes (1934), der Justizbeitreibungsordnung (1937) und
weiterer Nazigesetze wurde bereits durch das Tillessen-Urteil des Franzosischen Restitutionsgerichts ab
06.01.1947 riickwirkend zum Mérz 1933 aufgehoben und wegen Verstosses gegen die Weimarer Verfassung

und das Volkerrecht fiir nichtig erklért!

Das OLG Oldenburg und das BVG haben die Pfindungen durch die Finanzbehorde wie folgt
beurteilt:

Im Urteil 1 U 1588/01 des Oberlandgerichts Koblenz heifit es auf Seite 5 unter Punkt a): ,Fiir die
Beurteilung im Sinne des § 839 (Haftung bei Amitspflichtverletzung) gilt ein objektiv-abstrakter
SorgfaltsmafB3stab. Danach kommt es auf die Kenntnisse und Einsichten an, die fiir die Fithrung des
iibernommenen Amts im Durchschnitt erforderlich sind, nicht aber auf die Fahigkeit {iber die Beamte
tatsdchlich verfiigen. Dabei muf3 jeder Beamter die zur Fiihrung seines Amtes notwendigen Rechts- und
Verwaltungskenntnisse besitzen oder diese sich verschaffen. Ein besonders strenger Mafstab gilt fiir
Behorden, die wie die Finanzdmter durch den Erlass von Bescheiden selbst vollstreckbare Titel schaffen.
Eine objektiv unrichtige Gesetzesauslegung oder Rechtsanwendung ist schuldhaft, wenn sie gegen den
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klaren und eindeutigen Wortlaut der Norm verstofit oder wenn aufgetretene Zweifel durch
hochstrichterliche Rechtsprechung, sei es auch nur in einer einzigen Entscheidung geklirt sind.“ Die
Rechtsprechung der iibergeordneten Gerichte mufl zwingend beachtet werden! (Siehe auch OLG
Oldenburg)

Hier eine Anwaltliche Stellungnahme zu direkten Pfindung der Firma Finanzbehorde:

Lutz Schaefer

Telefon: 06766 - 960056
Telefax: 06766 - 960057
E-Mail:
Postanschrift: RA Lutz Schaefer
Hauptstr.31 55469 Riegenroth
Steuernr.: 40/228/0027/1
USt.-ID-Nr.: DE 160 626 524
Zulassung: Zugelassen nach dem Recht

der Bundesrepublik Deutschland
Mitglied der Rechtsanwaltskammer Koblenz
RheinstraBe 24, 56068 Koblenz

info(@rakko.de, www.rakko.de

Schuldtitel von Finanzimtern und Jobcentern unrecht?

Finanzimter und Jobcenter treiben uferlos Steuerschulden oder Riickforderungen ein, ohne den
iiblichen Weg eines Glaubigers zZu beschreiten.

Sie machen sich nicht erst die Miihe und beantragen bei Gericht einen Mahnbescheid und nétigenfalls einen
Vollstreckungsbescheid. Sie erstreiten auch keinen Schuldtitel. Und warten auch nicht, bis der
Gerichtsvollzieher die Schulden eintreibt. Finanzamter und Jobcenter unterlaufen einfach das Richterprivileg
und spielen selbst Richter in eigener Sache. Thre Riickforderung ist kein Mahnschreiben, sondern gleich ein
vollstreckbarer Schuldtitel, der ohne ein Verfahren sofort fiir 30 Jahre gilt. Der Trick, warum Finanzédmter
oder Jobcenter sich dieses Sonderrecht herausnehmen,besteht darin, dass sie die Schuld als "offentliche
Geldforderung" titulieren. Dazu geben sich Finanzdmter oder Jobcenter als offentlich-rechtliche
Korperschaften oder einfach als staatliche Behorden aus "Aber das sind sie nicht", sagt der Fachanwalt fiir
Zwangsvollstreckungen und Steuerstrafsachen Lutz Schaefer (68) aus Riegenroth in Rheinland-Pfalz dem
Finanznachrichtendienst GoMoPa.net: Und bringt auch gleich den Beweis.
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In Wirtschafsdatenbanken stehen Finanzimter oder wie hier das Jobcenter Koblenz als Firmen
"Jeder kann das selbst iiberpriifen. Gehen Sie mal auf die Seite UPIK.de der Wirtschaftsauskunftei
Bisnode D&B Deutschland GmbH aus Darmstadt und geben dort Ihr Finanzamt oder Jobcenter ein",
fordert Anwalt Schaefer GoMoPa.net auf. ""Was erscheint dann?"

Schaefer schrieb in seiner negativen Feststellungsklage zur Begriindung unter anderem dem
Amtsgericht Koblenz:

Zitat: Es handelt sich demnach um eine privatrechtliche Forderung, die keiner Selbsttitulierung zugénglich
ist und daher auch nicht vollstreckt werden kann. Es rechtfertigen sich daher der Einstellungsantrag sowie
der gewidhlte Rechtsweg zu den ordentlichen Zivilgerichten.

Um diese Streitfrage weiter zu beleuchten, wird vom Kldger noch ein weiteres Dokument vorgelegt.

Es handelt sich um eine Antwort des Bundesinnenministeriums aus dem Jahre 2012 auf die Frage eines
Biirgers zu seiner Staatsangehorigkeit. Dort wird als wesentliche Aussage folgendes mitgeteilt:

Mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes am 24. Mai 1949 konstituierte sich eine sowohl in territorialer
Hinsicht als auch durch besatzungsrechtliche Vorgaben eingeschriankte deutsche Staatsgewalt unter dem
Namen "Bundesrepublik Deutschland" in den drei westlichen Besatzungszonen. Mit der Errichtung der
Bundesrepublik Deutschland wurde jedoch kein neuer Staat gegriindet, sondern ein Teil Deutschlands neu
organisiert." [...] Beweis: Schreiben BMI vom 30.03.2012. An diese Situation und deren Handhabung
erinnert das Méarchen Des Kaisers neue Kleider, dass etwas nur funktioniert, solange jeder mitmacht,
beziehungsweise mitmachen muss. Dies werden indes tdglich weniger. Daraus erklért sich auch nahtlos, dass
mangels Staatlichkeit sdmtliche Einrichtungen, die bisher als Behorden fungieren, liickenlos international als
private Gesellschaften gelistet sind und damit auch dem Privatrecht unterliegen. Diese Feststellung ist zwar
wegen der gravierenden Konsequenzen &uBerst unerwiinscht, entspricht jedoch den offensichtlichen
Tatsachen. Insbesondere sind erfreuliche Ansdtze in der Rechtsprechung gegen die nahezu uferlose
Selbsttitulierung der scheinbar staatlichen Stellen vorhanden, die zusitzlich noch das Richterprivileg der
Artikel 92 folgende, 101 Grundgesetz unterlaufen, um ihre oft mehr als dubiosen Forderungen
durchzusetzen. Es ist an der Zeit, hiermit endgiiltig Schluss zu machen.

GoMoPa.net: Und haben Sie Erfolg?

Rechtsanwalt Schaefer: "Am Gericht herrscht Stillschweigen. Die Klage wurde beim Amtsgericht
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eingereicht, die Gerichtskosten sind bezahlt, ansonsten fehlt jeder Fortgang."
GoMoPa.net: Ist das ein positives oder negatives Zeichen?

Rechtsanwalt Schaefer: "Das ist ein gutes Zeichen. Sie machen sich Gedanken. Insbesondere erfolgte bisher
keine Monierung der sachlichen Zusténdigkeit oder Verweisung von Amts wegen."

Bundesverfassungsgericht - Pressestelle -

Pressemitteilung Nr. 4/2013 vom 17.
Januar 2013
Beschluss vom 18. Dezember
2012
1

BvL 8/11 und 1 BvL 22/11

Selbsttitulierungsrecht ist mit dem Grundgesetz unvereinbar

Das OLG halt die fragliche Regelung fiir verfassungswidrig. Die Vorschrift sei nicht mit dem Justiz -
gewahrungsanspruch aus Artikel 20 GG noch mit dem Rechtsprechungsmonopol aus Artikel 92 GG zu
vereinbaren.

Das Schaffen von Vollstreckungstiteln gehére zum Kernbereich der dem Richter Gbertragenen
Rechtsprechung (OLG Oldenburg, Beschlu® vom 17.3.2011 - 8 U 139/10; Karlsruhe: 1 BvL 8/11 und 1
BVvR 22/11)

Das heifit auf die kurze Formel gebracht: Kein Titel ohne Verhandlung und ohne gesetzlichen
Richter!

Antrag 12.

Warum an die Firma Finanzministerium NRW, D-U-N-S Nr. 332633767 keine Schenkungen (“Steuern®)
gezahlt werden miissen, gezahlt werden diirfen mit Begriindung. Es wird beantragt diese Argumente zu
priifen und dann entsprechend zu befolgen.

1. Weil die Besteuerungsmdglichkeit im Verhéltnis zum Biirger vom Grundgesetz nur stillschweigend
vorausgesetzt wird, so auch in BVerfGE 55, 274 / 301!

2. Weil die Abgabenordnung von 1977 immer noch nicht in Kraft getreten ist, so auch in § 415 AO!

3. Weil die Abgabenordnung gegen das Grundgesetz verstoBt, siehe Artikel 19 GG!

4. Weil die Abgabenordnung gegen das Zitiergebot verstoft, siche Art. 19 Abs. 1 S. 2 GG!
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5. Weil die Abgabenordnung nicht hinreichend bestimmt ist, sieche zur hinreichenden Bestimmtheit von
Gesetzen BVerwG 17, 192 = DVBI 1964, 147, BVerfGE, Band 65, S. 1 und 165!

6. Weil die Abgabenordnung keinen rdumlichen Geltungsbereich hat — siche zu dem Erfordernis eines
rdaumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ebenfalls hierzu BVerwG 17, 192 = DVBI 1964, 147!

7. Weil auf Steuern selbst keine Steuern verlangt werden diirfen — MwSt. auf Mineraldlsteuer, Okosteuer
etc. , siehe hierzu beispielhaft einmal in § 353 StGB!

8. Weil mit Steuern Besatzungskosten (welche, wenn die BRD kein Besatzungskonstrukt ist und keine
Angriffskriege fiihren darf) finanziert werden — siehe hierzu einmal Art. 120 GG!

9. Weil mit Steuern Kriege & Kriegsverbrechen finanziert werden — was passiert in Afghanistan und was
passierte im Kundus!

Aufgrund ungiiltiger Gesetze konnen keine giiltigen Rechtsakte veranlasst werden.

Zwar geht das GG selbst von einer ,,zuldssigen Steuergesetzgebung und Steuererhebung aus. Jedoch eben
nicht auf der Ebene GG, sondern allenfalls auf einfachgesetzlicher Ebene, als den Rechtsbefehlen des GG
unterstellt. Die Fassung des Einkommensteuergesetzes vom 16.10.1934 ist die Grundlage der Beurteilung. Ist
diese ungiiltig, dann sind alle nachfolgenden Anderungen des Einkommensteuergesetzes ungiiltig.

,Das Grundgesetz zeichnet sich vor allem durch Klarheit, Kiirze und Verbindlichkeit aus. Es gibt den
Biirgern einklagbare Rechte, das Grundgesetz ist keine Verfassung, die in wohlklingenden Worten
Verheiffungen beinhaltet, die letztendlich nur auf dem Papier stehen.

Konkretisiert wird dieser Rechtssatz in Art. 1 Abs. 3 GG: Die Grundrechte binden Gesetzgebung,
vollziehende Gewalt und Rechtsprechung als unmittelbar geltendes Recht. Art. 20 Abs. 3 GG bindet die

vollziehende Gewalt an Gesetz und Recht.

Die Entscheidung des OLG Koblenz 1 U 1588/01 bestimmt:

Jeder Beamte muss die zur Fiihrung seines Amtes notwendigen Rechts- und Verwaltungskenntnisse besitzen
oder sich diese verschaffen. Ein besonders strenger Sorgfaltsmafsstab gilt fiir Behorden, die wie die
Finanzdmter durch den Erlass von Bescheiden selbst vollstreckbare Titel schaffen. Eine objektiv unrichtige
Gesetzesauslegung oder Rechtsanwendung ist schuldhaft, wenn sie gegen den klaren und eindeutigen

Wortlaut der Norm verstofit.
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In der Entscheidung des BVerfG 119, 247 wird ausgefiihrt:

,,Die Aufgabe des Beamten war und ist es, Verfassung und Gesetz im Interesse des Biirgers, auch und gerade
gegen die Staatsspitze zu behaupten. Zum Gewdhrleistungsbereich des Art. 33 Abs. 4 GG gehoren jene
Aufgaben, deren Wahrnehmung die besonderen Verldsslichkeits-, Stetigkeits- und
Rechtsstaatlichkeitsgarantien des Beamtentums erfordern. Die Miitter und Viter des Grundgesetzes
verstanden das Beamtentum insoweit als ein Instrument zur Sicherung von Rechtsstaat und Gesetzmdfigkeit
der Verwaltung. Auch die Entscheidung des BVerfG 39, 334 unterstreicht: ,, Gemeint ist die Pflicht zur
Bereitschaft, sich mit der Idee des Staates, dem der Beamte dienen soll, mit der freiheitlich-demokratischen,
rechtsstaatlichen Ordnung dieses Staates zu identifizieren. Unverzichtbar ist, dass der Beamte den Staat und
die geltende verfassungsrechtliche Ordnung bejaht, sie als schiitzenswert anerkennt, in diesem Sinn sich zu
ihnen bekennt und aktiv fiir sie eintritt. Die Treuepflicht gebietet, den Staat und seine geltende
Verfassungsordnung zu bejahen, dies nicht blofi verbal, sondern auch dadurch, dass der Beamte die

bestehenden verfassungsrechtlichen und gesetzlichen Vorschriften beachtet und erfiillt.

Es bewegt folgender Rechtssatz:

Ein Amtstriger, welcher sich bei der Leitung oder Entscheidung einer Rechtssache zugunsten oder zum
Nachteil einer Partei einer Beugung des Rechtes schuldig macht, begeht eine Straftat.

Es geht hier nicht um die Beugung ,,des Rechts®, sondern es geht um die Beugung, in Threr Welt der
»Verfassung® in meiner Welt ,,des Grundgesetzes® — insoweit sprechen wir jedoch iiber die hochste
Rechtsgrundlage unserer Gemeinschaft. Diese ,,Beugung® geschieht dann, wenn grundgesetzliche
Rechtsbefehle beseitigt, auBler Geltung gesetzt oder untergraben werden. Die MiBachtung der
Unmittelbarkeit der Wirkung des GG, der Grundrechtsgarantien und Giiltigkeitsvoraussetzungen, des
Unverletzlichkeitspostulats, die Indisponibilitit der Grundrechte stellen in o. a. Sinne die Benachteiligung

des Ihnen schutzbefohlenen Biirgers und Grundrechtetragers dar.

Nun zu den einzelnen (nur) scheinbar giiltigen Gesetzen:

I. Einkommensteuergesetz (EStG), verkiindet am 16.10.1934:

Das EStG wurde am 16.10.1934 ,,verkiindet*, verkiindet, ohne dass dieses EStG einem verfassungsgemafien

Verfahren unterworfen worden ist.
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Das EStG 1934 wurde nach umfassender Einschrinkung der Weimarer Reichsverfassung durch die
Reichstagsbrandverordnung und danach durch die Gesetze zum Schutz von Reich und Volk, den

Ermichtigungsgesetzen, ausgearbeitet und verkiindet.

Das EStG 1934 ist damit nicht verfassungsgemil} zustande gekommen.

Gemal § 3 Art. 4 des 2. Gesetzes iiber die Beseitigung von Bundesrecht im Zustellungsbereich des
Bundesministers der Justiz vom 23.11.2007 bleiben Rechte und Pflichten, die durch gesetzgeberische,
gerichtliche oder VerwaltungsmaBBnahmen der Besatzungsbehorden oder aufgrund solcher Maflnahmen
begriindet oder festgestellt worden sind, von der Aufthebung unberiihrt und bestehen nach Art. 2 Abs. 1 Satz
1 des 1. Teils des Uberleitungsvertrages vom 26. Mai 1952 fort. Das hat zur Folge, dass alle Staatsorgane,
Gerichte und Behdrden zum Beispiel die Entscheidung des Tribunal Géneral de la Zone Francaise
D’Occupation Rastatt vom 06.01.1947 auch heute noch als zwingend zu beachtendes Recht anwenden
miissen. Die dort gefillte Entscheidung hat festgestellt, dass Gesetze, Verordnungen und alle Entscheidungen
von Gerichten und Behorden des verbrecherischen Staates ungiiltige bzw. nichtige Entscheidungen sind.

Diese Entscheidungen sind mit Kapitulation des Naziregimes am 08. Mai 1945 untergegangen.

In gleicher Qualitit duBert sich das BVerfG in seiner Entscheidung 3, 58 vom 17.12.1953. Dort wird erklart,
dass Gesetze, die erst wihrend der nationalsozialistischen Zeit bekannt gemacht worden sind, niemals in

einem von rechtsstaatlichen Grundsétzen beherrschten Gesetzgebungsverfahren konstruiert worden sind.

In Sachen Abgabenordnung trage ich Thnen die ,,Meinungen® der Kommentatoren vor, die in § 413 AO die

Grundrechtegarantien und Giiltigkeitsvorschriften beurteilen.

Was sagen die ,,Kommentatoren* der AO zu der Beachtung von Art. 19 Abs. 1 und 2 GG?

Tipke-Kruse, Mai 2010 Kommentator Driien: I Rn 1, letzter Satz:

,, Eine Befugnis zu Grundrechtseinschrdnkungen ergibt sich aus § 413 AO nicht!*
In Rn. 3 begriindet Tipke-Kruse aus der “herrschenden Meinung”.

In Zeiten des Nationalsozialismus war die herrschende Meinung, wir jagen Juden, ermorden Frau und
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Kinder, rauben deren Vermogen und fithren Krieg gegen die Welt, so wie es uns passt. Herrschende Meinung
war, der Fiihrer verkorpert den Willen des Volkes und kann damit nicht irren. Denn alles das, was der Fiihrer
unternimmt, ist aus dem Willen des Volkes geboren. Deshalb ist der Fiihrer einer Kritik auch nicht
zuganglich. Goebbels war Sprachrohr der herrschenden Meinung, “wollt ihr den totalen Krieg?”, frenetischer
Jubel im Sportpalast. Die Presse driickte die herrschende Meinung aus. Die herrschende Meinung war auch

Biicherverbrennung, Reichskristallnacht und Pogrome am eigenen Volke sowie an fremden Volkern.

Daraus ist zu erkennen: Die herrschende Meinung steht nicht iiber dem Gesetz und schon gar nicht iiber dem

Grundgesetz. In diesem Zusammenhang erinnere ich an die Worte des BVerfG:

,,Recht, Gerechtigkeit stehen nicht zur Disposition des Gesetzgebers. “.

Die herrschende Meinung ist nicht Gesetzgeber.

,, Gerade die Zeit des nationalsozialistischen Regimes in Deutschland hat gelehrt, dass auch der Gesetzgeber
Unrecht statt Recht setzen kann* (BVerfGE 3, 225 [232]). Wie viel mehr die devoten Diener innerhalb eines
Systems.

Art. 5 Abs. 3 Satz 2 GG erklart:

,, Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. “ Ein Rechtsbefehl !

Weiter gilt:

Der Richter darf einem nach Wortlaut und Sinn eindeutigem Gesetz nicht einen entgegengesetzten Sinn

geben (1 BvL 149/52 vom 11.06.1958).

Also ist die Begriindung, dass die herrschende Meinung irgendetwas annimmt, was aus dem
Grundgesetz nicht zu rechtfertigen ist, unzulissig. In der Arbeitsanleitung auf der Grundlage der
Gewaltenteilung, der Grundlage der Erkenntnis, dass den Grundrechten die grofftmogliche Wirksamkeit zu
verleihen ist, dass Grundrechtsgarantien in Art. 19 GG festgeschrieben worden sind, ist die Ausfiihrung bei
Tipke-Kruse, gestiitzt auf die herrschende Meinung, mehr als skandalés. Da Driien sehr genau zwischen
herrschender Meinung und Gesetzgeber zu unterscheiden vermag, erkennt dieser unter Beachtung der o. a.

Rechtsgrundsitze, dass die AO dem Rechtsbefehl aus Art. 19 GG nicht nachgekommen ist.
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Im Kommentar Kiihn/Wedelstadt, schreibt Blessinger zu § 413 AO:

§ 413 AO wird dem Sinn des Zitiergebotes nicht gerecht, mit Verweis auf Gast-de Haan in Klein, Engelhardt
in Hiibschmann/Hepp/Spitaler. Letztere verweisen auf den Kommentar von Maunz/Diirig. Dort zu Art. 19
Abs. 1, Rn. 46/48 und 52, in dem der damalige Kommentator Herzog ausfiihrte, dass das, was das BVerfG
aus dem “Zitiergebot” gemacht hat, keineswegs dasjenige ist, was die verfassungsgebende Versammlung in

Verbindung mit dem Parlamentarischen Rat durch das Zitiergebot beabsichtigte.

Peter Scheurmann-Kettner schreibt zu § 413 AO im Kommentar Koch/Scholz:

Die Bestimmung, fiir die es in der RAO kein Vorbild gab, nennt im Hinblick auf Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG
die Grundrechte, die durch die Vorschriften der AO beriihrt werden. Ein Abgleich zu dem Rechtsbefehl mit
dem Gesetzestext vermeidet der “Kommentator”. Peter Scheurmann-Kettner ist Ministerialrat im

Bundesministerium der Finanzen gewesen und damit Teil der Téter.

Franzen/Gast/Joecks, Steuerstrafrecht, bemerkt zu § 413 AO, dass Grundrechte dort genannt worden sind,
die eingeschrankt wurden, jedoch erkennt er noch nicht einmal den grundgesetzlichen Rechtsbefehl aus Art.
19 Abs. 1 Abs. 2 GG. Gast-de Haan in Klein: Ob die Vorschrift allerdings Art. 19 Abs. 1 Satz 2 GG gerecht
wird, erscheint zumindest zweifelhaft. Gleiche Auffassung Hiibschmann/Hepp/Spitaler/Engelhardt. Der
Zweck des Zitiergebotes wird erreicht, wenn bei jeder einschrankenden Vorschrift das betroffene Grundrecht
angefiihrt oder wenn mindestens in der Sammelvorschrift neben den betreffenden Grundrechten auch die
einschrinkenden Gesetzesbestimmungen genannt werden. So auch Maunz-Diiring, Herzog, Art. 19 Abs. 1

Rz. 48, 56.

Fazit:

Die tiefgriindige Untersuchung, die in der Sache erforderlich war und die herausarbeitet, dass Art. 19 GG
eine Grundrechtegarantie, eine Krone des Grundgesetzes und damit eine Schliisselfunktion des
Grundgesetzes und des Biirgerrechtschutzes darstellt, wird von offenbar allen “Kommentatoren” verkannt,

die gleichzeitig Art. 5 Abs. 3 Satz 2 GG elementar in hochster Bedeutung verletzen.

Soweit Sie auf ein ,,Zitiergebot* reflektieren, verkennt dies die Sach- und Rechtslage._Das ..Zitiergebot™ ist
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auf der Ebene der inneren Grundrechte zu beurteilen und hat die Qualitit einer Giiltigkeitsvoraussetzung
und einer Grundrechtegarantie, die sich aus Art. 19 Abs. 1 GG immer dann erschlieBt, wenn der

Gesetzgeber ein Grundrecht durch ein Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes einschrankt.

Wird diese jeweilige Grundrechtseinschrinkung durch ein Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes dem
Grundrechtstriger nicht angezeigt, dann enthélt dieses Gesetz einen Mangel, der — da Art. 19 GG eine
Garantievorschrift ist und eine Giiltigkeitsvoraussetzung — zur Ungiiltigkeit des formellen Gesetzes

fithrt.

Dariiber hinaus ist dem Gesetzgeber aufgegeben worden, Grundrechte nur dann einzuschrénken, wenn keine
andere Moglichkeit gegeben ist, ein Gesetz ohne Grundrechtseingriffe zu schaffen. Es ist eine konkrete
Auswahl des pflichtgeméBen Ermessens gefordert. Erfolgt eine Grundrechtseinschrankung, dann ist der
Gesetzgeber gehalten, dem Grundrechtstrager mitzuteilen, welches Rechtsmittel ihm eréffnet worden ist,

gegen diese Grundrechtseingriffe/Grundrechtseinschrankungen vorzugehen.

Wihrend das EStG bereits deshalb von der Norm des Art. 19 Abs. 1 GG nicht betroffen sein kann, weil es
am 08.05.1945 untergegangen ist und niemals verfassungsgemal verkiindet wurde, trifft Art. 19 Abs. 1 GG
die AO in voller Harte. Die AO enthélt eine Vielzahl von Grundrechtseinschrankungen. Beispielhaft nenne
ich § 44 und § 248 AO ff., die in Art. 6 und Art. 14 GG eingreifen. Der Schutz der Familie, der in Art. 6 GG
verankert worden ist, wird durch § 44 AO aufgehoben, ohne dass der Gesetzgeber diese

Grundrechtsaufhebung tiberhaupt erwéhnt.

Dem Staat obliegt es, die RechtmiBigkeit seines Handelns darzutun, dagegen gehort es nicht zu den Pflichten
des Grundrechtstriagers, die Rechtswidrigkeit staatlicher MafBnahmen zu belegen. Die dem offentlichen
Organ — Finanzverwaltung — erteilte Erméchtigung zur Ausiibung staatlichen Zwanges umfasst nicht die

Befugnis, sich iiber die Grundrechte hinwegzusetzen. Aber genau das beabsichtigen Sie.

Der Eingriff in das Eigentum ist keinesfalls eine Schrankenbestimmung der grundrechtsimmanenten
Qualitdt, sondern um einen Eingriff in das Eigentum vorzunehmen, ist es erforderlich, dass der Eingriff

gegen den Eigentiimer erfolgt, also gegen diejenige Person, die bereits Eigentum besitzt.

Art. 19 Abs. 2 GG, die Norm, die bestimmt, dass der Wesensgehalt der Grundrechte nicht angetastet werden
darf, ist im Falle des Verstoes gegen Art. 19 Abs. 1 GG ebenfalls betroffen, denn durch Verstol gegen
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innere Grundrechte, wozu Art. 19 Abs. 1 GG zihlt, werden eben Grundrechte in elementarer Art und Weise

»angetastet®.

Ich stelle fest:

Das Einkommensteuergesetz, die Abgabenordnung und auch das Umsatzsteuergesetz sind ungiiltige
Gesetze. Die Ungiiltigkeit tritt nicht erst dann ein, wenn das BVerfG diese feststellt, denn die Ungiiltigkeit
ergibt sich allein aus den Rechtsbefehlen, die das Grundgesetz aufgestellt hat, und zwar dann, wenn der

einfache Gesetzgeber diese Rechtsbefehle nicht befolgt. Es wird erklért:

»Das Grundgesetz bezweckt in seinem grundgesetzlichen Teil gerade auch den Schutz des Einzelnen vor
einer lberméfBigen Ausdehnung der Staatsgewalt. Eine Beschrinkung der durch das Grundgesetz
gewihrleisteten Freiheitsrechte kann deshalb nur insoweit fiir zuldssig gehalten werden, als dies der
Grundgesetzgebung nicht widerspricht, d.h., nur soweit der Grundgesetzgeber ausdriicklich einer

Einschrankung zugestimmt hat.

Weitergehend als die Weimarer Verfassung bindet das Grundgesetz in Art. 1 Abs. 3 Gesetzgebung und

Verwaltung an die institutionelle Garantie der Grundrechte.

o Nach Art. 19 Abs. 1 GG kann ein Grundrecht durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes nur eingeschrdinkt
werden, soweit dieses im Grundgesetz selbst vorgesehen ist. Es wiirde dem Sinn der Artikel 1 Abs. 3 und 19
Abs. 1 GG widersprechen, eine solche Einschrinkung im Wege der Auslegung nachzuholen (BVerfGE 1,
303),,.

Dass Gesetze, wie das EStG 1934, angewendet werden, lasst rechtssystematisch iiberlegen, ob einmal
gesetztes Unrecht dadurch, dass es wiederholt und angewandt wird, zu Recht erwéchst. Mit Sicherheit nicht.

Ein gegen das Grundgesetz verstolendes Gesetz ist ungiiltig, darauf gestiitzte Verwaltungsakte sind nichtig.

Dilemma wird dadurch gelost, dass die Aussetzung der Vollziehung sofort verfiigt wird und der

Amtsleiter sofort in der Sache remonstriert.

Unterlassen Sie dies, werte ich dies als Betreiben von Bestrebungen, Verfassungsgrundsétze auszuhohlen,

aufzuheben oder abzuwerten. Ein Tatbestand, der in Art. 143 GG als Straftatbestand bestimmt worden ist.
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Die Entscheidung des BVerfG 12, 180 bestimmt, dass eine Aussetzung/Authebung der Vollziehung immer
dann zu erfolgen hat, wenn ernstliche Zweifel an der Richtigkeit und Auslegung eines Gesetzes bestehen.
Dies gilt gerade dann, wenn ernste verfassungsrechtliche Bedenken gegen die Giiltigkeit eines Gesetzes
selbst erhoben werden konnen, denn auch die vollziehende Gewalt ist nach Art. 20 Abs. 3, Art. 1 Abs. 3 GG

an Gesetz und Recht, insbesondere an die Grundrechte gebunden.

Die Staatsgewalten unterliegen dem Zwang des Art. 97 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz GG. Ebenso wie der
Richter dem Gesetz unterworfen ist, sind alle Organe der Rechtspflege dem Gesetz unterworfen, denn eine
grundgesetzkonforme Entscheidung kann nur dann entstehen, wenn alle Parteien auf diese hinarbeiten.
Letztendlich wird das Gericht, in seiner Unabhéngigkeit und Unparteilichkeit — die nebenbei in der

Bundesrepublik Deutschland eben nicht vorliegt — dem Gesetz unterworfen zu beurteilen haben.

Sofern Sie in der Sache Fragen haben, bitte ich diese schriftlich zu stellen. Dabei bitte ich zu beachten, dass
der Grundrechtstrdger nicht in einem obrigkeitshdrigen Staate lebt, sondern alle Staatsgewalt, alle Macht
vom Volke ausgeht und damit das Volk der Souverén ist. Dieses Volk bestimmt ,,Sachwalter, deren Auftrag
sich allein nach den grundgesetzlichen Rechtsbefehlen ausrichtet. Staatsgewalt, gleich auf welcher Ebene, ist
dem Grundgesetz in ihrem Handeln unterworfen. In dieser Qualitit haben die bestellten Sachwalter
gegeniiber dem Grundrechtstrager eine Fiirsorgepflicht, denn dieser wird durch deren Bestellung
schutzbefohlener staatlicher Gewalt. Er muss sich auf die Einhaltung des Grundgesetzes verlassen konnen.
Erfolgt diese nicht, hat er auf seine Grundrechte zu pochen, denn diese sind ihm unverletzlich und auch

unverduBerlich gewiahrleistet (Art. 1 Abs. 2 GG).

Der Anspruch, dass der Sachwalter gefilligst solange Unrecht hinzunehmen habe, bis Staatsgewalt,
geschweige denn das BVerfG bzw. der Gesetzgeber dieses Unrecht bereinigt, verstoBt gegen das

Unverletzlichkeitspostulat und das UnverduBerlichkeitspostulat des Grundgesetzes.

Antrag 13.

Warum an die Firma Finanzministerium NRW, D-U-N-S Nr. 332633767 keine Schenkungen (“Steuern‘)
gezahlt werden miissen, gezahlt werden diirfen mit Begriindung. Es wird beantragt diese Argumente zu

priifen und dann entsprechend zu befolgen.

Die gesetzliche Grundlage der Erhebung von Steuern, innerhalb des vereinigten Wirtschaftsgebietes der
Bundesrepublik Deutschland 1t. Begriffsbestimmung des GG (Grundgesetz) gegeniiber Bewohnern bzw. sich
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dauerhaft authaltender Menschen in dem von Thnen bedachten geografischen Gebiet.

Insofern sind Sie gebeten, Ihrer Verpflichtung der vermeintlichen Stellung nach, die juristisch fundierte
Darlegung zu assimilieren, also sich jener zu ergeben oder eine ebenso juristisch fundierte Gegendarstellung,
die dann Thren Anspruch, zweifelsfrei untersetzt, zu tibermitteln, welcher ich dann, einer Klarheit
vorausgesetzt, nachkommen werde.

[Vorname] [Familienname] Staatsangehoriger des Konigreich PreuBBen gibt zu bedenken, dass ein Ignorieren
der juristisch fundierten Darlegung in Verbindung mit weiteren, anderen oder dhnlich gearteten Anschreiben
mir gegeniiber, eine Verletzung der Amtsautklarungspflicht in Threm Verstdndnis darstellt. Da Sie hiermit
eindeutig aufgeklart sind, wiirde das Ignorieren den Tatbestand des Storens des Rechtsfriedens darstellen, nach
welchem Sie, im Einzelnen die handelnden Personen und deren Vertreter einzeln und in gesamtschuldnerischer
Haftung ersatzweise, zur Verantwortung gezogen werden.

Ich fordere Sie hiermit eindeutig auf, Stellung zu beziehen, aufgrund welcher Rechtsgrundlagen fiir eine
Steuererhebung zu Gunsten der Bundesrepublik Deutschland Sie tétig sein wollen und beweisen Sie jene.

I.  Auswirkung des fehlenden territorial-raumlichen Geltungsbereichs auf GG und Steuergesetzgebung in
der Bundesrepublik Deutschland von Deutschland;

II. Auswirkung der Unmoglichkeit oder Verletzung des Zitierverbotes im Grundgesetz und bei den
Steuergesetzen;

III. Fehlende Steuerpflicht fiir die Bundesrepublik Deutschland von Deutschland im GG;
IV. Nichtigkeit nicht nachvollziehbarer und undeutlich bzw. unklar gesetzter Gesetze;

V. Nichtige Gesetzgebung durch Wahlfilscher und Wahlbetrug in der Bundesrepublik Deutschland von
Deutschland;

VI. Statthaftigkeit der Berufung auf Steuerverweigerung nach dem Widerstandsrecht Art. 20 (4) GG
wegen Volkermord am Deutschen Volk der Staatsangehdrigen des Deutschen Reichs mit unmittelbarer
Reichsangehorigkeit, Hochverrat und Volkerrechtsverbrechen durch die Machtinhaber der
Bundesrepublik Deutschland von Deutschland.

Insoweit kdnnen die nachfolgenden wiederholten und vertieften Vortrage zur Rechtslage nicht rechts-widrig
und rechtsmissbrauchlich vollstindig ausgeblendet werden und miissten eine dazu im verbotenen Widerspruch
erstellte Entscheidung rechtsstaatskonform verhindern.

Beweis:

Es wird auf die Fundstelle zu Jarass/Pieroth, GG. 9. Auflage, Art. 105, Rn 2 hingewiesen, die folgendermalien
lautet:

,, Die Besteuerungsmaoglichkeit im Verhdltnis zum Biirger wird vom GG stillschweigend vorausgesetzt
(BVerfGE 55, 274/30 1)

Insoweit ist der Nachweis gefiihrt, dass das Grundgesetz keine Steuerpflicht erklart. Stillschweigende
Voraussetzungen zu Lasten anderer, ohne deren Kenntnis vom Stillschweigen, sind aber grundsétzlich
unzuléssig.

Stillschweigende, textlich nicht nachvollziehbare Vereinbarungen haben auch keinen unabdingbar
notwendigen territorial-rdumlichen Geltungsbereich, was so etwas nicht rechtskraftig werden lassen kann.

Nicht vollumfanglich nachvollziehbare Gesetzestexte sind auch nicht zu begreifen, konnen grundsétzlich das
nicht auszuschlieende Zitiergebot des GG Art. 19 I nicht beriicksichtigen und sind auch deshalb nichtig.

Deshalb ist die angefiihrte Entscheidung des BVerfG von 1955 lediglich unbeachtlicher Ausdruck von
Kollaborateuren fiir eine Besatzungsdiktatur, welche unter der Haager Landkriegsordnung die Weimarer
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Verfassung einschlieBlich der RAO da beriicksichtigt, wo es ihr willkiirlich passt. Selbst das verbdte aber neue
Steuerarten und immer hohere Steuern.

Durch AuBerkraftsetzen der RAO ab dem 01.01.1977 fiir die Bundesrepublik gibt es auch keinen Bezug iiber
die Weimarer Verfassung zum Art. 134 auf die Haager Landkriegsordnung mehr.

Die Bundesrepublik Deutschland von Deutschland ist nach ihrer — tatséchlich unzutreffenden — Behauptung
seit dem 03.10.1990 ein souverdner Staat. Sie muss sich deshalb an dieser Téduschung selbst festhalten lassen
und hat daher kein rechtsstaatskonformes Steuererhebungsrecht nach dem GG mehr, weil kein Besatzerdiktat
weiterhin die Haager Landkriegsordnung offen, immer noch fiir Deutschland im Kriegszustand, als
verbindlich erkldren und durchsetzen konnte.

Im Ubrigen ist eine einseitige stillschweigende Voraussetzung nur solange durchzuhalten, wie man sich nicht
mindestens stillschweigend widersetzt.

[Vorname| [Familienname] Staatsangehoriger des Konigreich Preuflen erkliirt hiermit, dass [Vorname]
[Familienname] Staatsangehoriger des Konigreich PreuBlen niemals einer stillschweigenden
Voraussetzung einer nicht rechtsfahigen, nicht gesetzlich klaren und textlich deutlich verstindlichen
Besteuerungsmoglichkeit zugestimmt hitte und habe und berufe mich ausdriicklich auf die, meiner
Ansicht nach, boswillige Tauschung durch die bundesrepublikanischen Finanzbehorden bei der
Steuereintreibung, um die Unterstellung einer stillschweigenden Einwilligung zur Steuerpflicht durch
konkludentes Handeln zu verhindern.

Damit ist auch eine Verjihrung beziiglich der schon erhobenen und hiermit ausdriicklich zu-
riickgewiesenen Forderungen des bundesrepublikanischen Verwaltungsstrukturgebildes seit mindestens
01.01.1977 ausgeschlossen. Dariiber hinaus erklire ich vorsorglich, dass ich alle durch mich bisher
gezahlten Steuerbetrige zuriickfordere, da sie unter TAuschung im Rechts-verkehr und unter
Ausnutzung von Machtstrukturen ergaunert wurden.

Nach an der behaupteten Rechtsstellung gilt also zwar das Grundgesetz noch, es ldsst jedoch keine
Steuerpflicht erkennen.

Dazu kann ich Ihnen erkldren, dass in keinem Grundgesetzartikel der Steuerbegriff definiert ist, kein
Steuerpflichtiger bezeichnet wird und auch keine Voraussetzung erklart wird, unter welcher GesetzmafBigkeit
Steuern an die Bundesrepublik Deutschland von Deutschland zu zahlen wiren.

Da das GG die rechtswirksame verfassungsrechtliche Grundlage der Bundesrepublik Deutschland von
Deutschland darstellt, soll sich da heraus die Gesetzgebungskompetenz fiir die Erhebung von Steuern ergeben
(vgl. Art. 105 GG).

Das Grundgesetz ist aber keine Verfassung und keine verfassungsrechtliche Grundlage der Bundesrepublik
Deutschland, weil das Grundgesetz durch Art. 146 GG im gleichen Moment aufgehort hat zu existieren, in
dem es als Verfassung gelten miisste.

Grundgesetz Art. 146 (Geltung und Dauer) lautet in der letzten im Deutschen Bundestag ohne Rechtskraft
verdnderten Fassung, Zitat: ,,Dieses Grundgesetz, das nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands
fiir das gesamte deutsche Volk gilt, verliert seine Giiltigkeit an dem Tag, an dem eine Verfassung in Kraft tritt,
die vom deutschen Volk in freier Entscheidung beschlossen worden ist.*

Wire das Grundgesetz also eine Verfassung, wie es die bundesrepublikanischen Juristen im Wege der
Sinnentstellung gerne im eigenen Interesse behaupten, dann wiirde Art. 146 wie folgt auszulegen sein:

Diese Verfassung, die nach Vollendung der Einheit und Freiheit Deutschlands fiir das gesamte deutsche Volk
gilt, verliert seine Giiltigkeit an dem Tag, an dem eine Verfassung in Kraft tritt, die vom deutschen Volk in
freier Entscheidung beschlossen worden ist.

Die ebenfalls im Deutschen Bundestag verénderte Prdambel zum Grundgesetz behauptet nun aber, Zitat:

,Im Bewusstsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen, von dem Willen beseelt, als
gleichberechtigtes Glied in einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das deutsche
Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. Die Deutschen in den Léindern
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Baden-Wiirttemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern,
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein und Thiiringen haben in freier Selbstbestimmung die Einheit und die Freiheit Deutschlands vollendet.
Damit gilt dieses Grundgesetz fiir das gesamte deutsche Volk.

Wiirde die Prdambel also unwiderlegbare Tatsachen behaupten, so hétte sich danach das deutsche Volk in
freier Selbstbestimmung das Grundgesetz = Verfassung gegeben, wodurch wegen GG Art. 146 diese
Verfassung am gleichen Tag ihre Giiltigkeit verloren hitte.

Da die Machtinhaber und Erfiillungsgehilfen der Bundesrepublik Deutschland aber gleichwohl immer noch
darauf beharren, dass das Grundgesetz gilt und Bestand hat, muss die Prdambel des Grundgesetzes gelogen
sein.

Tatsdchlich enthélt die Praambel des Grundgesetzes in 3 Sétzen sogar sieben Liigen:

1. Luge: Die deutschen Volker wurden gar nicht gefragt! Es waren besatzungsabhéngige Wahlbetriiger
und Wahlfélscher, die sich ohne Aufklédrung durch Millionen Auslédnder und Staatenlose wahlen
lieBen, die den deutschen Volkern die Selbstbestimmung verweigerten.

2. Liige: Das von der Bundesrepublik Deutschland behauptete deutsche Volk hat keine
verfassungsgebende Gewalt, sondern nur allein die Staatsangehdrigen der Bundesstaaten mit
mittelbarer Reichsangehdrigkeit, die sich das Grundgesetz gerade nicht gegeben haben.

3. Liige: Die deutschen Volker, bestehend allein aus den Staatsangehorigen der Bundesstaaten mit
mittelbarer Reichsangehdrigkeit nach GG Art. 116, wird in der Bundesrepublik Deutschland von
Deutschland seit dem 09.05.1945 bis heute die freie Selbstbestimmung verweigert.

4. Luge: Die Einheit Deutschlands wurde am 03.10.1990 nicht vollendet, weil dazu das gesamte
Reichsgebiet in den Grenzen vom 31.12.1937" gehort hétte und auch die Deutschen in den
weiterhin annektierten Reichsgebieten erfasst werden miissten, wo das Grundgesetz nicht gilt.

5. Liige: Das neue Grundgesetz zum 03.10.1990 wurde nicht in Freiheit der deutschen Viélker formuliert
und beschlossen, sondern in nichtiger Selbstkontrahierung der Siegerméichte unter
Besatzungsvorbehalt mit von ihnen abhéngigen deutschen und nichtdeutschen Kollaborateuren
in bundesrepublikanischen Regierungen, Bundestag und der Justiz, die das Besatzungsrecht
akzeptierten.

6. Liige: Das Grundgesetz gilt gerade nicht, weil es oktroyiert ist. Es kann auch nicht gelten, weil der
territorial-riumliche Geltungsbereich des GG vor dem 03.10.1990 schon gestrichen war, was es
nichtig gemacht hat. Die zusammengelogene Praambel ist nach korrekter juristischer Lehre
rechtsunerheblich und nicht in Teilen giiltig.

7. Liige: Das Grundgesetz kann auch nachweislich schon deshalb nicht fiir die ganzen deutschen Volker
gelten, weil es nur auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland von Deutschland gelten
konnte. Dort siedelt aber nicht das ganze deutsche Volk.

Aus dieser zusammengelogenen Praambel konnen auch nicht einzelne Bestandteile willkiirlich herausgegriffen
werden und mit einer scheinbaren Rechtskraft angewendet werden, um z.B. einen angeblichen territorial-
rdaumlichen Geltungsbereich fiir das GG zu behaupten!

Die BRDvD ist lediglich ein Besatzungskonstrukt unter Schirmherrschaft der Alliierten, welche auf
Deutschem Reichsgebiet ohne Rechtsgrundlagen im Rahmen einer Parteien- und Juristendiktatur ohne

1 Als Erklarung zur Jahreszahl 1937. Jene wird gern wegen der Zeit des Nationalsozialismus, in der sie fdllt, mit den
moglichen uns anerzogenen Expansionsgedanken des NS-Regimes verbunden und die Nutzer dieser Jahreszahl in
eine solche Ecke getrieben. Richtig ist jedoch, dass es eben die alliierten Siegermachte waren, die nicht nur im
Potsdamer Abkommen, sondern in sdmtlichen Erlassen und Verordnungen jeweils diese Grenzsetzung des
Deutschen Reiches mit dieser Jahreszahl beschrieben haben. Deutlich wird dies an der Tatsache der deutschen
Expedition in 1938 in die Antarktis mit der Absteckung und Inbesitznahme des Neuschwabenlandes nach damals
geltendem Volkerrecht. So musste sich bis heute niemand mit diesen Anspriichen auseinandersetzen, geschweige
dann eine Assoziation zu anderweitigen Inbesitznahmen der Vergangenheit herstellen lassen bzw. hitte sich dieser
erwehren miissen.
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Rechtstaatlichkeit eine Schreckensherrschaft gegen die tatsdchlichen Deutschen als Staatsangehdrige des
Deutschen Reichs errichtet hat.

Und aus Art.105 GG ist beim besten Willen keine Berechtigung zur Steuererhebung zu erkennen, s. Text.

Art. 105 (Gesetzgebungskompetenzen)

(1) Der Bund hat die ausschliefliche Gesetzgebung iiber die Zolle und Finanzmonopole.

(2) Der Bund hat die konkurrierende Gesetzgebung iiber die iibrigen Steuern, wenn ihm das Aufkommen
dieser Steuern ganz oder zum Teil zusteht oder die Voraussetzungen des Artikels 72 Abs. 2 vorliegen.

(2a)

1 Die Linder haben die Befugnis zur Gesetzgebung iiber die ortlichen Verbrauchs- und Aufwand-steuern,
solange und soweit sie nicht bundesgesetzlich geregelten Steuern gleichartig sind.

2 haben die Befugnis zur Bestimmung des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer.

(3) Bundesgesetze iiber Steuern, deren Aufkommen den Léindern oder den Gemeinden (Gemeinde-
verbdnden) ganz oder zum Teil zufliefst, bediirfen der Zustimmung des Bundesrates.

Art. 105 GG beschreibt und definiert also nachweislich keine Steuerpflichtigen, sondern
Steuererhebungsberechtigungen ohne Bezeichnung, wer diese zu zahlen hat, ist dadurch jedenfalls
unzureichend bestimmt. Die Gesetzgebungskompetenz erwihnt keine Steuern sondern regelt nur das
Verhéltnis der Verwaltungsstrukturen Bund zu Léndern als Besatzungsorganisationen.

Der Unterzeichner erkennt aus dem GG Art. 105 eine Steuerpflicht jedenfalls nicht, was auch im gegenteiligen
Fall grundgesetzwidrig gegen GG Art. 14 als unaufthebbares Gesetz stehen wiirde. Er wird auch durch GG Art.
105 nicht direkt und personlich angesprochen oder adressiert.

Die Praambel hat aus vielen, auch hier aufgefiihrten Griinden, niemals Rechtskraft erlangen koénnen. Sie ist ein
Liigengespinst ohne jegliche Substanz fiir eine Beachtlichkeit, die das deutsche Volk nicht aufgestellt und
angenommen hat.

Deshalb ist sowohl die Behauptung beziiglich unbekannter vor- als auch nachkonstitutioneller Gesetze fiir eine
Steuerpflichtbegriindung in der Bundesrepublik Deutschland vollig nichtssagend, unklar, unversténdlich und
unsinnig.

Gesetze miissen aber zur Bewirkung einer Rechtskraft eindeutig, klar und versténdlich sein, damit sie beachtet
werden miissen.

Noch toller ist die Behauptung, dass nun aus GG Art. 123 iiber unverstindliche Formulierungen eine
Steuerpflicht begriindet werden soll.

GG Art. 123 lautet:

Art. 123 /Fortgeltung alten Rechts und alter Vertrdge)
(1) Recht aus der Zeit vor dem Zusammentritt des Bundestages gilt fort, soweit es dem Grundgesetze nicht
widerspricht.

(2) Die vom Deutschen Reich abgeschlossenen Staatsvertrige, die sich auf Gegenstdinde beziehen, fiir die
nach diesem Grundgesetze die Landesgesetzgebung zustdndig ist, bleiben, wenn sie nach allgemeinen
Rechtsgrundsdtzen giiltig sind und fortgelten, unter Vorbehalt aller Rechte und Einwendungen der
Beteiligten in Kraft, bis neue Staatsvertrdge durch die nach diesem Grundgesetze zustdndigen Stellen
abgeschlossen werden oder ihre Beendigung aufgrund der in ihnen enthaltenen Bestimmungen anderweitig

erfolgt.

Samtliche Gesetze vor dem Zusammentritt des Bundestages konnen nach dem Grundgesetz iiberhaupt nicht
gelten. Nach Art. 19 I GG wiirde fiir jedes Gesetz aullerhalb des GG grundsétzlich die Zitierpflicht zu beachten
sein, die nicht riickwirkend fiir ein ,,vorkonstitutionelles®, allerdings auch weiterhin unbekanntes und nicht
greifbares Gesetz, eingefiihrt werden konnte.

[Vorname] [Familienname] Staatsangehdriger des Konigreich Preuflen verlangt somit auch einen Hinweis auf
die Rechtsauslegung unter Bezug auf GG Art. 123, weil danach auch die Weimarer Verfassung noch als giiltig
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anerkannt sein miisste, soweit sie dem Grundgesetz nicht widerspricht!

Daraus ist doch unmittelbar zu folgern, dass das Grundgesetz keine Verfassung ist, weil das deutsche Volk der
Staatsangehorigen des Deutschen Reichs mit unmittelbarer Reichsangehdrigkeit nicht zwei parallele
Verfassungen haben kann.

Der Grundgesetzartikel 123 ist also grundsatzlich ein unerfiillbarer hohler Artikel.

Er beschreibt auch keinen Steuerpflichtigen, erklart den Begriff der Steuer nicht und hat auch keinen Bezug
zur Abgabenordnung sowie den nachfolgenden Steuergesetzen, die auch fiir sich allein betrachtet nach dem
Grundgesetz wegen unheilbarer Méngel nichtig sind.

Nicht konkret verfasste, unverstindliche Gesetze ohne Textinhalt sind unbeachtlich. Insoweit wird noch
einmal auf die Fundstelle zu Jarass/Pieroth, GG, 9. Auflage 2007, Art. 105, Rn 2 hingewiesen, die jedem
Finanzbeamten und Finanzrichter bekannt sein miisste.

Der bisherige Umgang des bundesrepublikanischen Gesetzgebers, der Regierung, der Justiz und der tibrigen
Verwaltung mit der Nichtbeachtung der im Grundgesetz festgelegten Rahmenrichtlinien ist im vorliegenden
Falle der Beitreibung von Steuern ohne Rechtsgrundlagen als vorsitzliche Unterlassung des rechtlichen
Gehors zu werten und erfiillt daher nach hiesiger Auffassung den Tatbestand der Rechtsbeugung.

Grundrechte sind hauptséchlich in den Artikeln 1 bis 20 des Grundgesetzes fiir die Bundesrepublik
Deutschland von Deutschland festgeschrieben, sie dienen als Abwehrrechte des Biirgers gegen das
Machtmonopol der Regierenden.

Es gibt Grundrechte, die eingeschriankt werden diirfen und es gibt Grundrechte, die nicht eingeschriankt
werden diirfen.

Die Art. 1 bis 20 des Grundgesetzes haben eine so genannte Ewigkeitsgarantie und sind fiir das GG
unverinderlich von den Besatzern vorgegeben. Es steht also im jeweiligen Grundrechtsartikel dabei, wie und

wann das Grundrecht eingeschrinkt werden darf.

Ein Grundrecht darf in einem solchen Falle nur durch ein Gesetz eingeschrinkt werden.

In dem betreffenden Gesetz muss in einem Paragraphen vermerkt sein, welche Grundrechte durch das Gesetz
eingeschrankt werden. Das schreibt das Zitiergebot des Artikels 19 I 2. des Grundgesetzes als Muss-Vorschrift
vor. Fehlt der Hinweis im Gesetz auf die Grundrechtseinschriankung, ist das Gesetz nichtig.

Es ist erlaubt, die nachfolgenden weiteren Grundsatzinformationen zum Zitiergebot zur Kenntnis zu bringen:

Es steht mit Gesetzeskraft fest — denn das Grundgesetz hat nach Ihrer vermeintlichen Arbeitsgrundlage ja fiir
diese Rechtauslegung eine angenommene Gesetzeskraft — dass eine sich aus dem Grundgesetzartikel 105
(Gesetzgebungskompetenz zu Zollen, Steuern und Abgaben) behauptete vorgebliche Steuerpflicht sofort
unbeachtlich wére, weil das Zitiergebot nach Artikel 19 I 2. des Grundgesetzes nicht beachtet wurde und
Rechtsfolgen beziiglich einer Steuerpflicht fiir im Grundgesetz selbst nicht bezeichnete steuerpflichtige,
natiirliche und juristische Personen, die sonst auch schlussendlich nach dem GG nicht identifizierbar sind,
nicht hergeleitet werden konnen.

Das gilt ebenso fiir den Art. 123 GG und alle verschwommenen, umgedeuteten und ganz unbekannten, z.B.
vom niedersidchsischen FG neuerdings vorgeschobenen ,,vorkonstitutionellen* Gesetze. Insoweit ist auch
grundsétzlich eine Einschriankung der Grundgesetzartikel 1 bis 20 und hier ins-besondere Art. 14 GG durch
eine nachfolgende Grundgesetzabweichung nicht mdglich.

Jede dynamische Rechtsfolgenverweisung auf eine nichtige Form geht zwangsliufig ins Leere, da die in
Bezug genommene Vorschrift keine Rechtsfolgen mehr auslésen kann.

Eine geltungserhaltende Reduktion der Normen, die durch den nichtigen Gesetzestext verlautbart werden
sollten, oder vor Eintritt der Nichtigkeit verlautbart wurden, ist grundgesetzwidrig; denn die grundgesetzliche
automatische Nichtigkeit erfasst den Gesetzestext im Umfang der Artikelformel des Artikels 19 I 2. des
Grundgesetzes mit allen seinen moglichen Inhalten, ist daher nicht teilbar. Im Falle von gerichtlichen
Entscheidungen zum Sachverhalt, darf ein Gericht wegen des Grundgesetzes keine nichtige Norm anwenden.
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Die Rechtsprechung ist nur an das Grundgesetz, an giiltige Gesetze und an das Recht gebunden (Artikel 20 III
und Artikel 97 des Grundgesetzes). Alleiniger origindrer Gesetzgeber des Bundes ist der Deutsche Bundestag,
unbeschadet der Mitwirkung anderer BRDvD- Organe bei der Gesetzgebung.

Auch die Bundesregierung, die das oberste Exekutivorgan des Bundes ist, ist nicht der Gesetzgeber, wie
bereits das Bundes“verfassungs“gericht gegeniiber grundgesetzfremden Sprach-, Denk- und
Verhaltensgewohnheiten betont hat (Bundesverfassungsgerichtsentscheidung 58.81.111).

Erst recht sind nachgeordnete Amtswalter eines Exekutivorgans, wie auch das Finanzamt, keine Gesetzgeber,
ihre Wiinsche sind keine Gesetze.

Es wohnt dem Artikel 19 I 2. des Grundgesetzes (Zitiergebot) auf Grund eigener Gesetzeskraft inne, dass ein
Gesetz, das gegen das Zitiergebot verstoBt, automatisch nichtig ist.

Verletzt ein Gesetz ein Freiheitsgrundrecht, so folgt daraus die Nichtigkeit des Gesetzes, weil nur so der
Grundrechtseingriff zu beheben ist. Die Rechtsfolge ist hier eindeutig.

In aller Regel verweist Ihre Institution immer auf die AO, Abgabenordnung, als notwendige rechtliche
Grundlage.

In der Organisationsform der Modalitat einer Fremdherrschaft namens Bundesrepublik Deutschland (OMF-
BRD) wurde bis Ende 1976 die Reichabgabenordnung benutzt, welche durch
Verwaltungsvorschriftendnderungen in der OMF-BRDvD aufgrund der Vorbehaltsrechte der Siegerméchte —
volkerrechtswidrig — angepasst wurde.

Nun war im Deutschen Reich jedenfalls die Steuerzahlungsfrist in der Weimarer Verfassung Art. 134
festgestellt. Auf diesen Art. 134 begriindete sich bekanntlich die Reichsabgabenordnung RAO.

Artikel 134

Alle Staatsbiirger ohne Unterschied tragen im Verhdltnis ihrer Mittel zu allen dffentlichen Lasten nach
Mafgabe der Gesetze bei.

So schreibt Gellert, Lothar, Zollkodex und Abgabenordnung, Inaugural- Dissertation Gottingen 2003, B.
Entstehung der Abgabenordnung, S.4, Zitat: ,,Die Reichsabgabenordnung wurde nicht als
,,Steuergrundgesetz *“ verfasst, weil bereits Artikel 134 der Weimarer Verfassung vorschrieb, das alle Biirger
ohne Unterschied im Verhdltnis ihrer Mittel zu allen 6ffentlichen Lasten nach Mafsgabe der Gesetze
beizutragen hatten. Es war daher iiberfliissig, eine solche Vorschrift zusdtzlich in die Reichsabgabenordnung
aufzunehmen.

Ziel der Reichsabgabenordnung war nach der Vorstellung Enno Beckers, ,,eine Grundlage fiir die
Finanzverwaltung und die zahlreichen drohenden Einzelsteuergesetze zu schaffen, die geniigend sicher, aber
zugleich elastisch genug waren, eine solche Vorschrift zusdtzlich in die Reichsabgabenordnung
aufzunehmen. *

Insoweit ist also nachgewiesen, dass sich die Steuerpflicht fiir Staatsangehdrige des Deutschen Reichs direkt
aus der Weimarer Verfassung ableiten lie3, welche die OMF-Bundesrepublik-DvD des nur angeblich
souverdnen und wiedervereinigten Deutschlands ohne die Grenzen vom 31.12.1937 und ohne Friedensvertrag
als Organisationsform der Modalitdt einer Fremdherrschaft nach der Bezeichnung durch Prof. Carlo Schmidt
(OMF-BRDvD) jedoch fiir sich nicht anerkennt und auch nicht parallel zum Grundgesetz befolgen konnte.

Das Einflihrungsgesetz zur Abgabenordnung wurde am 14.12.1976 im Bundesgesetzblatt, Teil 1, S. 3341 ff.
verOffentlicht und trat unter Besatzervorbehalt am 01.01.1977 nach Art. 102 in Kraft, nach-dem die Berlin-
Klausel in Art. 101 vorangestellt war. Nun heif3t es in Art. 96 I des EGAO, welcher merkwiirdigerweise in der
normalen Steuerfachliteratur von z.B. Beck nicht im Volltext verdffentlicht wird, aber:

Mit Inkrafttreten der Abgabenordnung vom 22.Mai 1931 (Reichgesetzblatt 1 Seite 161) .....!

Damit ist auch die Steuerpflicht nach Weimarer Verfassung ersatzlos entfallen, weil sich im Grundgesetz
jedenfalls fiir eine durch die OMF-BRDvD entworfene Abgabenordnung, die sich nicht mehr auf die Weimarer
Verfassung berufen kann, keine allgemeine Steuerpflicht aus einem bekannten Grundgesetzartikel ableiten
ldsst.
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Im Grundgesetz findet sich also an keiner Stelle eine Verpflichtung zur Zahlung von Steuern, sondern lediglich
Definitionen von Abgabearten und die Verwaltungsvorschriften. Insoweit wurde mit der Beseitigung der
Reichsabgabenordnung fiir das Besatzungskonstrukt OMF-BRD, welches diese Reichsabgabenordnung auch
nicht fiir das und in dem Deutsche(n) Reich verdndern konnte und kann, sondern nur fiir sich zum eignen
Vorteil gegen Reichsinteressen angepasst hat, eine Art OMF-BRDvD-Abgabenordnung ohne auf das
Grundgesetz geschiitzte Steuerzahlungspflicht aus der Taufe gehoben.

Art. 104 a bis 115 GG enthalten nachweislich keinerlei Hinweise auf die Auferlegung einer Steuerpflicht fiir
einen irgendwie bezeichneten jemand, sondern lediglich die konkurrierende Steuererhebungskompetenz
zwischen Bund und Léndern, Begriffsdefinitionen von Steuern und Handhabungsvorschriften fiir Steuern und
Steuergesetzgebung.

Eine Auswertung der AO selbst zeigt ein noch unverstiandlicheres Bild, nach welcher grundsétzlichen
Rechtsgrundlage in der OMF-BRDvD seit 1977 Steuern und Abgaben erhoben werden kdnnten.

Bereits die Gliederung der Abgabeordnung zeigt, dass sie ohne die Stiitze auf die Weimarer Verfassung keine
Steuerpflicht begriinden kann, weil sie der RAO absatzweise entspricht und eine solche Vorschrift ja zusétzlich

in die Reichsabgabenordnung aus gutem Grund nicht aufzunehmen war.
Schon AO Teil 1, Einleitende Vorschriften, § 1 (Anwendungsbereich) ist ausschlielich eine

Sachbereichserorterung, welche sich erst durch den Teil 11, Steuerliche Begriffsbestimmungen, § 3 sachlich
erschlief3t.

Damit ist aber weiterhin aus der AO selbst nicht zu erkennen, wer iiberhaupt steuerpflichtig ist. Ein
Steuerpflichtiger wird nicht definiert, sondern es wird die Existenz von Steuerpflichtigen vorausgesetzt, ohne
dass dafiir ein hoherrangiges Gesetz benannt wird.

In AO § 9 findet sich nun erstmalig in diesem BRDvD- Gesetz der Bezug auf den Geltungsbereich dieses
Gesetzes, der sich in AO § 138 so wiederholt, Zitat:

,,Steuerpflichtige mit Wohnsitz, gewohnlichen Aufenthalt, Geschidftsleitung oder Sitz im Geltungsbereich
dieses Gesetzes haben ..... mitzuteilen!

Aus der AO erschlief3t sich aber allenfalls ein sachlicher Anwendungsbereich, wohingegen der
Geltungsbereich der AO in dieser nach der vorliegenden Untersuchung {iberhaupt nicht beschrieben ist.

Demnach, sehr geehrte Damen und Herren, kdnnte man in diesem Zusammenhang einmal auffordern, die
aktuelle Fassung der AO zur Hand zu nehmen, schlagen Sie bitte den §415 AO auf. Jener regelt das
Inkrafttreten. Es wire interessant, konkret einen Kommentar zu dem, was dort konkret steht, zu erhalten.

Wie noch ausfiihrlich zur Begriindung der erkannten Nichtigkeit des GG nachgewiesen wird, hat jedes Gesetz
einen unabdingbar notwendigen territorial-riumlichen Geltungsbereich festzulegen.

Fehlt dieser wie auch in der AQ, ist ein solches Gesetz nichtig und unanwendbar. Als Folge konnen nach
einem solchen Gesetz keine Steuern oder Abgaben erhoben werden.

Deshalb ist die Abgabenordnung der OMF-BRDvD auch ohne Stiitze auf das Grundgesetz allein nichtig,
unabhéngig, ob bei Bezug auf das GG selbst diesem ja ebenfalls der unabdingbar notwendige territorial-
raumliche Geltungsbereich fehlt oder dort keine Steuerpflichten bezeichnet werden.

Selbst wenn also ein Finanzamt vortduscht, dass das Grundgesetz ohne notwendig territorialen-raumlichen
Geltungsbereich rechtskriftig ist, was auch nicht stimmt, so legt das Grundgesetz gleichwohl selbst aber
immer noch keine Steuerpflicht auf.

Und weil die stindigen Angriffe aus den bundesdeutschen Finanzbehdrden gegen die gesamte Existenz von
Vortragenden mit rechtsgrundlagenlosen Steuerforderungen, Zwangsvollstreckungen und willkiirlich
konstruierten Steuerstrafverfahren auch unbandigen Widerstandswillen erzeugt haben konnten, wird
nachgewiesen, dass die Abgabenordnung der OMF-BRDvD auch noch aus einem weiteren Rechtsgrund
nichtig und unanwendbar ist.

Art. 19 1 1. GG besagt folgendes:
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Soweit nach diesem Grundgesetz ein Grundrecht durch Gesetz oder auf Grund eines Gesetzes eingeschréinkt
werden kann, muss das Gesetz allgemein und nicht nur fiir den Einzelfall gelten.

Art. 19 1 2. Verlangt deutlich: Aulerdem muss das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels benennen.

Im Kommentar zum Grundgesetz, Sachs, steht zu GG Art. 19, Zitiergebot auf S. 595, Rn 18 bis 22, was es mit
dem so genannten Zitiergebot konkret im Einzelnen auf sich hat:

Das Zitiergebot richtet sich primér an den Gesetzgeber. Die Vorschrift soll eine ,,Warn- und
Besinnungsfunktion® erfiillen, damit der Gesetzgeber alle in Betracht kommenden Gesichtspunkte ab-wagen
und die Auswirkungen seine Gesetzgebung bedenken kann. Die vom Gesetzgeber verlangte Klarstellung hat
aber auch einen Informationswert fiir den Biirger, da die Grundrechtsbeschrankung fiir ihn kenntlich gemacht
wird. Dadurch wird einer schleichenden Grundrechteaushohlung vor-gebeugt, die bei Fehlen des Zitiergebotes
moglicherweise erst anldsslich der Gesetzesauslegung durch die Gerichte festgestellt werden kann.

Ein Verstof} gegen das Zitiergebot fithrt zur Nichtigkeit des Gesetzes.

Die Folgen eines nichtigen Gesetzes sind: Die auf diesem nichtigen Gesetz basierenden Verwaltungsakte sind
ebenfalls nichtig, nichtige Verwaltungsakte haben zu keinem Zeitpunkt irgendwelche Bindewirkung gegeniiber
seinem Adressaten entfaltet.

Auf nichtigen Verwaltungsakten basierende Zwangsmafinahmen sind ebenfalls nichtig und sofort und ersatzlos
aufzuheben.

Dieses rechtsstaatliche Prinzip gilt vorgeblich mit dem Inkrafttreten des Grundgesetzes der Bundesrepublik
Deutschland 1949, inzwischen selbstversténdlich auch fiir die Steuergesetze der OMF-BRDvD und fiir die auf
ihnen basierenden belastenden Verwaltungsakte (Steuerbescheide)

In der Abgabenordnung behandelt § 125 AO (Nichtigkeit des Verwaltungsaktes) den Umgang mit nichtigen
Steuerbescheiden.

Die Erhebung von Steuern verstdf3t doch in jedem Fall direkt gegen Art. 14 GG (Eigentumsgarantie)

Die Abgabenordnung von 1977 kann sich dabei nicht auf einen Grundgesetzartikel stiitzen, welcher eine
Steuerpflicht fiir jemanden unmittelbar begriindet, wie es die Reichabgabenordnung mit der Weimarer
Verfassung konnte.

Insoweit ist nun auch § 413 AO (Einschrdnkung von Grundrechten) auch noch rechtsfehlerhaft und
unvollstdndig, weil dieser Paragraph nur die Einschrankung von Art. 2 (2), 10 und 13 GG behauptet, obwohl
auch GG Art. 14 und 25 verletzt werden. Damit verletzt die AO entsprechend  § 413 AO nicht nur ohne
Rechtsgrundlage nach dem selbst die Artikel 2 (2), 10 und 13, sondern auch 14 und 25 GG.

Aufgrund der dazu fehlenden Zitiergebote wire die AO dann selbst wiederum insgesamt auch bei einem
vorgeblich geltenden Grundgesetz nichtig, s. dazu z.B. auch die Nichtigkeit des UStG seit dem 01.01.2002
wegen des dort fehlenden Hinweises in §27 b!

Insoweit sind auch durch diesen unwiderlegbar vorgestellten Sachverhalt alle Beziige auf die AO von AO von
Grund auf ohne rechtliche Substanz. Niemand hat also nach dieser Rechtsansicht eine Verpflichtung zur
Zahlung von Steuern an die OMF- BRDvD, weil eine solche auch im Grundgesetz nicht festgelegt ist.

Das ordentliche rechtliche Gehor setzt die Pflicht, die vorgestellten Argumente zu erwégen und begriindet zu
widerlegen, damit darauf abschlieBend geantwortet werden kann. Bis dahin gibt es jedenfalls keine giiltigen
Steuerbescheide und nur nichtige Verwaltungsakte.

Auch die dem GG und der AO nachrangigen Steuergesetze der Bundesrepublik sind rechtsfehlerhaft und daher
nichtig! Erst in den (unter das nichtige Mantelgesetz AO noch untergeordneten) Steuergesetzen der OMF-
BRDvVD findet sich z.Z. in §1 des EStG eine vorgebliche Steuerpflicht, welche sich aber ebenfalls nicht auf
das Grundgesetz stiitzen kann und damit nichtig ist.

Zusitzlich enthilt natiirlich auch das EStG nicht den Hinweis auf eine Einschrankung des Grundgesetzes
beziiglich der International vorrangigen Gesetze wie die Haager Landkriegsordnung nach Art. 25 GG und
beziiglich der Verletzung des Schutzes des Eigentums nach Art. 14 GG. Auch hier wird also das Zitiergebot
des Art. 19 GG unheilbar verletzt, was das EStG ebenfalls von Anfang an nichtig gemacht hat.
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Auch das UStG ist wegen Verletzung des Zitiergebotes nach Art. 19 GG nicht nur deshalb grundsitzlich
nichtig, sondern insbesondere auch durch die Einfiigung von § 27 b. An diesen Fakten &ndert auch die
Tatsache nichts, dass der § 27b UStG und das Zitiergebot des Art. 19 1 1. GG Thema in der
Bundestagsdrucksache 14/8944 vom 26.04.2002 gewesen ist.

Die damalige CSU Bundestagsabgeordnete Gerda Hasselfeldt hat der Bundesregierung folgende Frage
gestellt: Hailt die Bundesregierung die mit dem Steuerverkiirzungsbekdmpfungsgesetz eingefiihrte Regelung
zur Umsatzsteuer- Nachschau in § 27 b Umsatzsteuergesetz fiir vereinbar mit dem allgemeinen Zitiergebot in
Artikel 19 1 2. GG oder muss wegen der fehlenden Nennung von Artikel 13 GG im Umsatzsteuergesetz bereits
drei Monate nach der Verkiindung des Gesetzes von der Verfassungswidrigkeit dieser Regelung ausgegangen
werden?

Die Bundesregierung hat damals wie folgt geantwortet:

»Die Bundesregierung ist der Auffassung, dass § 27b Umsatzsteuergesetz mit dem allgemeinen Zitiergebot des
Artikels 19 I 2. GG vereinbar ist. Mit dem Zitiergebot soll sichergestellt werden, dass der Gesetzgeber sich bei
gesetzgeberischen MaBinahmen der moglichen Einschrankung von Grund-rechten durch sein Gesetz oder
aufgrund seines Gesetzes bewusst werden kann.*

Soweit dieser Umstand offenkundig und den am Gesetzgebungsverfahren Beteiligten bewusst ist, bedarf es
keiner besonderen Hervorhebung im Text des Anderungsgesetzes, um zu beweisen, dass der Gesetzgeber den
grundrechtsbeschrankenden Gehalt der in Frage stehenden Norm erkannt und erwogen hat (vgl. BVerfGE 35,
185 [189]).

Im vorliegenden Fall war dem Gesetzgeber die Grundrechtsrelevanz bewusst. Die Frage der Einschrankung
des Artikels 13 GG ist insbesondere bei der offentlichen Anhérung zu dem Gesetzentwurf der
Bundesregierung zur Bekdmpfung von Steuerverkiirzungen bei der Umsatzsteuer und anderen Steuern am 10.
Oktober 2001 diskutiert worden.

Die Bundesregierung hatte zunichst vorgeschlagen, eine allgemeine Nachschau in der Abgabenordnung
vorzusehen. Ein gesonderter Hinweis auf eine Einschrinkung eines Grundrechts war aufgrund der bereits
bestehenden Regelung des § 413 Abgabenordnung (Einschrinkung von Grundrechten) danach nicht
erforderlich. Unter Beriicksichtigung von Bedenken, die von verschiedenen Seiten geltend gemacht wurden,
haben Deutscher Bundestag und Bundesrat die Nachschau auf den Bereich der Umsatzsteuer beschrinkt und
deshalb speziell im Umsatzsteuergesetz geregelt. Da der Gesetzgeber sich also bewusst war, dass mit der
Regelung des § 27b Umsatzsteuergesetz das Grundrecht aus Art. 13 GG beriihrt war, wurde dem Sinn und
Zweck des Art. 19 1 2. GG entsprochen. Eine ausdriickliche Erwahnung der Einschrankung des Artikels 13 GG
war daher nicht zwingend geboten.

Hatte sich jemand nachtrdglich einmal mit der von Hendricks zitierten Fundstelle BVerfG 13, 185 [189]
befasst, hitte man festgestellt, dass dieser BVerfG-Beschluss den Titel ,,Haftgrund Fluchtgefahr* tragt und
eine Ergdnzung des § 112 a I 2. StPO betraf. Eine Vergleichbarkeit mit dem Einfiihren des § 27b UStG wird
das Umsatzsteuergesetz erstmalig und zusétzlich neben der Abgabenordnung 1977 zu einer grundsétzlich
neuen Eingriffsmdglichkeit in das Grundrecht des Art. 13 GG.

Das BVerfG hat mit Beschluss des Ersten Senats vom 4. Mai 1983 — 1 BvL 46/80 — (BVerfGE 64, 72, 80) 10
Jahre nach der Entscheidung ,,Haftgrund Fluchtgefahr* und 21 Jahre vor der o.a. Stellungnahme der
Bundesregierung zum Zitiergebot im Art. 19 I 2. GG folgendes verbindlich ausgefiihrt:

»Satz 2 des Art. 19 I GG kniipft an die in Satz 1 umgeschriebene Voraussetzung an, dass ,,ein Grundrecht
durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes eingeschriankt werden kann®. Fiir diesen Fall wird bestimmt, dass
das Gesetz das Grundrecht unter Angabe des Artikels nennen muss. In der verfassungsgerichtlichen
Rechtsprechung ist aus dieser Regelung in ihrem Zusammenhang hergeleitet worden, dass Zitiergebot diene
zur Sicherung derjenigen Grundrechte, die aufgrund eines speziellen, vom Grundgesetz vorgesehenen
Gesetzesvorbehalts iiber die im Grundrecht selbst angelegten Grenzen hinaus eingeschrankt werden konnten.*

Wie fiir alle der AO nachgeordneten Steuergesetze, hat auch das Kfz-Steuergesetz nicht nur das Zitiergebot des
Grundgesetzes missachtet.

Da die AO zusitzlich nichtig ist, kann auch durch nichtige Verwaltungsakte der AO nach § 118 kein Kfz-
Steueranspruch nach § 218 AO entstehen. Insoweit entfallt auch ein wirksamer Bezug der FA auf § 251 AO,
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weill nach der OMF-BRDvD-AO keine Vollstreckbarkeit entstehen kann.

Aus dem gleichen Grund kann auch kein ESt-, Umsatz-, Gewerbe-, Korperschafts- oder sonstiger durch die
Bundesrepublik fiir diese behaupteter Steueranspruch rechtsstaatskonform mittels einer nichtigen
Abgabenordnung liberhaupt erlassen oder gar vollstreckt werden.

Insgesamt glaubt der Unterzeichner auch nicht mehr daran, dass den Strukturen der BRDvD einschlieBlich der
Finanzbehorden und so genannten ,,gesetzlichen Finanzrichtern dieser Sachverhalt bisher unbekannt
geblieben ist, was notfalls durch Zeugenladungen und Vernehmungen geklart werden muss, welche
Finanzgerichte bisher verweigert haben.

Insoweit wurden von Anfang an mit Bestehen der bundesrepublikanischen Besatzungsabgabenordnung vom
01.01.1977 bosglaubig von allen tatsdchlichen Deutschen Steuern eingetrieben, woraus eine
Beanspruchungsfrist ohne Verjahrung von 30 Jahren ab Kenntnis von der Tduschung im Widerspruch zu Treu
und Glauben sowie einer erkennbaren sittenwidrigen Schédigungsabsicht fiir die Riickforderung aller von mir
bisher einbehaltenen Steuern erwachsen ist. Das Widerstandsrecht erlaubt die Berufung auf ein
Steuerstreikrecht.

In § 6 des Vertrages zur Elstersoftware werden die Perfiditit und der ,,Einfallsreichtum® der
bundesrepublikanischen Steuerrduber sehr klar dargelegt. (In dem Zusammenhang wird sicher zumindest die
Assoziation zum Vogel Elster klar)

»§ 6 Haftung

(1) Die Haftung fiir die Verletzung von Amtspflichten (§ 839 BGB, Artikel 34 GG) wird durch diesen Vertrag
und insbesondere § 6 nicht beschrinkt. Unbeschrdnkt haftet die Steuerverwaltung in den Fillen der
Verletzung von Leben, Korper und Gesundheit sowie nach dem Produkthaftungsgesetz.

(2) Im Ubrigen hafiet die Steuerverwaltung nach den gesetzlichen Vorschriften des Schenkungsrechts.

Es ist schon, dass sich dieses System dann letztlich selbst zerstort und zumindest vorab soweit selbst entlarvt,
wie in Satz (2) eindeutig dargelegt wird. Interessant bleibt es flir jeden ,,Biirger” zumindest mit Satz (1), was
Sie zum Nachdenken bringen diirfte. Es wird eindeutig darauf hingewiesen, dass eben der § 839 BGB die
Haftungsgrundlage darstellt. Und wer ist damit gemeint, sehr geehrte Damen und Herren,.... Sie
selbstverstindlich. Sie, die die dies versuchen, gegeniiber dem ,,Biirger* durchzusetzen.

Und das der § 839 i.V.m. § 823 BGB nicht nur dort gilt, sollte Thnen geldufig sein. Also achten Sie bitte ganz
konkret nicht nur auf unseren Mikrokosmos, sondern auch auf den Makrokosmos, denn der hingt ganz
untrennbar zusammen, was derzeit entschieden wird und sich die Menschen zwischenzeitlich dazu stellen.
Insofern werden Sie jede Fiirsprache benédtigen, die sich im Rahmen simtlicher Uberpriifungen nach
Einfiihrung bzw. Wiedereinfiihrung ordentlichen Rechts i.V.m. ordentlicher Gerichtsbarkeit mit Personen,
welche auf der Grundlage einer tatséchlichen freiheitlich-demokratischen Ordnung gewahlt und damit dazu
autorisiert wurden.

Ein Notwehr- und unbegrenztes Widerstandsrecht nach GG Art. 20 (4) gegen die BRDvD besteht, weil

a) Alle Regierenden der BRDvD mit Unterstiitzung ihrer politischen Justiz und der Behorden das
gesamte deutsche Volk der Staatsangehdrigen des Deutschen Reiches, fiir das die nicht legitimiert sprechen
konnen, einschlieflich der noch nicht beigetretenen DDR-Biirger durch die:

Bekanntmachung der Vereinbarung vom 27./28. September 1990 zu dem Vertrag iiber die Beziechungen
zwischen Bundesrepublik Deutschland und des Drei Méachten, Bonn, den 08.10. 1990 Dr. Eitel, Staatssekretér
des Auswiértigen Amtes im Auftrag des BM des Auswartigen Bundesgesetzblatt, Jahrgang 1990, Teil 11, 3.
1386 ff. vom 08.10. 1990 Tag der Ausgabe 09.11. 1990 auf unbestimmte Zeit durch fortgeltendes
Besatzungsrecht ohne Souverénitét an die drei Siegerméchte USA, BG und RF ausgeliefert und weiterhin
ausliefern wollen;

b) Die BRDvD mit von ihr zu Unrecht erhobenen Steuern von Staatsangehorigen des Deutschen Reiches
Kriegsverbrechen und Angriffskriege finanziert sowie Waffen in Krisengebiete und an Feinde des Deutschen
Volkes liefert;

c) Die BRDvD Vélkermord am deutschen Volk und Staatsangehorigen des Deutschen Reiches bezahlt;
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d) Steuererhebungen fiir die Feinde des deutschen Volkes der Staatsangehdrigen des Deutschen Reiches
auch gegen die Haager Landkriegsordnung verstof3en!

Diese Vertrage und Gesetze sind aufgrund des Besatzungsvorbehaltes der Siegerméchte in Selbstkontrahierung
der Besatzer mit sich selbst und nicht durch den freien Willen des deutschen Volkes der Staatsangehorigen des
Deutschen Reiches mit unmittelbarer Reichangehorigkeit entstanden. Es gibt bis heute keine Literatur- oder
Fundstelle zu der Frage, wie und warum es zu diesem Notenwechsel von Subalternen mit den westlichen
Siegermichten gekommen ist, um die Deutschen durch die Bundesrepublik zu verraten und zu verkaufen. Sie
dienten lediglich dazu, die Deutschen weiterhin trotz der vorgegaukelten, ab dem Zusammenfiihren der DDR
und BRD scheinbar gewéhrten Souverinitit weiterhin fest in die Steuerungs- und Lenkungssysteme
volkerrechtswidrig und nach Weltherrschaft strebender Fremdmaéchte, einzubinden.

Fiir diese Analyse sprechen schon die Textformulierungen, die keinerlei freie Entscheidung der Deutschen in
Volksbefragungen oder zu einer Verfassung gewihrten, obwohl die Vertrdge grundsitzlich unverduBerliche
Menschenrechte und Volkerrechte fiir jedermann einfach aufgaben. Durch die gesetz- und rechtswidrige
Abtretung von fiir eine Nation lebensnotwendigen Hoheitsrechten werden sie auch niemals rechtsstaatlich
korrekt ausfiihrbar sein.

Dazu kann auch das Kanzlerprotokoll BK, 132-35400 DE 12 NA zur Sitzung von Vertretern des Bundes, der
Deutschen Demokratischen Republik und der Lander vom 19.07.1990 herangezogen werden.

In diesem heif3t es auf Seite 1 unten, Zitat:

Stallbaum stellt fest, dass die Schlussformulierung ,, hat sich das deutsche Volk fiir dieses Grundgesetz
entschieden *“ nicht der Realitdt entspreche!

Weiterhin ist auch zu bedenken, dass die allgemeinen Grundgedanken zum Erlass des Grundgesetzes am
08.05.1949 fiir die noch zu griindende Bundesrepublik Deutschland erst am 15.09.1949 als oktroyiertes
Besatzungsstatut nach Gerhard/Schrader, Die Gemeinschaft und Du, Verlag Dr. Max Gehlen 1956, Seite 79,
wie folgt erklart wurden, Zitat:

,,in diesem Vorspruch (Prdambel) sind folgende Grundgedanken enthalten:

2.) Das Grundgesetz will keine endgiiltige Verfassung sein, es will vielmehr nur die Ordnung fiir eine
Ubergangszeit schaffen. Alle Deutschen sollten zu gegebener Zeit in freier Selbstbestimmung eine
Gesamtlosung herbeifiihren.

Wie aus einer Ubergangsordnung iiberhaupt eine Verfassung entstanden sein konnte, dazu schweigen die
bundesrepublikanischen Machtinhaber und Juristen direkt horbar!

Die Bundesregierung wollte also unmittelbar nach der Pariser Konferenz vom 17.07.1990 die dortigen Auflagen
mit einer gelogenen Prdambel in einer Scheinverfassung durchsetzen und hat das unter Diktat der
Besatzungsmaichte als abhéngiger politischer Verbund der bundesrepublikanischen Machtinhaber auch
vollendet.

Kein Deutscher braucht sich aber den Verkauf an Feindméchte gefallen zu lassen und dafiir auch noch Steuern
bezahlen.

Fiir den Fall der Ignorierung, der mir in das Verfahren eingefiihrten offenkundigen Tatsachen erklére ich
vorsorglich, dass ich die unberechtigten Forderungen zuriickweisen.

Ich bestreite die Rechtsfahigkeit des sogenannten Finanzamtes Paderborn — Finanzministerium NRW D-U-N-S
Nr. 340 927 487 (SIC) 9211 fiir Staatsangehdrige des KGR PreuBBen und abgemeldete juristische Personen.

Nach § 37 PartG liegt eine organisierte Unverantwortung in Form der Bundesrepublik vor. Die Legislative wird
von politischen Parteien bestimmt. Die Parteien in der BRDvD sind nicht rechtsfahige Vereine. Die
Bundesrepublik Deutschland von Deutschland ist eine Personalgesellschaft ohne eigene Rechtspersonlichkeit
und laut Zonenvertrag nur teilrechtsfahig.

Nach §37 PartG gilt ausdriicklich die Nichtanwendbarkeit des § 54 Satz 2 BGB. Aus einem Rechtsgeschéft
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Dritten gegeniiber haftet folglich niemand. Damit ist offenkundig, dass Nichtigkeit aufgrund gesetzlicher
Unverantwortlichkeit bei jeglichem Handeln mit AuBenwirkung bei Bund, Landern und Gemeinden besteht.

Aufgrund dieses juristischen Sachverhalts besteht der hinreichend begriindete Verdacht, dass auch Thre
Errichtung, das sogenannte Finanzamt Paderborn als Teil der BRD-Besatzung-Organisation und alle
bediensteten Erfiillungs- und Verrichtungsgehilfen des sogenannten Finanzamtes Paderborn Rechtsbeugung und
Amtsanmallung mit den von ihnen erstellten tatsdchlich nichtigen sogenannten Rechts- und Verwaltungsakten
begehen.

Um der Gefahr weiterer Rechtsbeugung, Willkiir und Téuschung im Rechtsverkehr entgegenzuwirken und um
Klarheit iiber die tatsdchliche Verwertbarkeit der an mich gerichteten ,,Steuerbescheide* zu gelangen, fordere
ich Sie auf, mir die Rechtsfahigkeit des sogenannten Finanzamtes Paderborn innerhalb von 21 Tagen
nachzuweisen.

Die Nichtvorlage oder Uneinbringlichkeit dieses von mir hiermit geforderten Nachweises offenbart die
Nichtzustindigkeit Threr Einrichtung und die Nichtigkeit aller Vorgdnge in meiner Sache analog § 92 VwGO.

Der Nachweis der Rechtsfahigkeit ist auch zur Ausrdumung meiner substantiiert begriindeten berechtigten
Zweifel zur Wiederherstellung der Rechtssicherheit gemal Art 20 GG. Bei Verweigerung oder
Uneinbringlichkeit des Nachweises der Rechtsfahigkeit nehme ich alle beteiligten Tat-Verwaltungsbeschiftigten
wegen ihrer Erfiillungsgehilfenschaft als Storer des Rechtsfriedens geméf staatlichem BGB in Anspruch.

Dariiber hinaus konnen Sie gewiss sein, dass der Hinweis ,,Dieses Schreiben ist ein Computerausdruck
und ohne Unterschrift giiltig® Sie kiinftig nicht aus der personlichen Haftung entlésst. Die Storer des
Rechtsfriedens werden dabei in gesamtschuldnerische Haftung verpflichtet werden. Keine Rechtsvorschrift
erlaubt die aus Haftungsgriinden notwendige Unterschrift, ausdriicklich nicht Paraphe, wegzulassen, solange sie
zumutbar ist. Eine Nichtzumutbarkeit fiir die in dem hier grundgegensténdlichen Schreiben fehlende
Unterschrift ist fiir Sie schwer nachweisbar. Die Beweispflicht liegt dabei beim notwendigen, vom Gesetz
eindeutig bezeichneten Bearbeiter.

Demnach erwarte ich von Thnen eine notwendige Form, wie Sie sie auch von mir erwarten diirfen. Das heift,
dass Sie geméal Threr eignen Verwaltungsvorschriften und den Vorschriften des BGB, und eigenen Formvor-
schriften fiir [hre Verwaltungsakte einhalten, die da wéren:

BGB § 126 ,Gesetzliche Schriftform

Zitat ;(1) "Ist durch Gesetz schriftliche Form vorgeschrieben, so muf3 die Urkunde

(der Beschluf3 wird als Urkunde gewertet)von dem Antragsteller eigenhdndig durch
Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubigten Handzeichens unterzeichnet werden.
Anmerkung; hier auch zu finden die Zulassungsbescheinigungsausfiihrung (Schriftform).

Da es sich bei den Bescheinigungen um Dokumente und Urkunden handelt?.

‘

WwVfG § 34 Beglaubigung von Unterschriften

(3)"Der Beglaubigungsvermerk ist unmittelbar bei der Unterschrift, die beglaubigt werden soll,
anzubringen. Er muf3 enthalten:

1.die Bestdtigung, dass die Unterschrift echt ist

2.die genaue Bezeichnung desjenigen ,dessen Unterschrift beglaubigt wird ,sowie die Angabe ,0b
sich der fiir die Beglaubigung zustdndige Bedienstete Gewissheit iiber diese Person verschafft hat
und ob die Unterschrift in seiner Gegenwart vollzogen oder anerkannt worden ist ,

3.den Hinweis ,dass die Beglaubigung nur zur Vorlage bei der angegebenen Behorde oder Stelle
bestimmt ist ,

4.den Ort und den Tag der Beglaubigung ,die Unterschrift des fiir die Beglaubigung zustdndigen
Bediensteten u.d. Dienstsiegel ."

YwVfG § 37 Bestimmtheit und Form des Verwaltungsaktes

(1) Ein Verwaltungsakt muss inhaltlich hinreichend bestimmt sein.
(2) Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, miindlich oder in anderer Weise erlassen
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werden. Ein miindlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder elektronisch zu bestdtigen, wenn hieran
ein berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene dies unverziiglich verlangt. Ein elektronischer
Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen schriftlich zu bestdtigen; § 3a Abs. 2 findet
insoweit keine Anwendung.

(3) Ein schriftlicher oder elektronischer Verwaltungsakt muss die erlassende Behorde erkennen
lassen und die Unterschrift oder die Namenswiedergabe des Behordenleiters, seines Vertreters
oder seines Beauftragten enthalten. Wird fiir einen Verwaltungsakt, fiir den durch Rechtsvorschrift
die Schriftform angeordnet ist, die elektronische Form verwendet, muss auch das der Signatur
zugrunde liegende qualifizierte Zertifikat oder ein zugehoriges qualifiziertes Attributzertifikat die
erlassende Behdrde erkennen lassen.

Weitere Paragraphen, die die Unterschriftspflichten regeln: BGB 126 a (elektr. Form)
ZPO § 130 a(elektr. Dokumente), ZPO § 435 (Vorlegung 6fftl. Urkunden in Urschrift oder
beglaubigter Abschrift .),VwVfG § 37 Ill ,VwGO § 117

Daraus ergibt sich das Fazit; ohne Unterschrift keine Rechtskraft /Rechtswirksamkeit.
Beweis und Rechtsmittelbegriindungen zu den rechtsgiiltigen Unterschriften bei Urteilen und Beschliissen:

Ein Beschluss wie auch Vertrage jeglicher Art, miissen zur Rechtskrafterlangung unterschrieben sein, weil
nur die Unterschrift seine Herkunft verbiirgt. Im Kollegialgericht geniigt die bloe Unterschrift des Vorsit
zenden und des Berichterstatters nicht. §129 Rn 8ff BGH VersR S 6, 442, Karlsr. Fam. RZ 99, 452.

Auch ein Handzeichen (Paraphe) ist keine hier ausreichende Unterschrift. § Rn 15, §129 Rn 31. Namensab-
kiirzungen (Paraphe), 170 Rn. 10, §216 Rn 12, §317 Rn 8, BGH VersR 90, 673, Brdb Rpfleger 98, 208, Kdln
Rpfleger 91, 198 (je Rpfl.). Die gilt auch bei der Verfiigung des Urkundsbeamten. Diiss Rfz 89, 276.

Bei einem VerstoB, einem nicht auszurottenden Ubel, liegt rechtlich nur ein Entwurf vor. Ub 12 vor §300,
BGH NJR 80, 1167, Karin FamRZ 99, 423 es setzt keine Notfrist in Lauf, BGH NJW 95, 933, auch keine an-
dere Frist. Dann hilft auch kein Nichtabhilfebeschluss auf Beschwerde, Karlsr. Fam RZ 99, 452.

§317 ZPO Abs. 2 besagt, dass von einem Urteil oder Beschluss erst dann Ausfertigungen, Ausziige oder Ab-
schriften gefertigt werden diirfen, wenn diese im Original unterzeichnet wurde. Die kommentierte Fassung
geht dabei im Detail sogar auf die Form ein, wie eine derartige Unterschrift erfolgt sein muss: Hier heif3t es:
Unterschriften von Richtern miissen stets mit dem Namen oder zumindest so wiedergegeben werden, dass
iiber ihre Identitét kein Zweifel aufkommen kann. Denn fiir den Zustellempfanger muss nachpriifbar sein, ob
ein/die Richter, die an der Entscheidung mitgewirkt haben, das Urteil auch unterschrieben haben. Deshalb
geniigt insoweit die Angabe ,,gez. Unterschrift” nicht (vgl. RGZ 139, 25, 26, BGH, Beschliisse v. 14.07.1965
— VII ZB 65 = VersR 1965, 1075 v. 15.04.1970 — VIII ZB 1/70 = VersR 1970, 623, v. 08.06.1972 — 111 ZB
7/72 = VersR 1972, 975 Urt. V. 26.10.1972 — VII ZR 63/72 = VersR 1973, 87)

Insofern bleiben Sie aufgefordert, die obigen Anforderungen beizubringen bzw. sich zu erkliren. Sie
erhalten eine gesetzliche Frist von 21 Tagen. Erfolgt dies nicht in der geforderten Norm besteht ein-
deutig Zustellungsverbot fiir Sie und Ihre ,,Behorde* und ich gehe davon aus, dass Ihre Forderungen
Unrechtmiiflig erfolgten und keine gesetzliche Grundlage dafiir zugrunde liegt. Sollte dieser Fall ein-

treten, fordere ich schon einmal Vorsorglich alle von mir jemals unfreiwillig gezahlten Steuern zuriick.
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Antrag 14.

Es wird beantragt die Eintragungen im Bundesgesetzblatt zu priifen und dann entsprechend zu befolgen:

1. Bundesgesetzblatt ,,Gesetz iiber MaBinahmen auf dem Gebiet der Zwangsvollstreckung® vom 20

August 1953. § 765a u.a.

§ 765 a ,, Auf Antrag des Schuldners kann das Vollstreckungsgericht eine MaBnahme der
Zwangsvollstreckung ganz oder teilweise autheben, untersagen oder einstweilig einstellen, wenn die
MafBnahme unter Wiirdigung des Schutzbediirfnisses des Glaubigers wegen ganz besonderer

Umsténde eine Hérte bedeutet, die mit den guten Sitten nicht vereinbar sind.*

§ 850 b (3) ,,Das Vollstreckungsgericht soll vor seiner Entscheidung die Beteiligten horen.*

Antrag 15.

Die Russische Militarverwaltung hat fiir die britische Besatzungszone folgenden Befehl herausgegeben. Bei
[Vorname] [Familienname] Staatsangehoriger des Konigreich Preuflen gema3 BGB § 1 BGB vom 18. August
1896, in seiner Funktion Diplomat des Konigreich Preulen, Gemeindevorsteher der Gemeinde Neuhaus i.W.,
Amtsmann im Amt Neuhaus i.W. handelt es sich um eine abgemeldete juristische Person. Siche auch
Abmeldung bei der Firma Stadt Paderborn, Willenserklarung, Personalkontokiindigung, Riickgabe des

Personalausweises usw. Es wird beantragt diese Anordnung zu priifen und dann entsprechend zu befolgen.

Sowjetische Militarregierung in Berlin - Verordnung iiber die
Kommunikationswege der deutschen Gerichtsbarkeit

Verordnung iiber die Kommunikationswege der deutschen Gerichtsbarkeit, iiber die rechtlichen
Folgen ihres Miflbrauchs in Zustindigkeit der Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf als Behorde des
Deutschen Reichs in Fithrung der Dienst-, Sach- und Fachaufsicht

Die Sowjetische Militarregierung in Berlin — SMR, in der Britischen Besatzungs-Zone vertreten durch die
Sowjetische Militdrverbindungsmission und -inspektion in Deutschland, erld3t zur Regelung der
Kommunikationswege der deutschen Gerichtsbarkeit und iiber die rechtlichen Folgen ihres Miflbrauchs die
Verordnung geméf dem, das folgt.
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Artikel 1

1. Die Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf fiihrt offenkundig als Behorde des Deutschen Reichs als die
Dienst-, Sach- und Fachaufsicht iiber die deutsche Gerichtsbarkeit (Artikel I1I der Verordnung Nr. 47 der
Britischen Militarregierung vom 30. August 1946) unter Bezug auf das fithrenden Verfahren der
Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf mit dem Aktenzeichen 2 AR 355/10.

2. Die Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf fiihrt nunmehr die Weisungen an die ihr wegen Dienst-, Fach-
und Sachaufsicht unterstellten Staatsanwaltschaften, Landgerichte und Amtsgerichte im Auftrage der
Sowjetischen Militdrregierung in Berlin — SMR aus als Besprechungsergebnis laut Protokoll vom Dienstag,
den 4. Januar 2010 mit Leitung der Dienststelle und der zustdndigen Dezernentin.

3. Die offenkundige Sachstandsklérung erfolgte, daf3 das Alliierte Kontrollrecht der Sowjetischen
Militérregierung in Berlin — SMR, in der Britischen Besatzungs-Zone vertreten durch die Sowjetische
Militarverbindungsmission und -inspektion in Deutschland AUCH im Bereich der Britischen Besatzungs-
Zone, insbesondere im Kontrollbezirk Diisseldorf, wahrgenommen und ausgeiibt wird.

Artikel 11

1. Fiir alle Dienststellen in den Behorden des Deutschen Reichs und in allen Verwaltungseinrichtungen in
Sukzession der Verwaltung der Britischen Militdrregierung im Land Nordrhein-Westfalen (insbesondere
Artikel I und IV der Verordnung Nr. 46 der Britischen Militdrregierung vom 23. August 1946) und im Bund
gemil Text von den drei Militdrgovuerneuren am 12. Mai 1949 genehmigten und am Illuminatentag 23. Mai
im Jahre 1949 in Kraft gesetzten Militérgesetzes ,,Grundgesetz FUR die Bundesrepublik Deutschland* gilt
mit riickwirkender Kraft unanfechtbar (sieche Art. 79 GG) die Einhaltung des Dienstweges mit der Aufsicht
filhrenden Behorde des Deutschen Reichs Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf und des
Kommunikationsweges in Bezug auf die Sowjetische Militirregierung in Berlin — SMR, in der Britischen
Besatzungs-Zone vertreten durch die Sowjetische Militdrverbindungsmission und -inspektion in
Deutschland.

2. Uber die unter Abs. 1 genannten Dienststellen wird das Verbot mit riickwirkender Kraft
unanfechtbar verhingt, an bei den Dienststellen der kommunalen Verwaltungen (beispielsweise
Einwohnermeldeamt, Fachbereich Biirgerservice GmbH) geloschte JURISTISCHE PERSONEN

a) Schriftstiicke

1. zu versenden

1i. zuzustellen

iii. sogenannte ,,Postzustellungsurkunden® (PZU) einzusetzen.
b) Wegen dieser Personen

i. Amtshilfeersuchen als Vollstreckungsauftrag und/oder Vollziehungsauftrag an Polizeivollzugskrifte zu
richten.

ii. Amtshilfe durch Polizeivollzugskrifte vollziehen zu lassen.

iii. Die Ausfithrung wird niher bestimmt. Polizeivollzugskréfte in diesem Sinne sind:

1. Kréfte des ,,IJnnenministeriums des Landes Nordrhein-Westfalen*

2. alle Polizeien der BRD GmbH als Vollstreckungs- und Vollzugskrifte wie Bundespolizei, Zoll usw.

3. kommunale Vollstreckungs- und Vollzugskrifte.
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Artikel I11

1. Jeglicher Schriftverkehr und jegliche andere Kommunikation hat an die Dienst-, Sach- und Fachaufsicht
der Generalstaatsanwaltschaft Diisseldorf gerichtet werden.

2. In dieser Hinsicht wird ein Naherungs-, Betretungs- und Hausverbot mit riickwirkender Kraft
unanfechtbar auf Dauer erlassen.

3. Fiir die Bestimmung der Ausfithrung gilt die Bannmeile im Umkreis von zehn Kilometern.

Artikel IV

1. Der § 18 GVG (Gerichtsverfassungsgesetz) ist zu beachten: ,,Die Mitglieder der im Geltungsbereich
dieses Gesetzes errichteten diplomatischen Missionen, ihre Familienmitglieder und ihre privaten
Hausangestellten sind nach MaBgabe des Wiener Ubereinkommens iiber diplomatische Beziehungen
vom 18. April 1961 (Bundesgesetzbl. 1964 II S. 957{f.) von der deutschen Gerichtsbarkeit befreit. Dies
gilt auch, wenn ihr Entsendestaat nicht Vertragspartei dieses Ubereinkommens ist; in diesem Falle findet
Artikel 2 des Gesetzes vom 6. August 1964 zu dem Wiener Ubereinkommen vom 18. April 1961 iiber
diplomatische Bezichungen (Bundesgesetzbl. 1964 11 S. 957) entsprechende Anwendung.*

Artikel V

1. Samtliche Dienststellen gemaf Artikel II haben jeweils eine Genehmigungsnummer bei der Alliierten
Militarregierung — Sowjetische Militdrregierung in Berlin — zu beantragen, damit eine von der Aufsicht
gefiihrte Behorde titig werden kann.

2. Zur ndheren Ausfiihrungsbestimmung wird verordnet, was folgt. Der Umschlag des Schreibens tragt auflen
oben links handschriftlich den deutlich lesbaren Vermerk:

a) ,,Antrag auf Erteilung der Genehmigungsnummer der Alliierten Militarregierung, zustindig: — Sowjetische
Militarregierung in Berlin — wegen begehrter Ausiibung der deutschen Gerichtsbarkeit gemaf Art. 72
Verfassung des Landes Nordrhein-Westfalen

b) mit Angabe der Amtsbezeichnung der deutschen Gerichtsbarkeit (im ,,Land Nordrhein- Westfalen*: gemaf
Verordnung Nr. 47 der Britischen Militdrregierung)

c¢) mit der eigenhéndig geleisteten Unterschrift

d) und zusitzlich der leserlichen Namensangabe mit Vorname und Zuname in handschriftlichen
Druckbuchstaben

e) das aufgebrachte Amtssiegel

Artikel VI

1. Wer rechtsmif3brauchlich gegen diese Verordnung verstot und rechtsmi3brauchlich deutsche
Gerichtsbarkeit ausiibt, erforderliche Urkunden und Amtsausweise, Siegel und dhnliches nicht
vorgezeigt, die Legalisation verweigert, insbesondere durch Betrug mittels Dienstsiegeln und
Dienstausweisen, Dienstwaffen mit sich fiihrt und einsetzt anstatt einer Amtswaffe, bei der Erfiillung

Seite 33 von 34



von Dienstobliegenheiten wahrheitswidrig behauptet, Amtshandlungen zu vollziehen, wird zum
Verfolg gegeben wegen Amtsanmaflung und Amtsmif3brauch bei der Staatsanwaltschaft. — Dariiber
hinaus erfolgt die Klageeinreichung nach dem Zivilrecht gemif § 920 ZPO (Arrest).

2. Die Bediensteten des Vollzugsdienstes im Sold des “Innenministers NRW?”” handeln als
Polizeivollzugskréfte und haben daher untergeordnete Rechte gegeniiber den Militdrpersonen und
Soldaten der und im Auftrage der Sowjetischen Militirregierung in Berlin — SMR. Den Befehlen der
Soldaten und der Sowjetische Militdrregierung in Berlin — SMR ist unbedingte Folge zu leisten und
die aufgegebenen Pflichten sind widerspruchslos zu erfiillen.

Artikel VII

1. Der Militérgouverneur ist nur seiner eigenen Regierung und den Gesetzen seines Heimatlandes
verantwortlich.

2. Ein Militargouverneur ist der Machthaber in einem von fremden Truppen besetzten,

annektierten oder sonst wie nicht unter Eigen-, sondern fremder Militirregierung stehenden

Artikel VIII

Diese Verordnung tritt in Kraft am 5. Januar 2011 mit riickwirkender Kraft unanfechtbar.

Im Auftrag der Sowjetischen Militarregierung Berlin, 5. Januar 2011
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Amt Neuhaus / Westfalen
Gemeinde Neuhaus / Westfalen

Gemeindebiiro:

Postfach 6220

[33104] Neuhaus / Westfalen Gebietskorperschaft
Konigreich Preuflen mit der Verfassung von 1850
PreuBlische Provinz Westfalen

Telefon:

E-Post:

Amt - Gemeinde Neuhaus / Westfalen, Postfach 6220, [33104] Neuhaus / Westfalen

Firma HZA Bielefeld D-U-N-S Nr. 333 574 650 (SIC) 9311 (Public Finanz, Taxation, and Monetary Policy)
Werner-Bock-Straf3e 25-29

[33602] Bielefeld Fax: 0521 — 3047 9010

20. April 2015

Betr.: Ihr Schreiben vom 15. April 2015

Sehr geehrter Frau Goettner-Bahr,

es wird aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit geschrieben. Es wird angezeigt, daB das Vermdgen der Familie [Vorname]
[Familienname], Staatsangehoriger des Bundesstaates Preufien durch einen Treuhandvertrag mit der Gemeinde Neuhaus i.W.
verbunden ist. Es wird gebeten sich bei zukiinftigen Anschreiben an den Treuhénder zu wenden. Vollmacht wird bestatigt.

Als Firmenbehorde der BRD wird es Thnen sicher nicht entgangen sein, dafl das Jahr 1990 das bedeutendste Jahr seit 1918 war. Die
Alliierten haben im sogenannten 2+4 Vertrag unser Land zum Rechtsstand 1918 in die Staatlichkeit freigegeben. Der Art. 7 besagt:

Artikel 7 (1) ,Die Franzésische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Konigreich
Grofsbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und Verantwortlichkeiten in
Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden, damit zusammenhdngenden vierseitigen
Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden Einrichtungen der Vier Mdchte aufgeldst.

Das bedeutet, das sich jeder Staatsangehorige fiir die Staatlichkeit vor 1918 oder den handelsrechtlichen Verwaltungsbereich der
BRD entscheiden kann. In den Jahren 2009 bis 2013 wurden Fakten gesammelt damit sich die Gemeindemitglieder ein Bild der Lage
in diesem Land machen konnen. Diese Zusammenstellung wurde ,,Analyse des System Deutschland* genannt und ist im Internet
hinterlegt. Sichtbar wurde die Statusdnderung auch mit der Streichung des Geltungsbereichs im Grundgesetz durch den
Hauptalliierten AuBBenminister J. Baker, USA und durch die von den Alliierten angeordneten Bereinigungsgesetze, die alle Gesetze
der BRD aufheben. Die Streichung des Geltungsbereiches bedeutet Authebung.

http://workupload.com/file/gExuCxwY https://www.youtube.com/watch?v=UeniO41W_Bo

Dort kann man in einem Internetauftritt der Stadt Aschaffenburg folgendes lesen: ,,Der Bundespersonalausweis oder der deutsche
Reisepass sind kein Nachweis iiber den Besitz der deutschen Staatsangehorigkeit. ....... “und auf Seite 48 / 49 schreibt der Landkreis
Demmin: ,,Aus dem Grundsatz des Fortbestandes des deutschen Staatsvolkes folgt, dass es eine Staatsangehorigkeit der
Bundesrepublik Deutschland, ..... , nicht gibt.

[Vorname] [Familienname], Staatsangehoriger des Bundesstaates Preulen mochte hier nicht alle Fakten weiter vertiefen, aber es
zeigt sich eindeutig das Bild, dafl die BRD ein reines Verwaltungskonstrukt der Alliierten war und ist und niemals Staatlichkeit hatte
oder haben wird. Auch Carlo Schmidt vom Parlamentarischen Rat hat das damals in einer Radiosendung iiberdeutlich zu Ausdruck
gebracht.

Nach RuStAG 1913 4.1 ist [Vorname] [Familienname] durch seinen Vater / GroBvater deutscher Staatsangehoriger, alle
handelsrechtliche Vertrdge mit der handelsrechtlich organisierten BRD wurden gekiindigt, die Abmeldung aus dem System der BRD
ist erfolgt und der Wohnsitz ist nach Art. 7 BGB von 1896 in Neuhaus i. W. begriindet.
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Alle Kommunen, Gemeinden und Stidte tiber 40.000 Einwohner wurden ab 1990 offiziell dariiber informiert, dal man sich nun als
Verwaltungsorgan selbst privatrechtlich organisieren und absichern muss, da sich die Rechtsstellung und Gerichtsbarkeit im Zuge der
“Wiedervereinigung” in der BRD existentiell und grundlegend im Status quo geéndert hat. Ab dann lief das lange Zeit
unverstindliche ,,Privatisierungsprogramm® auch in Deutschland auf Hochtouren. Amtswesen, Post, Bahn, Energieversorger usw.
etc. pp. wurden sukzessive still und ohne groBe Offentlichkeit, fast heimlich “umgestellt auf Firmenrecht, Handelsrecht frei von
jeglichem Staatswesen. Den wahren Grund hat man selbstverstidndlich gezielt unterschlagen. Der Grund war und ist schlicht und
ergreifend, dass mit der “Wiedervereinigung” von Teilen Deutschlands (quasi alle Gliedstaaten des Deutschen Kaiser Reiches,
Lénder wie Konigreich Preuflen, Konigreich Bayern usw. — nebst allen Provinzen und Gemeinden) per sofort wieder ihre volle
Souverinitit erlangt hatten, frei von jeglichem Besatzungsstatut waren! Auch das Amtsgericht Paderborn, die Finanzverwaltung, die
Stadt oder die Staatsanwaltschaft sind seit dem als Firma im Handelsrecht gelistet.

Der zweite gravierende Punkt ist die Person im System der BRD. In den Ausweisen des Besatzungskonstrukt BRD steht seit 1949
Name und nicht Familienname. Das heif3t, da3 die Staatsangehdrigen zur juristischen Person gemacht wurden. (§ 14 BGB von 1896
und § 17 HGB von 1897 ,,Die Firma eines Kaufmanns ist der Name,...“) Der Lastenausgleich 1952 war méglich.

1. Am 15.07.1999 wurden unter der SPD-Regierung des Bundeskanzlers Gerhard Schroder alle BRD-Angehdrige zu
Kolonieangehdrige: "Deutscher ist, wer die [...] unmittelbare Reichsangehorigkeit [. . . ] besitzt." Das Wort “unmittelbar” bedeutet
Reichsangehdrigkeit, wiahrend “mittelbar” die Angehorigkeit in einem Bundesstaat mit Bodenrecht meint.

2. Seit dem 21.08.2002 heif3t es: "Deutscher ist, wer die [...] unmittelbare /*Reichs*/ angehorigkeit [...] besitzt." Damit sind alle
Bundesbiirger ab diesem Zeitpunkt Staatenlos. (Apolide) Bei der Notation “/* */” scheint es sich juristisch um eine Ausklammerung
zu handeln.

3. Am 08.10.2010 erfolgte der grofle Staatsstreich und die Reichsangehorigkeit (unmittelbare deutsche Staatsangehorigkeit) wurde
endgiiltig beseitigt. Damit wurden alle Bundesbiirger der Bundesrepublik Deutschland entgiiltig staatenlos! Der Bezug auf das letzte
Staatsangehorigkeitsgesetz aus dem Jahre 1913 (RuStAG) wurde endgiiltig beseitigt. Hierbei handelt es sich um die Vorbereitung auf

die Uberfiihrung in die sogenannte EU-Staatsbiirgerschaft ohne echte Staatsangehérigkeit. (Apolide)

4. Spétestens seit dem Gesetz liber die weitere Bereinigung von Bundesrecht vom 08. Dezember 2010 (BGBI1 2010 Teil I Nr. 63,
ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010, Artikel 2 Aufthebung des Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangehdrigkeit
(102-1) ist die Staatsangehorigkeit flir die Bundesbiirger abgeschafft. (Apolide)

Das Gesetz zur Regelung von Fragen der Staatsangehorigkeit in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 102-1,
ver6ffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Dezember 2010 (BGBI. I S. 1864) gedndert
worden ist Stand: Zuletzt geéndert durch Art. 1 G v. 8.12.2010 I 1864, Die Bedeutung der Begriffe ,,Reichs- und
Staatsangehorigkeit™ im Sinne dieses G hat sich geéndert. An die Stelle der ,,Reichsangehdrigkeit™ ist gem. § 1 V v. 5.2.1934 102-2,
Art. 116 Abs. 1 GG 100-1 die deutsche Staatsangehorigkeit getreten. Die die Reichsangehorigkeit vermittelnde
Staatsangehorigkeit in den Bundesstaaten — seit der Weimarer Verfassung in den deutschen Lindern — ist durch § 1 V v.
5.2.1934 beseitigt worden. ,, (Apolide)

Das Volkerrecht (Haager Landkriegsordnung von 1907 — kurz HLKO) in einem besetzten Gebiet verbietet die Pliinderung im Artikel
46 und 47 bis zu einem Friedensvertrag. Das Volkerrecht gilt nur fiir natiirliche Personen, Staatsangehdrige. Durch Anderung des
Rechtsstatus waren Pliinderungen mdglich. Das wurde im Jahr 1952 durch den sogenannten Lastenausgleich durchgesetzt. Alle
juristischen Personen muflten damals 50 % ihres Vermdgens abgeben, bei Immobilien waren das 50 % Zwangshypothek mit
Riickzahlung auf 30 Jahre. Mit Zinsen wurden ca. 100 % des Gebdudewertes fillig
https://www.youtube.com/watch?v=A-hkQn5eXKM

Wenn man sich heute die ESM — Regelung ansieht kann man von einem Lastenausgleich 2.0 in naher Zukunft ausgehen. ESM heif3t
Européischer-Stabilitits-Mechanismus und ist eine Bank mit einer sogenannten Ewigkeitsgarantiec und juristisch geschiitzten
Mitarbeitern. Diese Bank kann laut Vertrag innerhalb von 8 Tagen jede ihr beliebe Geldsumme von der BRD im Handelsrecht
fordern. Die sogenannten Schulden in Europa, die die BRD absichert und im System der BRD begriindet sind, iiberschreiten bereits
das gesamte Volksvermdgen in diesem Land.

Schutz vor diesen geplanten Pliinderungen kann nur die Entscheidung zwischen Handelsrecht oder Staatsrecht sein. Im Jahr 2012 die
wurden die Zusammenhinge in der Gemeinde Neuhaus verstanden und als erster in diesem Land eine Gemeinde, die Gemeinde
Neuhaus aktiviert. Die Gemeinde hat seit 1918 nie ihre Rechtsfdhigkeit eingebiifit. Seit 1975 ist die Gemeinde, das Amt ohne
Organisation. Staatsangehorige des Konigreich PreuBen (jeweils vor 1918) haben im April 2013 die Gemeinde Neuhaus, das Amt in
Westfalen wieder aktiviert. Seit dem haben Staatsangehdrige in viele Stiddte und Gemeinden in unserem Land nach unserem Beispiel
Aktivierungen vorgenommen.

Die Stadt Paderborn (Rechtsabteilung) hat den Status der Gemeinde Neuhaus i. W. iiberpriift und uns durch den Referenten des
,,Blrgermeister mitteilen lassen, dafl wir an die Firma Stadt Paderborn mit der D-U-N-S Nummer: 332 914 381 keine Grundsteuer
zu zahlen brauchen.

Interessant in diesem Zusammenhang ist, dal sich die Behorden im Raum Paderborn auch in der Zeit ab 1930 nicht um
Rechtsstandards gekiimmert haben. Im Jahr 1994 haben meine Mutter [Vorname] [Familienname] und [Vorname] [Familienname] die
Druckkosten fiir das von der Universitit-Gesamthochschule-Paderborn, Fachbereich 2 — Erziehungswissenschaften erarbeitete Buch
,Die Ortserkundung® Stétten der Nazi-Verfolgung in Paderborn, Herausgeber Klaus Himmelstein, gespendet. In dem Buch wird
unter anderem beschrieben, da3 in Paderborn die jiidische Bevolkerung aus dem Kaiser-Karls-Bad ausgeschlossen wurde, die
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jidischen Marktbeschicker vom Markt verdrangt wurden, jiidische Familien aus ihren Wohnungen vertrieben wurden u.a.m.. Das
Erstaunliche ist, dal die Verordnungen, Anordnungen und Empfehlungen der Mandatsregierung unter Hitler (durch
Selbsterméachtigung im Jahre 1933) fiir diese Maflnahmen erst Jahre spiter kamen.

Auch wenn viele in der Bevolkerung so konditioniert sind, daf sie die Zusammenhénge nicht verstehen oder verstehen wollen,
sprechen die Tatsachen eine deutliche Sprache. Die Gemeinde Neuhaus hélt sich an die vorgegebenen Spielregeln wie u.a.
internationales deutsches Recht, Volkerrecht und Besatzungsrecht.

[Vorname] aus der Familie [Familienname]
Gemeindevorsteher

Dem Schreiben wurde folgendes Dokument als Anlage beigefligt (Kfz-“Steuer” ist eine Schenkung).

Hauptzallamt Biolefold -
ZOLL
- "ﬂﬂmww Mmmm
=ax  [Rre Nachncht vom (2 08.2074
[C e
o S6200 -B4 - HAMDT 290 - K et bt w—
- Sehr geshrier Hen
dis Lantern des Hauptzol amtes Bulefeld - Frau - hat mich beauftragt, Thr

Echveben vom 02 08 2014 2u basntwarisr

Nach § 1 Absatz 4 ces Gesetzes Ober die F nanzwesrwaitung (Finanzve nealtungsgesstz) vom
03.02.1§71 in Cer geltenden Fassung =t das Haupizollamt eine ortiiche Bahoroe der
Bundesfinanrverwalung

Nimawi d ese Denarce als Kunde oder Auftrpggeter em wirtachaftichen Handehn teil, gelten
28 nicht die Varschrifton dos Mandoleganatzbuchns, innowe i ist dos Hauptzollamt keine

JMNQAI0ens Frma’.
Als Laltern deser ,S¥chan Behirde” ol Frau: smibchigt de i cblegenden
Aufgaben zu delegieran

Dée Leitung des Fachgebietes. in dem die Festsaetzung der Krafifabrreugsieuer erfoigl. hat
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08 .C/7.2074 ermachiigt rechivwrksam de Ausfinhungen zur Schenkung fu machan

Mt froundbchem Grull
I Aurag

Seite 3 von 3



Diplomatische Mission des Kgr. Preufien i
Amt Neuhaus / Westfalen
Gemeinde Neuhaus / Westfalen

Diplomatische Mission des Konigreich Preufien
Amt und Gemeindebiiro:

Postfach 6220

[33104] Neuhaus / Westfalen Gebietskorperschaft
PreuBlische Provinz Westfalen

Konigreich PreuBen mit der Verfassung von 1850
Telefon:

E-Post:

Mission des Kgr. Preufien, Postfach 6220, [33104] Neuhaus / Westfalen

An alle Polizeibehorden der BRD-Verwaltung des Kreis Paderborn
Lt. internationalem Firmenverzeichnis D-U-N-S-Nr.: 506970172

01. Juli 2015

Sehr geehrte Damen und Herren,
an die fiir die deutsche Frage zusténdige Personen im Kreis Paderborn,

es wird aus dem Rechtskreis der Staatlichkeit geschrieben. Weitere Grundlagen sind u.a. das HGB von 1897, BGB von
1896 und das GVG von 1877.

Es konnen seit dem 2+4 Vertrag in diesem Land zwei Rechtskreise bestehen. Erstens der Rechtskreis der Verwaltung
der Alliierten zur Besetzung nach dem WK I die BRD-Verwaltung und zweitens der Rechtskreis der Staatlichkeit. Den
Rechtskreis der Staatlichkeit kann der Souverdn als Staatsangehoriger eines Bundeslandes wie z.B. das Kgr. Preuflen
durch Aktivierung der Gemeinde aus der Zeit vor 1914 schaffen. Das hat die Gemeinde Neuhaus i.W. / Amt Neuhaus
1.W. im April 2013 allen Alliierten der UNO und allen Behdrden der handelsrechtlich organisierten BRD mitgeteilt.

Warum wurden alle Behorden der BRD nach dem 2+4 Vertrag in das Handelsrecht gefiihrt ? Warum wurde der Art. 23
GG (Geltungsbereich) ersatzlos vom amerikanischen AuBlenminister Baker als Hauptalliierter gestrichen ? Warum
wurde durch die Bereinigungsgesetze der Jahre 2006, 2007 und 2010 allen ,,Gesetzen™ der Geltungsbereich und damit
die Giiltigkeit genommen ? Warum steht in der Personalausweisverordnung das man einen Ausweis besitzen muf} und
nicht welchen ? Warum laufen alle Hausversicherungsvertrige tiber die Bewertung des Jahres 1913 ?

Quellen zu den Bereinigungsgesetzen (Gesetzblatter): 1. BGBL. 2006, Teil I, Nr. 18, S. 866ff, ausgegeben zu Bonn am
24. April 2006 2. BGBI. 2007, Teil I, Nr. 59, S. 2614ft, ausgegeben zu Bonn am 29. November 2007 3. BGBI. 2010,
Teil I, Nr. 63, S. 1864ff, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010

Der Art. 7 des 2+4 Vertrages gibt die Auskunft ! ,,Deutschland“ wird von den Alliierten im SHAEF-Vertrag Art. 52 wie
folgt definiert: ,,Deutschland ist das Deutsche Reich in den Grenzen vom 31.12.1937.*

Die Besatzung des Jahres 1945 wurde aufgehoben, nicht aber die Besatzung des Jahres 1918. Deshalb gibt es jetzt zwei
Rechtskreise. Die BRD-Behorden verwalten deren freiwillige Mitglieder und der Souverin mit der jeweiligen
Bundesstaatsangehorigkeit wie z.B. Kgr. Preufien hat die Maglichkeit sich selbst iiber die aktivierte Gemeinde zu
verwalten.
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Artikel 7 (1) ,,Die Franzosische Republik, die Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, das Vereinigte Kénigreich
Gropbritannien und Nordirland und die Vereinigten Staaten von Amerika beenden hiermit ihre Rechte und
Verantwortlichkeiten in Bezug auf Berlin und Deutschland als Ganzes. Als Ergebnis werden die entsprechenden,
damit zusammenhdngenden vierseitigen Vereinbarungen, Beschliisse und Praktiken beendet und alle entsprechenden
Einrichtungen der Vier Mdchte aufgeldst. (1918 waren es beim Vertrag von Versailles drei Méachte)

Mit der Bundesstaatsangehorigkeit nach RuStAG 1913 4.1 (Staatsangehorigkeitsurkunde) gelten die internationalen
volkerrechtlichen und handelsrechtlichen Vertrdge die von der BRD-Verwaltung ratifiziert wurden fiir die natiirliche
Person im Rechtskreis vor 1914 ! Zum Beispiel:

1. Nach Protokoll Nr. 4 des Zusatzprotokolls der Europiischen Menschenrechte ist eine Inhaftierung wegen
zivilrechtlichen Anspriichen unzuldssig, auch fiir die Abgabe der Eidesstattlichen Versicherung. Die Abgabe
der Eidesstattlichen Versicherung ist eine zivilrechtliche Angelegenheit und kann nicht mit der Haft erzwungen
werden, da es nicht erlaubt ist, gegen sich selbst eine Erklirung unfreiwillig abzugeben (Unschuldsvermutung
Art. 6 Il EMRK) und der Menschenrechtskonvention der UNO mit gleichlautendem Inhalt !

2. Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten vom 4. November 1950 (in Kraft seit dem
3. September 1953) Zusatzartikel 4 - Verbot der Freiheitsentziehung wegen Schulden
Niemand darf die Freiheit allein deshalb entzogen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine vertragliche
Verpflichtung zu erfiillen.

3. Internationaler Pakt iiber biirgerliche und politische Rechte vom 19.Dezember 1966 (BGBL. 1973 II 1553)
Artikel 11: Niemand darf nur deswegen in Haft genommen werden, weil er nicht in der Lage ist, eine
vertragliche Verpflichtung zu erfiillen.

4. Ubereinkommen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder
Strafe vom 10. Dezember 1984 (BGBJ. 1990 11 S. 246)

Das bedeutet u. a., dal man wegen Geldschulden nicht verhaftet werden darf und sich vor Gericht selbst
verteidigen kann. Das AuslG-VwV gibt Auskunft {iber die von der BRD verwalteten Bundesbiirger. Fiir Auslédnder
ohne Staatsangehorigkeit (Staatenlose BRD-Mitglieder) gelten die internationalen volkerrechtlichen und
handelsrechtlichen Vertrige nicht ! Sie haben keinen Schutz vor Verhaftung der BRD-Behorden bei Geldschulden.

Das Auslindergesetz (AuslG-VwV) sieht vor, dass jeder Bundesbiirger der seine Staatsangehorigkeit nicht mit
einer Staatsangehorigkeitsurkunde nachweisen kann, wie ein Ausliinder zu behandeln ist.

“1.2.1 Auslénder ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staatsangehdrigkeit besitzt noch als Fliichtling oder
Vertriebener deutscher Volkszugehorigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkdmmling im Gebiet des Deutschen
Reiches nach dem Stand vom31. Dezember 1937 Aufnahme gefunden hat (Deutsche ohne deutsche
Staatsangehorigkeit) oder diesen Status durch Abstammung oder - bis 31. Mérz 1953 - durch Eheschlieung erworben
hat.”

“1.2.3.1 Deutsche, die zugleich eine oder mehrere fremde Staatsangehdrigkeiten besitzen, sind keine Ausldnder i.S.d.
Ausliandergesetzes (inlédndischer Mehrstaatler). Bestehen Zweifel, ob jemand Deutscher ist, obliegt die Kliarung der
Staatsangehdrigkeitsbehorde. Bis zur Klidrung ist er als Auslinder zu behandeln. Beruft sich ein Ausléinder darauf,
Deutscher zu sein, hat er dies gemif} § 70 Abs. 1 nachzuweisen (z.B. durch Staatsangehorigkeitsurkunde).”

Die Gemeinde Neuhaus i.W / Amt Neuhaus i.W. hat sich als erste Gemeinde in diesem Land aktiviert und die erste
Reststaatlichkeit wieder hergestellt. Danach muflte sich die Bundesregierung und der Bund von Berlin nach Bonn
ummelden. Als erste aktivierte Gemeinde haben wir gegeniiber der UNO, den Alliierten und den Bundesbehorden die
Vertretung des Krg. als Diplomatische Mission des Kgr. Preuen iibernommen.

Wir bitten um Beachtung und Einhaltung der internationalen voélkerrechtlichen und
handelsrechtlichen Vertrige und des internationalen deutschen Rechtes aus der Zeit vor 1914.
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A.7. Grundlagenwissen
A.7.1. Haager Landkriegsordnung (HLKO)
Die Haager Landkriegsordnung’ von 1907 ist giiltiges Vélkerrecht und besagt:

"Es ist untersagt, unverteidigte Stadte, Dorfer, Wohnstéatten oder Gebaude, mit welchen
Mitteln es auch sei. anzugreifen oder zu beschieften."

Art. 25, HLKO

"Der Befehlshaber einer angreifenden Truppe soll vor Beginn der Beschieffung den Fall
eines Sturmangriffs ausgenommen, alles was an ihm liegt tun, um die Behdérden davon
zu benachrichtigen."

Artikel 26, HLKO

"Bei Belagerungen und Beschieffungen sollen alle erforderlichen Vorkehrungen getroffen
werden, um die dem Gottesdienste, der Kunst, der Wissenschaft und der Wohltétigkeit
gewidmeten Gebaude, die geschichtlichen Denkmaéler, die Hospitéler und Sammelplétze
fiir Kranke und Verwundete soviel wie moglich zu schonen, vorausgesetzt, dafs sie nicht
gleichzeitig zu einem militarischen Zwecke Verwendung finden.

Pflicht der Belagerten ist es, diese Gebaude oder Sammelplétze mit deutlichen besonde-
ren Zeichen zu versehen und diese dem Belagerer vorher bekanntzugeben."

Art. 27, HLKO

"Es ist untersagt, Stddte oder Ansiedelungen, selbst wenn sie im Sturme genommen
sind, der Pliinderung preiszugeben."

Art. 28, HLKO

"Nachdem die gesetzmiéfige Gewalt tatsdchlich in die Hande des Besetzenden iiberge-
gangen ist, hat dieser alle von ihm abhidngenden Vorkehrungen zu treffen, um nach
Moglichkeit die 6ffentliche Ordnung und das offentliche Leben wiederherzustellen und
aufrechtzuerhalten, und zwar, soweit kein zwingendes Hindernis besteht, unter Beach-
tung der Landesgesetze."

Art. 43, HLKO

"Die Ehre und die Rechte der Familie, das Leben der Biirger und das Privateigentum
sowie die religiosen Uberzeugungen und gottesdienstlichen Handlungen sollen geachtet
werden. Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden."

Art. 46, HLKO

"Die Pliinderung ist ausdriicklich untersagt."

Art. 47, HLKO

9http://rk19-bielefeld-mitte.de/info/Recht/Haager Landkriegsordnung/42-56.htm
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“Das ein Gebiet besetzende Heer kann nur mit Beschlag belegen: das bare Geld und die
Wertbesténde des Staates sowie die dem Staate zustehenden eintreibbaren Forderun-
gen, die Waffenniederlagen, Beférderungsmittel, Vorratshauser und Lebensmittelvorréte
sowie liberhaupt alles bewegliche Eigentum des Staates, das geeignet ist, den Kriegs-
unternechmungen zu dienen. Alle Mittel, die zu Lande, zu Wasser und in der Luft zur
Weitergabe von Nachrichten und zur Beférderung von Personen oder Sachen dienen,
mit Ausnahme der durch das Seerecht geregelten Fille, sowie die Waffenniederlagen und
iiberhaupt jede Art von Kriegsvorrdten konnen, selbst wenn sie Privatpersonen gehoren,
mit Beschlag belegt werden. Beim Friedensschlusse miissen sie aber zuriickgegeben und
die Entschiadigungen geregelt werden.”

Art. 53, HLKO

"Das Eigentum der Gemeinden und der dem Gottesdienste, der Wohltatigkeit, dem
Unterrichte, der Kunst und der Wissenschaft gewidmeten Anstalten, auch wenn diese
dem Staate gehoren, ist als Privateigentum zu behandeln.

Jede Beschlagnahme, jede absichtliche Zerstorung oder Beschidigung von derartigen
Anlagen, von geschichtlichen Denkmaélern oder von Werken der Kunst und Wissenschaft
ist untersagt und soll geahndet werden."

Art. 56, HLKO

"Die Bombardierung aus der Luft mit dem Ziel, die zivile Bevolkerung zu terrorisieren
oder Zerstorungen von nicht militarischem Privatbesitz oder Totungen von am Krieg
nicht beteiligten Personen - sind untersagt."

Washingtoner Abkommen "Die Regeln des Krieges" aus dem Jahr 1922, Art. 22, Teil
2 (unterzeichnet von GB, USA, Japan, Frankreich, Italien)

"1940 begannen die Briten mit Bombardierungen von Deutschland, und
zwar Grofsbritannien begann als erstes mit Bombardierungen der deutschen
Stiidte, also vor deutschen Bombardierungen in Grofbritannien. "]

(Maxim Saprykin, Russischer Historiker und Dozent an der Fakultét fiir
Geschichte und Kulturologie der Moskauer Staatsuniversitét)

2. Nach dem Voélkerrecht tritt bei einer Kriegserklarung die Haager Landkriegsordnung
(HLKO) in Kraft. Die HLKO umfasst Kriegserkldrung, Waffenstillstand und einen Frie-
densvertrag. Da der Deutsche Bund Kriegserklarungen und die Kriegsgegner wie Grof-
britannien, Frankreich, USA usw. ebenfalls Kriegserkldrungen proklamiert haben, ist die
HLKO weiterhin in Kraft. Dort wird geregelt, wie im Fall der Besetzung eines Landes
vorgegangen werden muss. Die HLKO endet mit einem Friedensvertrag. Die fiinf
Alliierten (USA, China, Russland, Frankreich, Grofbritannien) und der Deutsche Bund
gehoren auch zu den Unterzeichnern der HLKO.

Der Friedensvertrag mit dem Deutschen Bund ist bis heute nicht vollzogen worden. Auch
die UN Charta Art. 53 bezieht sich nur auf das Deutsche Reich. Das SHAEF-Gesetz Nr. 1

9http://www.youtube.com /watch?v=UwsAxMHeWn4
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regelt das Verbot aller Gesetze des 3. Reiches (ab dem Erméchtigungsgesetﬂ von 1933)
und damit die Wiederherstellung der Gesetzlichkeit des Deutschen Bundes.

Die Gemeinde Neuhaus beruft sich auf die Verfassung vom 16. April 1871 von Wilhelm
dem deutschen Kaiser mit der genauen Beschreibung des Deutschen Bundes und sei-
ner einzelnen Bundesstaaten. Die Geltungsbereiche dieser Verfassung entsprechen dem
Bundesstaat Preufsen, Bundesstaat Bayern usw.. Als Preufen berufen wir uns auf die
Preufischen Verfassung® P7”| vom 5. Dezember 1848 und verkiindet am 2. Februar 1850.
"In Preufen wurde der biirgerliche Tod durch die Verfassungen abgeschaftt, die im Ge-
folge der Méarzrevolution von 1848 erlassen bzw. erarbeitet wurden (z. B. Art. 9 der
Preufiischen Verfassung vom 5. Dezember 1848, § 135 der Paulskirchenverfassung vom
28. Miirz 1849)."

Uber Art. 9 der Preukischen Verfassung wird in der Wikipedia®eschrieben.

Die Verfassung von 1848 (Nationalversammlung Paulskirche) und von 1919 (Versailles)
haben keinen genauen Geltungsbereich und sind damit unwirksam.

A.7.2. UN Charta (Feind-Staaten-Klausel der UNO)

Die UNO wurde von den fiinf Alliierten gegen die Kriegsgegner wie III. Reich, Italien,
Japan usw. gegriindet. Bis zu einem Friedensvertrag konnen diese Staaten jederzeit ohne
Erméchtigung des Sicherheitsrates kriegerisch belangt werden. Weitere Informationen
dazu liefert die nachfolgend zitierte UN Charta[1]

(1) Der Sicherheitsrat nimmt gegebenenfalls diese regionalen Abmachungen oder Einrich-
tungen zur Durchfiihrung von Zwangsmafknahmen unter seiner Autoritdt in Anspruch.
Ohne Erméachtigung des Sicherheitsrats diirfen Zwangsmafsnahmen auf Grund regionaler
Abmachungen oder seitens regionaler Einrichtungen nicht ergriffen werden; ausgenom-
men sind Mafnahmen gegen einen Feindstaat im Sinne des Absatzes 2, soweit sie in
Art. 107 oder in regionalen, gegen die Wiederaufnahme der Angriffspolitik eines sol-
chen Staates gerichteten Abmachungen vorgesehen sind; die Ausnahme gilt, bis der Or-
ganisation auf Ersuchen der beteiligten Regierungen die Aufgabe zugewiesen wird, neue
Angriffe eines solchen Staates zu verhiiten.

(2) Der Ausdruck "Feindstaat" in Absatz 1 bezeichnet jeden Staat, der wéihrend des
Zweiten Weltkriegs Feind eines Unterzeichners dieser Charta war.

Art. 53, UN Charta

3. Da der Deutsche Bund 1945 nicht aufgelost wurde (siehe u. a. SHAEF-Gesetz Nr. 52
Art. VII Begriffsbestimmungen: (e) - "Deutschland" bedeutet das Gebiet des Deutschen

96Das zunichst auf vier Jahre verabschiedete Erméchtigungsgesetz wurde 1937, 1939 sowie 1943 ver-
langert und blieb bis zum Ende des NS-Regimes im Mai 1945 rechtliche Grundlage deutscher Ge-
setzgebung.
9http: //www.documentarchiv.de/nzjh /verfpr1848.html
%http: / /www.verfassungen.de/de/preussen /preussend8-leiste.htm
9http:/ /www.landeshauptarchiv.de/index.php?id=490
100http: / /de.wikipedia.org/wiki/B%C3%BCrgerlicher Tod
Olhttp: / /www.flegel-g.de/ UN-Charta.html#a53
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Reiches, wie es am 31. Dezember 1937 bestanden hat.) und mit den Alliierten noch
keinen Friedensvertrag abgeschlossen hat, gilt noch immer die HLKO fiir den Deutschen
Bund und seine Staatsangehdrigen. Das Datum 1937 wurde von den Alliierten willkiirlich
festgelegt, es liegt nach dem Erméchtigungsgesetz / Diktatur und vor der volkerrechtlich
und international anerkannten Inanspruchnahme von Landmasse in der Antarktis.

A.7.3. SHAEF-Gesetz Nr. 52

Die USA, Grofbritannien, Russland, Frankreich und China haben
mit allen Alliierten am 12.09.1944, in Anlehnung an die HLKO die
SHAEF-Gesetzgebung proklamiert. Sie wurde vom Hauptalliierten
USA herausgegeben und gilt bis zum heutigen Tag fiir alle Alliierte
und zum Schutz der Bevolkerung im besetzten Deutschen Bund.
Das sich die Alliierten bis zum heutigen Tag penibel an die SHAEF-
Gesetze halten, konnte man bei der Besetzung Libyens feststellen.
Libyen war vom Deutschen Reich besetzt (unterliegt dem SHAEF-
Gesetz). Russland und China haben sich nur deshalb in der UNO
ihrer Stimme enthalten konnen.

Im Fall Syrien, das vom Deutschen Reich nicht besetzt war und gegen die Alliierten
keinen Krieg gefithrt hat, (unterliegt nicht dem SHAEF-Gesetz) haben Russland und
China ihr Veto eingelegt. Damit haben sie erreicht, dak die westlichen Alliierten das
Land nicht angegriffen haben.

SHAEF-Gesetz Nr. 52 Sperre und Kontrolle von Vermogen, Artikel I, Arten
von Vermogen:

1. Vermogen innerhalb des besetzten Gebietes, das unmittelbar oder mittelbar, ganz oder
teilweise im Eigentum oder unter Kontrolle der folgenden Personen steht, wird hiermit
hinsichtlich Besitz oder Eigentumsrecht der Beschlagnahme, Weisung, Verwaltung, Auf-
sicht oder sonstigen Kontrolle durch die Militarregierung unterworfen:

(a) Das Deutsch Reich oder seine Lénder, Gaue oder Provinzen oder eine gleichartige
staatliche oder kommunale Verwaltung, deren Dienststellen und Organe, einschliefslich
aller gemein- wirtschaftlichen Nutzungsbetriebe, Unternehmen, 6ffentliche Korperschaf-
ten und Monopolbetriebe, die durch irgendeine der vorgenannten Organisationen kon-
trolliert werden ;

(b) Regierungen, Staatsangehorige oder Einwohner von Staaten, mit Aus-
nahme des Deutschen Reiches, die sich mit einem Mitglied der Vereinten Nationen
zu irgend einem Zeitpunkt seit dem 1. September 1939 im Kriegszustand befanden, und
Regierungen, Staatsangehorige und Einwohner von Léndern, die seit diesem Tage von
den vorgenannten Staaten oder von Deutschland besetzt waren;"

(siehe auch HLKO Art. 46 “Das Privateigentum darf nicht eingezogen werden.”)

Folgende Seitd"7ist nur wegen der SHAEF- Gesetze interessant — sie vertritt nicht unsere
Meinung — bitte auf die alte Originalausgabe achten und nicht die neuere Félschung
nehmen.

102http: / /principality-of-sealand.eu/hotstuff /shaef _d.html
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Supreme Headquarters, Allied Expeditionary Force (kurz SHAEPTED war von Ende 1943
bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges das Hauptquartier der alliierten Streitkréfte in
Nordwesteuropa und erhielt Weisungen von den Combined Chiefs of Staff. Es wurde im
Januar 1944 in London durch die Umbenennung des Stabes COSSAC gebildet. Oberbe-
fehlshaber des SHAEF war von Beginn an Dwight D. Eisenhower. Nach der Befreiung
Frankreichs hatte SHAEF seinen Sitz in Versailles und Reims

Diese Regelung gilt bis heute fiir die "BR(D)" mit ihren Bundesbiirgern, die Lénder
und Kommunalverwaltungen. Somit auch fiir die Finanzbehérde, Kommunen oder die
Ausnahmegerichte der "BR(D)" - die keine Staatsgerichte sind. Beim Gerichtsverfas-
sungsgesetz (GVG) ist der § 15 (Staatsgericht) weggefallen!

A.7.4. Gerichtsvollzieherordnung

Dieser Abschnitt beschreibt Anderungen der Gerichtsvollzicherordnung (GVO) und dar-
aus folgende Konsequenzen.
Das Wichtigste vorweg: Laut GVO vom 01.08.2012 arbeiten "Gerichtsvollzieher" als

Freiberufler mit privatem Haftungsrisiko !
Wiéhrend die alte Fassung der GVO den § 1 enthalt

Rechtsstellung des Gerichtsvollziehers
Der Gerichtsvollzieher ist Beamter im Sinne des Beamtenrechts.

§ 1 GVO

ist dieser Paragraph in der neuen Fassung[TE] weggefallen
A. Allgemeine Vorschriften
§ 1 aufgehoben

Wie versucht sich das “Land” Nordrhein-Westfalen zu legitimieren? Es herrscht
hoéchste Not bei den "Staats-Simulanten", sich staatlich legitimieren zu wollen, das gilt
auch fiir NRW, da "Ihnen" eine Ankniipfung an ein Hoheitsgebiet (Gebietskorperschaft),
einem Geltungsbereich fiir "Ihr" Recht fehlt, versuchen "Sie" dieses verzweifelt zu fin-
den und kiinstlich zu konstruieren, um eine scheinbare, angebliche Rechtskontinuitét
herzustellen.

Justizministerialblatt fiir das Land Nordrhein-Westfalen Diisseldorf, den 15.
Dezember 2012, Nr. 24

Ergidnzungsbestimmungen des Landes Nordrhein-Westfalen zur Gerichtsvollzieherord-
nung und zur Geschiftsanweisung fiir Gerichtsvollzieher (auszugsweise)

II. Geschiiftsanweisung fiir Gerichtsvollzieher Erster Teil ™|

103http: / /www.history.army.mil /documents /cossac/Cossac.htm
04http: / /www.justiz.baden-wuerttemberg.de /servlet /PB/show /1278051 /GVGA %202012.pdf
105http:/ /justitia-deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm
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Zustellung von Amts wegen

Wird in den ehemals preufsischen Landesteilen von einem Notar im Falle des Artikels 26
des Preufiischen Gesetzes iiber die freiwillige Gerichtsbarkeit eine Zustellung von
Amts wegen veranlasst, finden die Vorschriften iiber Zustellungen von Amts wegen mit
der Mafkgabe Anwendung, daft der Notar an die Stelle der Geschéftsstelle und der Ge-
richtsvollzieher an die Stelle des Gerichtswachtmeisters tritt.

1 zu § 11 Abs. 2 GVGA

Dieses Vorgehen einer Mandatsregierung ist nach dem Vdlkerrecht nicht
zuldssig. Allein der Souverin — das Staatsvolk — hat die Moglichkeit am sou-
veridnen Staat ankniipfen. Siehe Aktivierung der Gemeinde Neuhaus in Westfalen.

A.7.5. Umorganisation der BRD

Wenn man nur genau genug hinsieht, kann man die Umstellung seit 1990 iiberall fest-
stellen. Die BRD wurde als NGO organisiert. Weiter Beweise folgen im Text.

Zum Beispiel: Arbeitsamt — Agentur fiir Arbeit, Einwohnermeldeamt — Biirger Service,
Umsatzsteuernummer bei Stidten, Kreisen, Bundestag, Geschiftsbereiche usw. ) [0 T0§0

Die Sperre und Kontrolle von Vermégen (SHAEF-Gesetz Nr. 52) gilt nicht fiir Staats-
angehorige der Bundesstaaten des Deutschen Bundes von 1871 mit Staatsangehorigkeits-
ausweis, der handelsrechtlichen Kiindigung bei der BRD und der Bestatigung durch das
Bundesverwaltungsamt mit der Eintragung im EStA-Register.

Der Staatsangehorigkeitsausweis wird im Ausldnderamt (Einwohnermeldeamt der jewei-
ligen Gemeinde, Stadt oder Kreises) beantragt. Gegeniiber der NGO BRD ist man dann
Auslénder im eigenen Land! (RuStAG 1913 4.1)

A.7.6. Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz fiir das Deutsche Reich

In der Einleitung zum Reichs- und Staatsangehérigkeitsgesetz fiir das Deutsche Reich[™7)
"RuStAG-1913" vom 22. Juli 1913 steht geschrieben:

“Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, Kénig von Preufsen etc.
verordnen im Namen des Deutschen Reichs, nach erfolgter Zustimmung des
Bundesrats und des Reichstags, was folgt:”

Erster Abschnitt
Allgemein Vorschriften

106http: / /www.bundestag.de/service /impressum /index.html

07http: / /revealthetruth.net /2013/02 /24 /das-firmen-imperium-des-deutschen-bundestages/
108http: //www.kreis-paderborn.de/kreis paderborn/impressum/index.php

109http: / /de.wikipedia.org/wiki/Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
HOhttp://justitia-deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm
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Deutscher ist, wer die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaat (§§ 3 bis 32) oder die
unmittelbare Reichsangehorigkeit (§§ 3 bis 35) besitzt.

§ 1, RuStAG-1913

[1] Elsak-Lothringen gilt im Sinne dieses Gesetzes als Bundesstaat.
[2] Die Schutzgebiete gelten im Sinne dieses Gesetzes als Inland.

§ 2, RuStAG-1913

Zweiter Abschnitt
Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate.

Die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate wird erworben 1. durch Geburt (§ 4), 2.
durch Legitimation (§ 5), 3. durch Eheschliefung (§ 6), 4. fiir einen Deutschen durch
Aufnahme (8§ 7, 14, 16), 5. fiir einen Ausléander durch Einbiirgerung (§§ 8 bis 16).

§ 3, RuStAG-1913

[1] Durch die Geburt erwirbt das eheliche Kind eines Deutschen die Staats-
angehorigkeit des Vaters, das uneheliche Kind eines Deutschen die Staatsan-
gehorigkeit der Mutter.

[2] Ein Kind, das in dem Gebiet eines Bundesstaates aufgefunden wird (Findelkind), gilt
bis zum Beweise des Gegenteil als Kind eines Angehorigen dieses Bundesstaats.

§ 4, RuStAG-1913

Die Staatsangehorigkeit in einem Bundesstaate wird erworben

—_

. durch Geburt (§ 4),

(N}

. durch Legitimation (§ 5),
3. durch Eheschlieffung (§ 6),
4. fiir einen Deutschen durch Aufnahme (8§ 7, 14, 16),

5. fiir einen Auslander durch Einbiirgerung (§§ 8 bis 16).

§ 3, RuStAC-1913

A.7.7. Der Begriff “Auslander”

Auszug aus der Verwaltungsvorschrift zum Ausléndergesetz:

“1.2.1 Auslédnder ist jede natiirliche Person, die weder die deutsche Staats-
angehorigkeit besitzt noch als Fliichtling oder Vertriebener deutscher Volks-
zugehorigkeit oder als dessen Ehegatte oder Abkommling im Gebiet des
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Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31. Dezember 1937 Aufnahme ge-
funden hat (Deutsche ohne deutsche Staatsangehorigkeit) oder diesen Status
durch Abstammung oder - bis 31. Mérz 1953 - durch Eheschliefung erworben
hat.”

Siehe auch[[T] § 2 Aufenthaltserlaubnis Abs. (2) Punkt 42| (RuStAG )] (Internetseite
des Innenministeriums Bayern wurde geldscht - warum? )] (Staatenlosenabkommen
beachte Art. 27 / 28 - Personalausweis )]

Im Personalausweisgesetz wird explizit auf juristische und natiirliche Personen (§ 1 BGB
von 1896) hingewiesen. De facto besitzt die juristische Person keine Rechte, da seine keine
Staatsangehorigkeit besitzt.

§ 28 Antrag - Personalausweisgesetz (PAusw.V) - der NRO BRD (1) Um das Vorliegen
der Voraussetzungen des § 21 Absatz 2 Satz 1 des Personalausweisgesetzes iiberpriifen
zu konnen, muss ein Antrag nach § 21 Absatz 1 Satz 1 des Personalausweisgesetzes
enthalten:

1. Angaben zur Identitdtsfeststellung von juristischen und natiirlichen Personen; bei
natiirlichen Personen sind dies insbesondere der Familienname, die Vornamen, der
Tag und der Ort der Geburt sowie die Anschrift der Hauptwohnung; bei juristischen
Personen sind diese insbesondere der Name, die Anschrift des Sitzes, die Rechtsform
und die Bevollméchtigten; aufserdem ist in diesem Fall eine Kopie des Handelsregister-
auszugs oder der Errichtungsurkunde beizulegen... [’

%http://www.gesetze-im-internet.de/pauswv,/  28.html

A.8. Streichung des Grundgesetzes

Im Jahr 1990 wurde nicht nur die DDR vom Russischen Aufenminister Eduard Sche-
wardnadse aufgelost — sondern auch die BRD vom Aufsenminister der USA James Baker
IIT — als Hauptalliierter. Durch die Streichung des Art. 23 GG wurde der Geltungsbereich
des Grundgesetzes aufgehoben. Dies wurde der deutschen Bevolkerung nicht 6ffentlich
mitgeteilt. Die Bundesrepublik Deutschland (BRD) wurde danach als nichtstaatliches
Unternehmen neu organisiert.

Das Grundgesetz wurde 1990 durch den Aufenminister der USA (Hauptalliierter) James
Baker durch Aufhebung des Artikel 23 des Grundgesetzes (Geltungsbereich) ungiiltig.
Die BRD wurde dadurch als Besatzungskonstrukt aufgelost”] Seit dem Jahr 1990 wird
die BRD als Nichtregierungsorganisation (NGO) weitergefiihrt und ist auch als solche
bei der UNO registriert (sieche auch D-U-N-S Firmeneintragung bei der Auskunftsdatei
D&B).

http:/ /www.verfassungen.de/de/gg.htm (GG - Anderungen))

Whttp:/ /www.gesetze-xxl.de/allgemeine-verwaltungsvorschrift-zum-auslandergesetz,/ Abs. 1.2
H2http://www.zaoerv.de/25 1965/25 1965 3 b 499 515.pdf

H3http: //justitia-deutschland.org/R/RuStAG-1913.htm

H4http: //www.stmi.bayern.de/buerger/staat/staatsangehoerigkeit /detail /05788 /

WShttp: / /www.aufenthaltstitel.de/staatenlose.html
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Wir verweisen hier auf die Betrige von “Sommer’s Sonntag” mit Erklarungen zur La-
ge’m, sowie auf “Bundesrecht / Berlin nach 1990’@.

A.9. Bereinigungsgesetze

In den Jahren 2006, 2007 und 2010 wurde durch die Bereinigungsgesetze von den Alliier-
ten angeordneten. Bei diesem Vorgang hatte weder der Bundestag noch der Bundesrat
Einfluss. Diese Bereinigungsgesetze wurden im Bundesanzeiger veroffentlichen und da-
mit giiltig. Dabei handelt es sich um das erste und zweite Gesetz iiber die Bereinigung
von Bundesrecht im Zusténdigkeitsbereich des Bundesministerium fiir Justiz (24.04.2006
/29.11.2007 / 14.12.2010) der BRD. Somit wurde der BRD die staatliche Gesetzgebung
entzogen. Die Bereinigungsgesetze heben die Geltungsbereiche jeweils im § 1 der Gesetze
auf.

Durch das Aufheben der Aufhebung erfolgt ein Wiederinkrafttreten. Aufgehoben wur-
den:

Die bundesrechtlichen Vorschriften iiber die Bereinigung von Besatzungsrecht im zwei-
ten Bereinigungsgesetz des Jahres 2007 im Art. 4 - § 2 - (Erstes Gesetz zur Authebung
des Besatzungsrechtes vom 39. Mai 1956. Zweite Gesetz 30. Mai 1956, drittes Gesetz 23.
Juli 1958, viertes Gesetz 19.Dezember 1969). Damit wurde die Aufhebung wieder
aufgehoben. Somit ist das Besatzungsrecht in Deutschland™’| wieder in Kraft
gesetzt. Das SHAEF-Gesetz ist weiterhin giiltig.

Die Haager Landkriegsordnung (HLKO, d. h. Volkerrecht) wird dagegen erst dann au-
fser Kraft gesetzt, nachdem der erste und zweite Weltkrieg durch einen Friedensvertrag
beendet wird.

Quellen zu den Bereinigungsgesetzen (Gesetzblitter):
1. BGBI. 2006, Teil I, Nr. 18, S. 866ff, ausgegeben zu Bonn am 24. April 2006
2. BGBI. 2007, Teil I, Nr. 59, S. 2614ff, ausgegeben zu Bonn am 29. November 2007
3. BGBL. 2010, Teil I, Nr. 63, S. 1864ff, ausgegeben zu Bonn am 14. Dezember 2010

A.9.1. Erstes Bereinigungsgesetz

Im ersten Bereinigungsgesetz wird z. B. im Artikel 14 - Gerichtsverfassungsgesetz,
Artikel 49 - die Zivilprozessordnung, Artikel 67 - die Strafprozessordnung der Gel-
tungsbereich aufgehoben.

Artikel 4 Aufhebung des Gesetzes zur Priifung von Rechtsanwaltszulassungen, Notar-
bestellungen und Berufung ehrenamtlicher Richter,

H6http://terraherz.at/category /sommers-sonntag,/

UThttp: //www.politaia.org /wichtiges /sommers-sonntage-1-15-playlist /

U8http: //www.gesetze-im-internet.de/ blg 6/BJNR021060990.html

19http: / /www.gesetze-im-internet.de/avorbaschrbek /

120]aut SHAEFF-Gesetz ist Deutschland das Deutsche Reich in den Grenzen von 1937
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Artikel 20 Aufhebung des Gesetzes iiber die Zustéindigkeit der Gerichte bei Anderungen
der Gerichtsbarkeit,

Artikel 21 Aufhebung der Verordnung zur einheitlichen Regelung der Gerichtsverfas-
sung,

Artikel 22 Aufhebung des Gesetzes zur Wiederherstellung der Rechtseinheit auf dem
Gebiet der Gerichtsverfassung, der biirgerlichen Rechtspflege, des Strafverfahrens
und des Kostenrechts,

Artikel 23 Aufhebung des Gesetzes iiber Rechtsverordnungen im Bereich der Gerichts-
barkeit,

Artikel 24 Aufhebung des Gesetzes iiber das Gerichtswesen in Berlin,

Artikel 46 Aufhebung des Gesetzes zur Anderung und Erginzung beurkundungsrecht-
licher Vorschriften,

Artikel 53 Auflésung des Gesetzes zur Anderung des Rechtspflegergesetzes, des Beur-
kundungsgesetzes und zur Umwandlung des Offenbarungseides in einer eidesstatt-
lichen Versicherung,

Artikel 55 Aufhebung der Verordnung iiber die Vollstreckung landesrechtlicher Schuld-
titel,

Artikel 56 Aufhebung der Verordnung iiber Maknahmen auf dem Gebiet der Zwangs-
vollstreckungen,

Artikel 185 Aufhebung der Durchfiihrung zum Gesetz iiber die Errichtung einer Deut-
schen Verrechnungskasse,

Artikel 186 Aufhebung des Gesetzes iiber die Deutschen Landesrentenbank

A.9.2. Zweites Bereinigungsgesetz

Im zweiten Bereinigungsgesetz wird zum Beispiel im
Artikel 1 - die Aufhebung des Gesetzes iiber die Eingliederung des Saarlandes,
Artikel 2 - Authebung des Gesetzes zur Einfiihrung von Bundesrecht im Saarland,

Artikel 57 - Aufhebung des Einfiihrungsgesetzes zum Gesetz iiber Ordnungswidrigkei-
ten (Geltungsbereich),

Artikel 4 - Aufhebung des Besatzungsrechtes wurde aufgehoben, alles was nicht dem
Art. 73, 74, 75 GG zuzuordnen und Bundesgesetz ist, aufgehoben.

Artikel 3 Aufhebung des Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsangeho-
rigkeit
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Artikel 18 Aufhebung des Gesetzes, betreffend die Beglaubigung 6ffentlicher Urkunden,
Artikel 40 Anderung des Patentgesetzes,

Artikel 42 Aufhebung des Gesetzes iiber die Errichtung eines Patentamtes im Vereinig-
ten Wirtschaftsgebiet,

Artikel 108 Aufhebung des Gesetzes iiber Sozialversicherungen.

Das "Gesetz iiber die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit" in der Fassung
der Bekanntmachung vom 20.05.1898 (RGBI. I S. 771) zuletzt gedndert durch Gesetz
vom 12.03.2009 (BGBI. I S. 470) m.W.v. 18.03.2009 wurde aufier Kraft gesetzt am
01.09.2009 aufgrund des Gesetzes vom 17.12.2008 (BGBI I S. 2586). Damit gibt es keine
staatliche und keine freiwillige Gerichtsbarkeit mehr. Privatgerichte !?7 Damit hat man
dem gesamten Justizwesen (Art. 92 - 104 GG) die gesetzliche Befugnis entzogen. Alle
Bereinigungsgesetze sind damit voll giiltige Bundesgesetze. Ausdriicklich davon ausge-
nommen ist das Kontrollratsgesetz Nr. 35 (Schiedsverfahren bei Arbeitsstreitigkeiten).
1982 wurde das Staatshaftungsgesetz geloscht und mit Authebung von Art. 34 GG durch
das 2. BMJBBG vom 23.11.2007 mit Art. 4 § 1 (1) auch die Staatshaftung und damit
die "6ffentliche-rechtlichen" Regelungen.

A.9.3. Bereinigungsgesetze als Reaktion auf ein Gerichtsurteil?

Wahrscheinlich waren die Bereinigungsgesetze auch eine Reaktion auf ein Urteil vor dem
Europdischen Menschenrechtsgerichtshof (EGMR) aus dem Jahr 2006. (Stirmeli - Urteil
Nr. 75529/01 vom 8. Juni 2006). Dieses Urteil des EGMR Art. 36 Menschenrechtskon-
vention besagt im Tenor, daf ein rechtswirksames Rechtsmittel gegen Rechtsmissbrauch
und Billigkeitsrechte fiir die Einhaltung des Rechtes auf ein rechtsstaatliches Verfahren
in der BRD nicht gegeben ist.

Bereinigungsgesetz 200@, Bereinigungsgesetz 2008[27], Bereinigungsgesetz 2007[133], Sa-
chenbereinigungsgeset4 >, Besatzungsrecht'>]

A.9.4. Gesetz zur Uberleitung von Bundesrecht nach Berlin (West)

Mit dem Gesetz zur Uberleitung von Bundesrecht nach Berlin wird dokumentiert, daf
das Bundesrecht in Berlin weiterhin keine Anwendung findet. Im Gesetz zur Uberleitung
von Bundesrecht nach Berlin (West) werden im § 2 Sonderregelungen und im § 3 Aus-
nahmen festlegt. Dies hat zur Folge, dafs in Berlin weiterhin die Rechte der Alliierten
uneingeschrinkt gelten. Fiir einen juristischen Laien ist dieses Gesetz so angelegt, daf
es nur schwer nachvollziehbar ist.

21http: / /www.buzer.de/gesetz /7172 /index.htm
122http: / /www.verfassungen.de/at /Bund /bvg2008-2.htm
123http: / /www.buzer.de/gesetz /7965 /index.htm
124http: / /www.buzer.de/gesetz /6679 /index.htm
125http:/ /www.buzer.de/gesetz/7963 /index.htm
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Folgendes Bundesrecht findet in Berlin keine Anwendung (siehe § 2 und § 3).

Stand: 26.11.2013 (Sechstes Uberleitungsgesetz - 6. UblG k.a.Abk.) G. v. 25.09.1990
BGBI. I S. 2106, 2153; zuletzt gedndert durch Artikel 1 V. v. 31.10.2006 BGBI. I S. 2407;
Geltung ab 03.10.1990 FNA: 105-5; 1 Staats- und Verfassungsrecht 10 Verfassungsrecht
105 Herstellung der Einheit Deutschlands 1 frithere Fassung des 6. UblG | Entwurf /
Begriindung des 6. UblG | 6 Vorschriften zitieren das 6. UblG

O Eingangsformel

O § 1 Grundsatz

O § 2 Sonderregelungen

O § 3 Ausnahmen

O § 4 Auferkrafttretende Sondervorschriften
O § 5 Inkrafttreten

Nach unserem heutigen Wissenstand ist das Inkrafttreten noch nicht im Bundesgesetz-
blatt bekannt gegeben worden. Ein Inkrafttreten findest jedoch nur unter folgenden

Voraussetzungen statt:
Ein Auszug aus dem § 5 Inkmfttreten@:

(1) Dieses Gesetz tritt in dem Zeitpunkt in Kraft, in dem die alliierten Vorbehaltsrechte
in Bezug auf Berlin fortfallen oder suspendiert werden.

(2) Das Auswirtige Amt gibt den Zeitpunkt des Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt
bekannt.

A.10. Bundesgerichtsurteile
Das Bundesverwaltungsgericht urteilt (BVermGE 17, 192 =DVBI 1964, 147):

"Jedermann muss, um sein eigenes Verhalten darauf einrichten zu kénnen,
in der Lage sein, den rdumlichen Geltungsbereich eines Gesetzes ohne weite-
res feststellen zu konnen. Ein Gesetz das hieriiber Zweifel aufkommen 1aft,
ist unbestimmt und deshalb wegen Verstofses gegen das Gebot der Rechtssi-
cherheit ungiltig."

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil (BVerfG 3, 288 (319f:6,309 (338,363))
folgendes geurteilt:

"Gesetze ohne Geltungsbereich besitzen keine Giiltigkeit und Rechtskraft."

und ...

126http: / /www.buzer.de/gesetz/4028 /
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"Die Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts binden die Verfas-
sungsorgane des Bundes und der Lander sowie alle Gerichte und Behorden."

(BVerfGG § 38)

Siehe auch Artikel 20 GG. (Verfassungsgrundsétze, Widerstandsrecht)

(3) "Die Gesetzgebung ist an die verfassungsméafige Ordnung, die vollzichende Gewalt
und die Rechtsprechung sind an Gesetz und Recht gebunden."

(4) "Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen
das Recht zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht moglich ist."

A.11. Zustand der BRD

Der Zustand der BRD und seiner “Behorden” wird anhand folgender Beispiele deutlich.
Der Musterschut4™ fiir den Namen “POLIZEI” beim Deutschen Patent- und Marken-

amt

die Grundsatzredﬂ zum Grundgesetz (GG) von Carlo Schmid 1948,

“Wir haben nicht die Verfassung Deutschlands oder West-Deutschlands zu
machen. Wir haben keinen Staat zu errichten.”

sowie die Aussage des SPD-Politikers Sigmar Gabrie[?’] in “Sigmar Gabriel und die
Wahrheit”

“Ich sage euch, wir haben gar keine Bundesregierung, wir haben - Frau Merkel
ist Geschéftsfiihrerin einer neuen - Nichtregierungsorganisation in Deutsch-
land!”

Volker Schénd™| von der Gewerkschaft der POLIZEI (DPolG, DEUTSCHE POLIZEI-
gewerkschaft Landesverband Sachsen) schreibt in der Zeitschrift der Gewerkschaft tiber
die Bereinigungsgesetze und die dadurch aufgehobenen Gesetze folgendes:

Durch die Bereinigungsgesetze wurden der BRD alle Gesetze genommen. I

A.12. Kriegslist ist in der HLKO erlaubt

Die Alliierten haben die Staatsangehorigen des Deutschen Bundes von 1871 mit seinen
Bundesstaaten zu Bundesbiirgern (juristische Personen) gemacht. Dieses Vorgehen ent-
spricht einer Kriegslist, die laut der Haager Landkriegsordnung (HLKO) erlaubt ist. Um
den juristischen Folgen zu entgehen, kann man sich wieder von der juristischen Person

trennen.
Heute beantragt der Unwissende freiwillig den "Personalausweis" oder geht wéhlen.

12Thttp: / /register.dpma.de/ DPMAregister /marke /register /302437827 /DE

128http: / /www.youtube.com/watch?v=gWklZtdjhS0

129http: / /www.youtube.com/watch?v=KsEHnMMKfLU, http://brd-gmbh.blogspot.de/
130http: / /www.youtube.com /watch?v=gR6AxRxKERs
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Durch den beantragten Personalausweis geht diese Person einen Vertrag mit der BRD
ein. Hierbei ist anzumerken, daft das Vertragsrecht dem Volkerrecht iibergeord-
net ist. In der Konsequenz haftet der Bundesbiirger fiir die Handlungen der BRD, d. h.
auch fiir deren Schulden (siehe Européischer Stabilitdtsmechanismus ESM, Vertrag von
Lissabon, Handelsvertrage wie TTIP).

A.13. Das elektronische Formular “Elster”’

Beim Programm Elster handelt es sich um (zitiere Wikipedia) ein Konstrukt der Firma
Finanzamt der Firma BRD.

Endbenutzer-Lizenzvertrag (EULA) und Datenschutzhinweis Endbenutzer-Lizenzvertrag
und Datenschutzhinweig™ | zwischen dem Bayerischen Landesamt fiir Steuern als dem
bundesweiten Koordinator des ELSTER-Projektes, (nachfolgend "Steuerverwaltung"
oder "LfSt") und dem Steuerbiirger.

Das LfSt (Steuerverwaltung) handelt hier fiir den Freistaat Bayern in seiner Eigenschaft
als bundesweiter Koordinator des Projektes ELSTER der Finanzverwaltungen von Bund
und Landern.

§ 1 Vertragsparteien

(1) Die Haftung fiir die Verletzung von Amtspflichten (§ 839 BGB, Artikel 34 GG) wird
durch diesen Vertrag und insbesondere § 6 nicht beschrankt. Unbeschrankt haftet die
Steuerverwaltung in den Féllen der Verletzung von Leben, Kérper und Gesundheit sowie
nach dem Produkthaftungsgesetz.

(2) Im Ubrigen haftet die Steuerverwaltung nach den gesetzlichen Vorschriften des Schen-
kungsrechts."

§ 6 Haftung (Programm Ester)

Auf diesen Vertrag ist ausschlieflich deutsches Recht mit Ausnahme des EGBGB an-
wendbar.

§ 12 Deutsches Recht
Damit ist in den § 6 und § 12 des Programms "diebische" Elster das BGB bis auf
die § 839 -Haftung bei Amtspflichtverletzung- und den Artikel 34 GG (Haftung bei
Amtspflichtverletzung) ausgeschlossen.
Dadurch ist auch die Schadensersatzpflicht im § 823 des BGB (Schadensersatzpflicht)
ausgeschlossen. Offenbar will man sich als Firma vor zukiinftigen Schadensersatzpflicht
absichern !!

13Thttps:/ /www.elster.de/elfodown2.php?who=2005/2006
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(1) "Wer vorsétzlich oder fahrldssig das Leben, den Korper, die Gesundheit, die Freiheit,
das Eigentum oder sonstige Rechte eines anderen widerrechtlich verletzt, ist dem anderen
zum Ersatz des daraus entstandenen Schadens verpflichtet."

(2) "Die gleiche Verpflichtung trifft denjenigen, welcher gegen ein den Schutz eines an-
deren bezweckendes Gesetz verstoft. Ist nach dem Inhalte des Gesetzes ein Verstof
gegen dieses auch ohne Verschulden moglich, so tritt die Ersatzpflicht nur im Falle des
Verschulden ein.

BGB § 823

A.14. Abkiirzungen und Begriffe
HLKO Haager Landkriegsordnung regelt...

EU Européaische Union

BGB Biirgerliches Gesetzbuch
BGBI Bundesgesetzblatt

BRD Bundesrepublik Deutschland
BVerfGE Bundesverfassungsgericht

BMJBG Gesetz iiber die Bereinigung von Bundesrecht im Zustédndigkeitsbereich des
Bundesministeriums der Justiz

DDR Deutsche Demokratische Republik

DPMA Deutsches Patent und Markenamt

D-U-N-S Data Universal Numbering System

ESM Européischer Stabilitdtsmechnismus

EStA Bundeseinheitliches Staatsangehorigkeitsregister
IWF Internationaler Wéahrungsfond

GG Grundgesetz

NRO Nichtregierungsorganisation

NATO North Atlantic Treaty Organization

NGO non-governmental organization (siche NRO)
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GVG Gerichtsverfassungsgesetz

GVGA Geschiftsanweisung fiir Gerichtsvollzieher
AO Abgabenverordnung

SGB Sozialgesetzbuch

SHAEF-Gesetz Supreme Headquarters Allied Expeditionary Force
UN United Nations

UNQO United Nations Organisations

RAQO Reichsabgabenordnung

RuStAG Reichs- und Staatsangehorigkeitsgesetz
StAG Staatsangehorigkeitsgesetz?

DR Deutsches Reich

ECHR Européischen Menschengerichtshof

GVO Gerichtsvollzieherordnung
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Die Mehrheit der gewohnlichen
Bevolkerung versteht nicht was wirklich
geschieht. Und sie versteht noch nicht
einmal, dass sie es nicht verstent.

Noam Chomsky,
Kommunikationswissenschatftler

Haben Sie den Eindruck, dass sie von Politikern in diesem Land nicht ausreichend vertreten
werden? Wuldten Sie, dass wir immer noch ein besetztes Land sind und dies sogar
oOffentlich von Politikern bestatigt wird?  Fragen Sie sich: ,was kann ich als Einzelner schon
ausrichten?*  Wuldten Sie, dal’ in unserem Land die Besatzer bestimmen, was wir Uber
unsere Geschichte lernen? Wufldten Sie, dafd die Informationen die wir Uber Printmedien,
Radio und Fernsehen erhalten ebenfalls von den Besatzern bestimmt werden?

Welche Staatsangehdrigkeit besitzen wir? Wie ist es um unser Land bestellt?
Durfen deutsche Staatsangehdrige keine Lehrer werden? Mussen wir GEZ zahlen?
Wer wird fur Griechenland zahlen? Wer lenkt Deutschland? Und was ist Deutschland
Uberhaupt?

Diese und weitere Fragen soll das vorliegende Buch naher beleuchten. Falls Sie sich fur
Geschichte und Politik interessieren, so stellt dieses Buch einen guten Einstieg in ein wenig
bekanntes, aber sehr bedeutendes Thema dar.

Und noch vier Buch-Tipps: ,Das Deutschland Protokoll* von Holger Frohner, ,Wenn das die
Deutschen wussten...: ...dann hatten wir morgen eine (R)evolution!* von Daniel Prinz,
.Preufden und die Wurzeln des Erfolgs” von Erhardt Bédecker und “Die BRD-GmbH” von Dr.
klaus maurer. Wollen Sie wissen warum klaus maurer seinen Namen vollstandig klein
schreibt? Eine Suche im Netz nach “capitis diminutio maxima” liefert erstaunliche
Informationen.

Neben vielen interessanten Antworten und Fakten enthalt dieses Buch einen Wegweiser wie
sie sich und ihre Familie schiitzen kénnen.

/ Amt der Gemeinde Neuhaus in Westfalen
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	Vorwort 
	Über die Autoren
	Etwas deutsche Geschichte
	Der Weg in die Freiheit und den Frieden (Staatlichkeit)
	Unsere Erfahrung und was zu erwarten ist
	Gelber Schein - Staatsangehörigkeitsausweis
	Ausfüllen des Antrages zur Staatsangehörigkeitsurkunde
	Beantragen der Staatsangehörigkeitsurkunde
	Schreibweisen von Vornamen und Familiennamen
	Rechte durch die Staatsangehörigkeitsurkunde

	Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht
	Personalausweis, Personenausweis und Reisepass
	Kündigen der handelsrechtlichen Verträge der BRD
	Erklären des Willens als deutscher Staatsangehöriger
	Aktivieren einer Gemeinde
	Abmelden von der BRD-Gemeinde (im Handelsrecht)
	Anmeldung bei einer aktivierten Gemeinde
	Schutz der aktivierten Gemeinde
	Besonderheit für die Britische Besatzungszone
	Klage beim Internationalen Gerichtshof
	Gemeindepartnerschaften


	Staatsangehörige im BRD-System (Handelsrecht)
	Souveräne Bürger
	Schriftverkehr und Begriffsbedeutung
	Umgang mit Pressevertretern
	Führerschein weg wegen politischer Meinung?
	Die POLIZEI unser Freund und Helfer
	Staatsangehörige sind keine ``Reichsbürger''
	BRD-Behörden und wir
	Drohende Hausversteigerung wegen BRD-Forderungen
	Achillesferse GmbH, Aktiengesellschaft & Co.
	Ungültige Kreditverträge
	Allg. Steuerpflicht für Bundesstaatsangehörige
	Allgemeine Steuerpflicht
	Steuerpflicht für abhängig Beschäftigte

	Körperschaften des öffentlichen Rechts  (K. d. ö. R.)
	Abmelden von der Krankenkasse (K. d. ö. R.)
	Abmelden von der GEZ (K. d. ö. R.)
	Abmelden von der IHK (K. d. ö. R.)

	Beantragen von Sozialgeld nach SGB XII gemäß HLKO
	Indirekter Zugriff auf Vermögen
	Umgang mit ``gelben Briefen'' vom Gericht
	Umgang mit dem ``Gerichtsvollzieher''

	Friedensvertrag zum ersten Weltkrieg
	Schlusswort
	Anhang
	Wichtige Hinweise
	Zitate
	Dokumente inkl. Schreiben von BRD-''Behörden''
	FAX-Nummern und Adressen
	Zehn Strategien die Gesellschaft zu manipulieren
	Briefvorlagen und Formulare
	Grundlagenwissen
	Haager Landkriegsordnung (HLKO)
	UN Charta (Feind-Staaten-Klausel der UNO)
	SHAEF-Gesetz Nr. 52
	Gerichtsvollzieherordnung
	Umorganisation der BRD
	Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetz für das Deutsche Reich
	Der Begriff ``Ausländer''

	Streichung des Grundgesetzes
	Bereinigungsgesetze
	Erstes Bereinigungsgesetz
	Zweites Bereinigungsgesetz
	Bereinigungsgesetze als Reaktion auf ein Gerichtsurteil?
	Gesetz zur Überleitung von Bundesrecht nach Berlin (West)

	Bundesgerichtsurteile
	Zustand der BRD
	Kriegslist ist in der HLKO erlaubt
	Das elektronische Formular ``Elster'' 
	Abkürzungen und Begriffe


